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Sie lesen in dieser Ausgabe

Was spricht dagegen, aus-
zuprobieren, ob Fußgän-
ger, Rad- und Autofahrer
sich nicht auch partner-
schaftlich auf einem Ver-
kehrsraum begegnen kön-
nen? Das Zauberwort heißt
shared space - ein ebenso
revolutionäres wie interes-
santes Verkehrskonzept,
das unser Bürgermeister
demnächst in Augenschein
nehmen wird. Seite 19
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Trend zu mehr Individualität

Der Wandel traditioneller Werte und Ein-
stellungen macht auch vor dem Bestat-
tungswesen nicht Halt. Die Kommunen
sehen sich heute neuen Wünschen und
Bedürfnissen ausgesetzt, denen sie
Rechnung tragen müssen. Seiten 14/15

Energie...

... aus der Sonne, aus der Erde, aus der
Tiefe, aus dem Wasser, aus der Luft, aus
dem Wind, aus Biomasse, aus Holz, aus
Abfall, Kohle, aus Öl, aus Gas, aus Kern-
kraft, aus Kernfusion, aus Feuer...
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Landesversammlung des Bayerischen Gemeindetags:

Bayern braucht
starke Gemeinden

„Bayern braucht starke Gemeinden“ lautet die Kernthese
der Rede von Innenminister Joachim Herrmann während
der Landesversammlung des Bayerischen Gemeindetags am
14. und 15. Oktober in Bad Gögging. Mit Spannung erwar-
tet wird von den Repräsentanten der bayerischen Kommu-
nen auch der neue Erzbischof von München und Freising,
Professor Dr. Reinhard Marx. Sein Vortragsthema lautet:
„Kirche und Kommunen - gemeinsam soziale Verantwor-
tung übernehmen“. Neben der Wahl des Präsidenten, seiner
Stellvertreter und des Landesschatzmeisters bildet die Ver-
leihung des Kommunalpreises des Bayerischen Gemeinde-
tags ein weiteres „Highlight“ der Veranstaltung.

Lebensqualität im ländlichen Raum:

Beachtlicher
Standard

Wirtschaftsministerium legt Bericht vor –Attraktiver
Lebens-, Wirtschafts-, Kultur- und Naturraum

Der ländliche Raum im Freistaat steht besser da denn
je. Er prägt mit seiner Vielfalt an Natur und Kultur,
seinen Dörfern und Städten, seiner lebendigen Bür-
gergesellschaft, der bäuerlichen Land- und Forst-
wirtschaft und seiner mittelständischen Wirtschafts-
struktur ganz entscheidend das Bild Bayerns. Die Le-
bensbedingungen in den Verdichtungsräumen und
im ländlichen Raum sind nicht gleich, aber angesichts
der vielfältigen Vorzüge des ländlichen Raums gleich-
wertig, wie der neu vorgelegte Bericht des Bayeri-
schen Wirtschaftsministeriums „Leben und Arbeiten
im ländlichen Raum – eine Dokumentation zur Le-
bensqualität“ verdeutlicht.

Das Bild des ländlichen Raums
in der (städtischen) Öffentlichkeit
weicht häufig ab von den objekti-
ven Gegebenheiten und dem sub-
jektiven Empfinden der Bevölke-
rung des ländlichen Raums.

Wirtschaftliches
Kraftzentrum

Hohe Zufriedenheitsquoten be-
stätigen, dass der ländliche Raum
einen beachtlichen Entwicklungs-
standard erreicht hat. Das gilt für
die Arbeitsmöglichkeiten ebenso

wie für die Ausstattung mit Infra-
struktur, Bildungseinrichtungen
und die reale Kaufkraft.

Stichwort Bruttoinlandspro-
dukt: Bayern hat sich nach dem
Ende des Zweiten Weltkriegs
vom Agrarstaat zu einem wirt-
schaftlichen Kraftzentrum ersten
Rangs entwickelt. Im Zeitraum
2000 bis 2007 ist die Wirtschaft
in Bayern (+ 14,5 %) wesentlich
dynamischer gewachsen als in
Deutschland insgesamt (+ 8,5
%). An dieser Entwicklung war

(Fortsetzung auf Seite 4)

Seit dem Tag der Deutschen Einheit, dem 3. Oktober, ziert der
Johann-Daum-Brunnen in Heiligenstadt i. Ofr. als Erntedank-
Brunnen den schönen Marktplatz und das dahinter liegende
Fachwerk-Rathaus. „Ein wundervollerAnblick“, so Bürgermei-
ster Helmut Krämer, sei der Brunnen, den die Vorsitzende des
Gartenbauvereins, Gertrud Hübschmann, mit ihrer Mann-
schaft liebevoll mit Obst, Gemüse und Früchten aus der Region
schmückte. Mit dieser Aktion wollen Verein und Kommune ge-
meinsam Kinder, Bürger und Besucher auf die Schöpfung und
den Sinn des Erntedankfestes aufmerksam machen. „Es ist“, so
der Bürgermeister, „keine Selbstverständlichkeit, dass wir uns
jeden Tag an einen gedeckten Tisch setzen können“. Erntedank
und die Früchte, die in Heiligenstadt i. OFr. zu sehen sind, sollen
daran erinnern. „Auch in einem Jahr, in dem Obst und Gemüse
reichlich geerntet werden konnten, dürfen wir den Dank an den
Schöpfer nicht vergessen“, so Gertrud Hübschmann. Bis zum
Kirchweih-Dienstag kann der Erntedank-Brunnen in Heiligen-
stadt im Leinleitertal bewundert werden.

Guter Start für
Infrastrukturförderung

Bayerns Städte und Gemeinden nehmen das neue Finanzie-
rungsangebot der LfA Förderbank Bayern gut an: Zwei Mona-
te nach Start des Infrakredit Kommunal hat die Förderbank
zinsverbilligte Darlehen in Höhe von 17,5 Millionen Euro für In-
frastrukturmaßnahmen zugesagt. Die bereit gestellten Förder-
mittel stoßen kommunale Investitionen von über 40 Millionen
Euro an. Das Geld fließt vor allem in die Verbesserung der Ab-
wasserentsorgung und in Verkehrsprojekte.

Finanzminister Erwin Huber
zeigt sich erfreut: „Der Standort-
vorteil Bayerns wächst. Denn
das neue Förderprogramm er-
leichtert Kommunen die Finan-
zierung und hilft, die Infrastruk-
tur auf den neuesten Stand zu
bringen.“

LfA Vorstand Dr. Otto Beierl
bestätigt: „Eine moderne kom-

munale Infrastruktur ist die Basis
für einen leistungsfähigen Wirt-
schaftsstandort.

Das Verfahren
ist einfach und schnell

Die gute Nachfrage beim
durch KfW und LfA zinsverbil-
ligten Infrakredit Kommunal

entspricht unseren Erwartungen
und kommt letztendlich auch
den heimischen Betrieben zu-
gute.“

Das Angebot, mit dem Infra-
kredit Kommunal bis zu 50 Pro-
zent des gesamten Kreditbedarfs
zu finanzieren, wurde in allen
Förderanträgen voll ausgenutzt.
Förderbereiche sind Investitio-
nen in Wasserversorgung, Ab-
wasserentsorgung sowie Ver-
kehrsinfrastruktur einschließlich
dem Personennahverkehr. Der
Antrag für den Infrakredit Kom-
munal wird direkt bei der LfA
gestellt. Das Verfahren ist ein-
fach und schnell.

Stadtmarketingpreis 2008 an Hallstadt, Weilheim, Rosenheim und Augsburg:

Projekte mit hohem
Vorbildcharakter

Immer mehr bayerische Städte entwickeln innovative Maßnah-
men für eine professionelle Vermarktung ihrer Innenstädte.
„Die Verbreitung und Intensivierung des Stadtmarketing durch
die bayerischen Kommunen ist eine wichtige mittelstandspoliti-
sche Aufgabe. Die gewachsenen bayerischen Innenstädte sind
Hauptstandorte für den mittelständischen Einzelhandel, das
Gastgewerbe, für die haushaltsnahen Dienstleistungen und das
Handwerk. Eine Aufwertung der Innenstädte seitens der Kom-
munen ist daher von großer Bedeutung“, betonte Bayerns Wirt-
schaftsministerin Emilia Müller bei der Bekanntgabe der
Preisträger des Bayerischen Stadtmarketingpreises 2008.

Mit dem Preis wurden vier
bayerische Städte ausgezeichnet,
die Mittelstand und Handel in
den Innenstädten durch heraus-
ragende Stadtmarketingprojekte
gefördert haben. Preisträger sind
in diesem Jahr die Städte Hall-
stadt (Kategorie Städte bis 20.000

Einwohner), Weilheim (Städte
bis 50.000 Einwohner), Rosen-
heim (Städte bis 100.000 Ein-
wohner) und Augsburg (Städte
über 100.000 Einwohner). Die
Vorsitzende der Stadtmarketing
Dachau e.G., Josefa Wester-
mann, erhielt für ihre Verdienste

um das Stadtmarketing in Dach-
au den Persönlichkeitspreis weil
sie mit großem persönlichen En-
gagement wesentlich dazu bei-
getragen hat, dass in Dachau aus
verschiedenen, konkurrierenden
Vorgängerorganisationen 2007
eine schlagkräftige Stadtmarke-
tingorganisation entstanden ist.

Viel privates Engagement

Nominiert und mit einer Ur-
kunde ausgezeichnet wurden die
Städte Regensburg, Bamberg,
Neuburg a.d. Donau, Burgau
und Weißenhorn. Die Initiative
‚Historische Semmelstraße’ aus
Würzburg erhielt aufgrund des
großen privaten Engagements
der mittelständischen Händler
eine Belobigung.

In der Kategorie 1 der Städte
(Fortsetzung auf Seite 2)

Tag der Regionen 2008:

Ideen für den
Klimaschutz

Alljährlich greifen zahlreiche Aktive, Akteure und
Veranstalter das jeweilige Jahresthema zum Tag der
Regionen auf. Vom 27. September bis 12. Oktober
steht heuer der „Klimaschutz durch kurze Wege“ im
Mittelpunkt. Kerntag war der 5. Oktober - der kirch-
liche Erntedanksonntag.

Mit Märkten, Infotouren, Hof-
festen, Führungen, regionalen
Speisekarten, fair gehandelten
Produkten und fairer, regenerati-
ver Energie werden beim Tag der
Regionen die kurzen Wege der
regionalen und fairen Wirt-
schaftskreisläufe gezeigt. Damit
wird das Bewusstsein für regio-
nales und faires Handeln, Leben
und Denken gestärkt. Bundes-
weit werden über 1000 Veran-
staltungen durchgeführt, davon
rund 250 in Bayern.

Im Wesentlichen sollen durch
das Jahresmotto 2008 Initiativen,
Kommunen und Unternehmen
mit Ideen und Erfahrungen zur

Effizienzsteigerung des Energie-
einsatzes angesprochen werden.

Artenreichtum
in Flora und Fauna

Die Spannbreite der kurzen
Wege reicht von der landwirt-
schaftlichen Produktion vor den
Toren der Städte über den Ein-
kauf und die Nutzung regionaler
Waren und Dienstleistungen vor
Ort bis hin zur regionalen Schul-
entwicklung.Aber auch wohnort-
nahe Erholung und Freizeit in ge-
sunder Luft gehören dazu. Wer
die Augen offen hält, kann fast
überall landschaftliche Schönheit
entdecken und Artenreichtum in
Flora und Fauna genießen.

„Die Akteure des Tags der Re-
gionen verbindet, dass sie der
globalisierten Welt die Wurzeln

(Fortsetzung auf Seite 2)
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Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Josef Eglseder

94501 Beutelsbach
am 27.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Hubert Gschwendtner
84533 Marktl

am 14.10.

Bürgermeister
Hans-Peter Koch

87463 Dietmannsried
am 18.10.

Bürgermeister Johann Spiel
83132 Pittenhart

am 22.10.

Bürgermeister
Werner Himmer

87616 Marktoberdorf
am 23.10.

Bürgermeister Anton Lang
89275 Elchingen

am 28.10.

Bürgermeister
Herbert Bauer

95685 Falkenberg
am 28.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Maurer

92697 Georgenberg
am 21.10.

Bürgermeister Franz Schmidtlein
91077 Hetzles

am 23.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Stegmair

85411 Hohenkammer
am 17.10.

Bürgermeister Wilhelm Lehmann
82269 Geltendorf

am 18.10.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Brückner

91230 Happurg
am 27.10.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Ziegler

97483 Eltmann
am 17.10.

Oberbürgermeister
Gerhard Jauernig
89312 Günzburg

am 18.10.

NNoocchhmmaall SSoonnnnee ttaannkkeenn!!NNoocchhmmaall SSoonnnnee ttaannkkeenn!!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen

direkt im Internet unter
www.1a-preisvergleichreisen.de

Huber und Beckstein geben nach dem Wahldesaster auf:

CSU sucht den Neuanfang
Koalitionsverhandlungen mit FDP und Freien Wählern

Nach dem Absturz der CSU bei der Landtagswahl von 60,7%
im Jahr 2003 auf heuer 43,4% der Wählerstimmen will die seit
1964 mit absoluter Mehrheit regierende Volkspartei den Neuan-
fang mit neuen Köpfen wagen. Parteivorsitzender Erwin Huber
und Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein haben nach kurz-
em Zaudern dem Druck, insbesondere aus Ober- und Nieder-
bayern nachgegeben. Huber amtiert noch bis zum eilig einberu-
fenen Sonderparteitag am 25. Oktober, Beckstein bis zur Neu-
wahl des Ministerpräsidenten, voraussichtlich am verfassungs-
gemäß letzten Tag, dem 27. Oktober. Der Landtag muss und
wird sich am 20. Oktober konstituieren.

Dem neuen Parlament ge-
hören 187 statt bislang 180 Ab-
geordnete an. Die CSU hat 92
(-32), die FDP 16 (seit 1994
nicht mehr vertreten), die SPD
39 (-2) und die Freien Wähler als
ganz neue Fraktion belegen 21
Sitze. Die sieben zusätzlichen
Mandate fielen als Ausgleichs-
mandate an die kleineren Partei-
en, nachdem die CSU 90 der 91
Direktmandate in den Stimm-
kreisen erobert hatte, um 4 mehr
als ihr nach dem gesamten Wahl-
ergebnis zugestanden hätten.

führen soll. Huber und Beckstein
nannten sieben Hauptkomplexe:
Wirtschaft und Mittelstand, länd-
licher Raum, Innovation in Wis-
senschaft und Forschung, Schul-
und Bildungspolitik, Sicherheit
und Freiheit, Heimat und Patrio-
tismus sowie Politik aus wert-
konservativen Ursprüngen.

Die Frage, wer Beckstein als
Ministerpräsident nachfolgen
soll, wurde vertagt. Bereitschaft
zur Kandidatur bekundeten In-
nenminister Joachim Herrmann,
Wissenschaftsminister Thomas

sident Alois Glück und seine ge-
rade noch wiedergewählte Stell-
vertreterin Barbara Stamm hat-
ten eindringlich davor gewarnt,
durch Schuldzuweisungen und
Personaldiskussionen neue Grä-
ben aufzureißen. Die Entschei-
dung, wer am 27. Oktober zum
Ministerpräsidenten gewählt
wird, sollte am 8. Oktober fallen.

Keine Verhandlungen
mit SPD und Grünen

Becksteins am Wahlabend
spontan geäußerte Absicht, auch
mit der SPD zu reden wurde von
Parteivorstand und Fraktion
nicht übernommen. Nicht ver-
handelt werden soll auch mit den
Grünen. Hubert Aiwanger, Vor-
sitzender und Fraktionschef der
neuen dritten Kraft im Maximili-
aneum, bestätigte die Verhand-
lungsbereitschaft der Freien Wäh-
ler, jedoch nicht um jeden Preis.
Er wies u. a. auf die Verankerung
seiner Partei in den Kommunen
hin, deren Interessen es zu wah-
ren gelte. Martin Zeil, FDP-Spit-

zenkandidat und vorläufiger Frak-
tionssprecher, bestätigte Schnitt-
mengen mit der CSU, sah aber
auch Differenzen, gemessen am
Wahlprogramm der FDP. Auf je-
den Fall müsse ein Kassensturz
für den Staatshaushalt gemacht
werden.

Die Parteitage reden mit

Stichwortartig erwähnte Zeil
die Finanzlage der Bayerischen
Landesbank, das strikte Gaststät-
tenrauchverbot sowie die Zahl
der Ministerien. Die Sondie-
rungsgespräche mit der CSU ste-
hen unter dem verfassungsbe-
dingten Zeitdruck. Auch FDP
und Freie Wähler müssten eine
Koalitionsvereinbarung von Par-
teitagen bestätigen lassen.

Franz Maget, gescheiterter
SPD-Ministerpräsidentenkan-
didat einer Anti-CSU-Koalition
führte demonstrativ bereits ein
Spitzengespräch mit dem bishe-
rigen Grünen-Fraktionschef Dr.
Sepp Dürr und dem FW-Vorsit-
zenden Hubert Aiwanger. Sie
stellten „große inhaltliche Ge-
meinsamkeiten“ fest. Die FDP
wäre gut beraten, ihre Vorfestle-
gung auf eine Koalition mit der
CSU angesichts deren desolaten
Zustandes zu überdenken, hieß
es in einer Presseerklärung. rm

Bezirkswahlen:

Dramatische Einbrüche
Die Bezirkswahl war insgesamt ebenso wie die Landtagswahl
von dramatischen Einbrüchen für die CSU geprägt. Die CSU
hat im schwäbischen, mittelfränkischen, unterfränkischen,
niederbayerischen und oberbayerischen Bezirkstag ihre
Mehrheiten verloren. Nur in Oberfranken konnte die Partei
ihre Vormachtstellung verteidigen.

In Schwaben büßte die CSU ihre Zweidrittelmehrheit ein. Zwar
konnte sie alle 13 Direktmandate erringen; damit herrscht jedoch
im neuen Bezirkstag mit 26 Sitzen eine Pattsituation. Auch in Mit-
telfranken hat der neue Bezirkstag 26 Mitglieder. Davon entfallen
zwölf Mandate auf die CSU, sieben auf die SPD, drei auf die Frei-
en Wähler, zwei auf die Grünen sowie auf FDP und Linke je ei-
nes. Wegen eines Überhangmandats der CSU ergab sich ein wei-
teres Ausgleichsmandat. Dieses fiel nach komplizierten Berech-
nungen auf die Freien Wähler. Bisher hatte der mittelfränkische
Bezirkstag 25 statt nunmehr 26 Mitglieder. Während die CSU in
Unterfranken nur noch zehn der 21 Bezirksräte stellt, hat sie ihre
absolute Mehrheit im oberfränkischen Bezirkstag mit neun von 17
Mandaten verteidigt.

Auch bei den niederbayerischen Bezirkswahlen musste die
CSU dramatische Verluste hinnehmen. Die Christsozialen sackten
von 61,1 auf 42 Prozent ab. Die Freien Wähler konnten dafür
ihren Stimmenanteil auf 15,6 Prozent verdoppeln und wurden
zweitstärkste Kraft. Von den 18 Sitzen entfallen neun auf die
CSU, drei auf die SPD, drei auf die Freien Wähler und jeweils ei-
ner auf die GRÜNEN, die FDP und die ödp. Somit herrscht wie in
Schwaben eine Pattsituation.

Vergrößern wird sich indes der Bezirkstag von Oberbayern:
Statt 58 werden in Zukunft 68 Bezirksrätinnen und Bezirksräte
dem Gremium angehören. Aber das ist nur eine der Veränderun-
gen, die das Wahlergebnis mit sich bringt. Acht Parteien schaffen
den Einzug in den Bezirkstag. Die CSU kann 28 Direktmandate
erobern und kommt als stärkste Fraktion auf ein Wahlergebnis von
38,5 Prozent der abgegebenen Gesamtstimmen - 18 Prozent we-
niger als noch vor fünf Jahren. Aus der Diskrepanz zwischen Ge-
samtstimmen und Direktmandaten resultieren 4 Überhangmanda-
te bei der CSU und 6 Ausgleichmandate bei anderen Parteien.

Die SPD erlangt 18,4 Prozent und 13 Sitze, darunter ein Direkt-
mandat. Die Grünen/Bündnis 90 erringen 12,4 Prozent und 9 Sit-
ze. Freie Wähler (10,6 Prozent) und FDP (9,6 Prozent) erhalten je-
weils 7 Mandate. Die fehlende Fünf-Prozent-Hürde ermöglicht
auch kleineren Parteien den Sprung in den Bezirkstag: Neu ist die
Linke mit 3,7 Prozent und zwei Sitzen. Die ödp erringt mit 2,6
Prozent wie bisher ein Mandat und der Bayernpartei gelingt mit
2,1 Prozent und einem Sitz nach fünf Jahren Pause wieder der
Einzug in den Bezirkstag. Nicht mehr vertreten sind die Republi-
kaner. 36 der 68 Bezirkstagsmitglieder sind erstmalig in dieses
Gremium gewählt worden. DK

Der Aufruhr in der CSU gegen
die Führungsriege bewog Erwin
Huber schon am Tag nach der
Wahl zur Rücktrittsankündigung,
ebenso seine Generalsekretärin
Christine Haderthauer. Beck-
stein gab in der ersten, stürmi-
schen Sitzung der neuen Land-
tagsfraktion am Mittwoch letzter
Woche auf. Verfassungsgemäß
bleibt er geschäftsführend bis zur
Wahl seines Nachfolgers mit sei-
nem Kabinett im Amt.

Sieben Themenkomplexe

Laut Beschluss des Parteivor-
stands vom Tag nach der Wahl
gehört er neben dem stellvertre-
tenden CSU-Vorsitzenden Bun-
deslandwirtschaftsminister Horst
Seehofer sowie dem bisherigen
Fraktionsvorsitzenden Georg
Schmid zu der Vierer-Arbeits-
gruppe, welche die notwendigen
Koalitionsverhandlungen durch-

Goppel, Fraktionschef Georg
Schmid, der zwischenzeitlich zu-
rückzog und Horst Seehofer;
dieser nur für den Fall, dass kein
anderer eine überzeugende Mehr-
heit in der Fraktion fände. Zu al-
len drei gab es Pro und Contra.

Schuldzuweisungen

Die Aussprache verlief laut
Teilnehmerberichten zwar auf-
geregt aber sachlich. Beckstein
und Huber haben demzufolge
Kritik an Dr. Edmund Stoiber
geübt, der für Fehlentwicklun-
gen mit verantwortlich sei und
jetzt die Ablösung seiner Nach-
folger betreibe. Stoiber nahm oh-
ne neues Landtagsmandat als
CSU-Ehrenvorsitzender an der
Fraktionssitzung teil. Auf Fragen
beruhigte er die Journalisten: „Es
sind keine Scherben zerbrochen
worden.“

Der scheidende Landtagsprä-

(Fortsetzung von Seite 1)
vor Ort entgegensetzen, dass sie
Alternativen zur Globalisierung
nennen, indem sie den Blick für
regionale Kreisläufe schärfen“,
fasst Brigitte Hilcher, Bundesko-
ordinatorin des Tags der Regio-
nen, zusammen, „denn die Le-
bensqualität einer Region wird
nicht nur durch eine intakte Um-
welt und ein reges Wirtschaftsle-
ben bestimmt. Eine lebendige
Region braucht ebenso ein gut
funktionierendes gesellschaftli-
ches Leben.“

Aktionsbündnispartner

Insgesamt tragen und gestalten
bundesweit 37 Partnerorganisa-
tionen aus Natur- und Umwelt-
schutz, Kirchen, Land- und Forst-
wirtschaft, Jugendarbeit, Touris-
mus, Bildung, Verbraucherschutz,
Gastronomie und mittelständi-
schem Handwerk die Ideen des
Tags der Regionen, die in den
Bundesländern zum Teil durch
Landesaktionsbündnisse ergänzt
werden. Die einzelnen Aktions-
bündnispartner treten als Unter-
stützergruppen auf.

Verantwortungsbewusster
Konsum und Genuss

Wie Dr. Otmar Bernhard,
Bayerischer Staatsminister für
Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, in einem Gruß-
wort betonte, zeigten die zahlrei-
chen Aktionen, dass jeder einen
Teil zum Klimaschutz beitragen
kann. Darüber hinaus machten
sie deutlich, dass sich verantwor-
tungsbewusster Konsum und
Genuss nicht ausschließen.

„Zukunftsfähige und umwelt-
verträgliche Konsum- und Wirt-
schaftsweisen beginnen vor der
eigenen Haustüre“, so Bernhard.
Kurze Wege schonten nicht nur
die Ressourcen, sie kurbelten
auch regionale Wirtschaftskreis-
läufe an und sicherten damit die
Lebensqualität. Bernhard: „Mehr
als bisher muss uns klar werden,
welchen Mehrwert regional er-
zeugte Produkte haben. Dann ha-
ben auch qualitativ hochwertige,
regionale Produkte gute Absatz-
chancen.“

Die Aktionen ziehen sich
durch über 40 bayerische Land-
kreise. In Eggolsheim, Landkreis
Forchheim, machten beispiels-
weise Kinder von drei bis sechs
Jahren in Begleitung von Er-
wachsenen unter dem Motto
„Apfelzwerge“ den großen Ap-
feltest. Welcher Apfel schmeckt
am Besten? Und wo kommt der
Apfel her? Im Lehmbackofen

konnte man sich seinen eigenen
Apfelkuchen backen. Obst von
traditionell bewirtschafteten Streu-
obstwiesen steht am 12. Oktober
im Mittelpunkt desApfelmarktes,
der seit zehn Jahren im Landkreis
Bamberg stattfindet. Der Kreis-
verband für Gartenbau und Lan-
despflege Bamberg lädt ein, sich
über alte Sorten zu informieren,
Äpfel zu kaufen, Kulinarisches
rund um den Apfel zu genießen
und das bunte Flair mit Kinderak-
tionen, Kunsthandwerk und vie-
les mehr zu erleben.

Beim 8. Fachkongress für
Holzenergie im Messezentrum
Augsburg am 9. und 10. Oktober
werden wiederum alle Bereiche
der Wertschöpfungskette Holz-
energie behandelt: EEG-Novel-
lierung, Holz im Wärmemarkt,
nachhaltige, regionale Rohstoff-
bereitstellungsketten, Finanzie-
rung von Holzenergieprojekten.
Noch bis 12. Oktober wird in
Beilngries im Naturpark Alt-
mühltal das Landidyll Hotel
Fuchsbräu mit „Ausstellung
und Kulinarik“ aufwarten. Do-
kumentiert wird die Geschichte
des historischen Kaiserbeck-An-
wesens, das ab Herbst aufwän-
dig saniert wird. Vorgestellt wer-
den die Baumaßnahmen inklusi-
ve der vorgesehenen Maßnah-
men zum Umweltmanagement
und Klimaschutz. Zum Tag der
deutschen Einheit kamen die Be-
sucher bereits in den Genuss ei-
nes kulinarischen Streifzugs
durch die deutschen Bundeslän-
der mit typischen Spezialitäten.

Fest für alle Sinne

Das diesjährige Landkreis-
Erntedankfest in Erlangen-
Höchstadt bot neben regional-
fränkischen Mittagsgerichten
auch zahlreiche Attraktionen
rund um das Thema Landwirt-
schaft, Musik- und Tanzdarbie-
tungen sowie ein umfangreiches
Kinderprogramm. Daneben offe-
rierten verschiedene Direktver-
markter ihre Produkte und infor-
mierten die Landfrauen über 60
Jahre Landfrauenarbeit. Außer-
dem nahm Landrat Eberhard Ir-
linger eine neue Fotovoltaikanla-
ge offiziell in Betrieb. Die 1.000
Jahre alte Stadt Kemnath im
Landkreis Tirschenreuth war ih-
rerseits Schauplatz der schon zur
Tradition gewordenen „Erlebnis-
wochen Fisch“. Gefeiert wurde
ein „Fest für alle Sinne“. Aus der
Steiermark, Tschechien, Polen,
Frankreich und sogar Asien ka-
men Gäste und präsentierten ihre
kulinarischen Spezialitäten.

Alles prima mit unserem Kli-

ma? Woher kommt unsere Ener-
gie? Wie funktionieren Klima-
wandel und Treibhauseffekt?
Was hat CO2 mit Energie zu
tun? Fragen, die bewegen. Das
Bildungszentrum Roggenburg
im Landkreis Neu-Ulm zeigt da-
zu noch bis 14. Dezember eine
interaktive Ausstellung.

Durch die Kooperation des
Deutschen Sparkassen- und
Giroverbandes (DSGV) mit dem
Bundesverband der Regionalbe-
wegung e. V. bietet sich auch den
Sparkassen die Möglichkeit, sich
am Tag der Regionen 2008 zu
beteiligen. Zum einen zeigen sie
mit eigenen Aktivitäten ihr En-
gagement vor Ort für die Region
und zum anderen können sie Ko-
operationen mit Initiativen des
Aktionsbündnisses Tag der Re-
gionen sowie mit Vereinen und
mittelständischen Unternehmen
eingehen – für ein regionales
und faires Miteinander. DK

Ideen für den Klima...

(Fortsetzung von Seite 1)
und Gemeinden bis 20.000 Ein-
wohner erhielt die oberfränki-
sche Stadt Hallstadt mit dem
Projekt ‚Hallstadt-Taler’den ers-
ten Preis. Hallstadt hat mit dem
Hallstatt-Taler ein Gutscheinsys-
tem für den mittelständischen
Einzelhandel entwickelt, das bei
der Bevölkerung großen An-
klang gefunden hat. Nominiert
und mit einer Urkunde ausge-
zeichnet wurden in dieser Kate-
gorie zudem Burgau mit dem
Projekt ‚Kunstmeile Burgau
2008’ und Weißenhorn mit den
‚Europäischen Wochen’.

Kunstprojekt

In der Kategorie 2 der Städte
über 20.000 Einwohner machte
in diesem Jahr Weilheim das
Rennen. Mit dem Kunstprojekt
‚Ein Kandinsky für Weilheim’
gelang es der oberbayerischen
Stadt bundesweit ein großes Me-
dienecho auszulösen und ihre

Bekanntheit wesentlich zu stei-
gern. Nominiert und mit einer
Urkunde ausgezeichnet wurde in
der Kategorie zudem Neuburg
an der Donau, das mit der Aktion
‚Neuburger Engerlweg’ zwei
konkurrierende Weihnachts-
märkte auf elegante und einfalls-
reiche Art verbindet.

Imagekampagne
im Zeichen der Rose

Sieger in Kategorie 3 der Städ-
te über 50.000 Einwohner wurde
Rosenheim. Mit dem Projekt ‚Im
Zeichen der Rose’ greift die
Kommune ihren Stadtnamen auf
und hat eine durchdachte, konse-
quente und auf Dauer angelegte
Imagekampagne geschmiedet.
Nominiert und mit einer Urkun-
de ausgezeichnet wurde Bam-
berg für den internetbasierten
Veranstaltungskalender ‚Kul-
tur.Bamberg’ mit offenem Re-
daktionssystem.

In der Kategorie 4 der Städte
über 100.000 Einwohner konnte
sichAugsburg knapp vor Regens-
burg durchsetzen. Mit ‚Augsburg
Open’ wurde ein stadtübergrei-
fendes, jährlich wiederholtes
Konzept der „Tage der offenen
Türen“ mit 250 Führungen ent-
wickelt. Nominiert und mit einer
Urkunde ausgezeichnet wurde
Regensburg mit seiner Werbe-
kampagne ‚Heiß auf Regens-
burg’. Die Jury würdigte aus-
drücklich das professionelle Stadt-
marketing Regensburgs, das
stets hochwertige Beiträge ein-
reicht. Regensburg hat den
Stadtmarketingpreis bereits ein-
mal gewonnen und dreimal den
zweiten Platz eingenommen.

Veranstalter des Stadtmarke-
tingpreises sind der Handelsver-
band BAG Bayern, die Wirt-
schaftsjunioren Bayern und der
Landesverband des bayerischen
Einzelhandels. Unterstützt wird
der Preis durch das Bayerische
Wirtschaftsministerium.

Projekte mit hohem ...
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Die kommunalpolitische
Vereinigung Bayerns unter-
stützt den Antrag der bayeri-
schen Staatsregierung, Aus-
nahmen von der EU-Führer-
scheinrichtlinie für Feuer-
wehren, Rettungs- und Hilfs-
dienste zu erreichen. Wir hof-
fen, dass die im Bundesrat
eingebrachte Initiative, nach
der die Angehörigen der frei-
willigen Feuerwehren, der
Rettungs- und Hilfsdienste die
Einsatzfahrzeuge bis zu einem Gesamtgewicht
von 4,25 Tonnen mit dem normalen PKW-Füh-
rerschein fahren dürfen, Erfolg haben wird. In
der EU-Führerscheinrichtlinie, die seit dem
Jahr 2004 Gültigkeit hat, wurde diese Grenze

auf 3,5 Tonnen festgesetzt. Dies führt dazu, dass
zahlreiche ehrenamtliche Helfer, die bisherigen
Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtge-
wicht von über 3, 5 Tonnen nicht mehr fahren
dürfen. Zugleich stellt es nicht nur die Fahrer,
sondern vor allem auch unsere Feuerwehren
vor große Probleme. Die EU-Richtlinie stellt
daher viele unserer freiwilligen und ehrenamtli-
chen Helfer wie auch unsere Feuerwehren vor
massive Probleme. Aus diesem Grund unter-

stütze ich als KPV-Landesvor-
sitzender die Initiative des
Freistaates Bayern in vollem
Umfang und hoffe, dass sich
der Bundesrat eindeutig gegen
die Umsetzung ausspricht.

Die neu getroffene Klas-
seneinteilung ist vor allem des-
wegen problematisch, weil be-
stimmte im Fuhrpark vorhan-
dene Kraftfahrzeuge aufgrund
technischer Neuerungen über-
wiegend ein zulässiges Ge-
samtgewicht von über 3,5 Ton-
nen haben. Beispielsweise ver-
fügt ein Großteil der neu be-

schafften Tragkraftspritzenfahrzeuge der Feuer-
wehr aufgrund der technischen Entwicklung
über ein tatsächliches Gesamtgewicht von rund
3,8 Tonnen. Vergleichbares gilt auch für die
Fahrzeuge des Rettungsdienstes und des Kata-
strophenschutzes. Anders hingegen verhält es
sich bei den Besitzern der alten Führerschein-
klasse 3, die Bestandsschutz genießen und somit
weiterhin Kraftfahrzeuge bis 7,5 Tonnen zuläs-
siges Gesamtgewicht führen dürfen. Dieser
Personenkreis scheidet aber nun altersbedingt
vermehrt aus der ehrenamtlichen Tätigkeit der
Hilfsorganisationen aus.

Daher würde die vom Freistaat Bayern ange-
strebte Ausnahme bis 4,25 Tonnen viele Hilfs-
dienste von den Problemen befreien. Ich hoffe
daher, dass auch die anderen Bundesländer und
die Bundesregierung den Antrag des Freistaa-
tes Bayern unterstützen und damit auch den
freiwilligen Feuerwehren und den Rettungs-
und Hilfsdiensten bei der künftigen Ausübung
ihrer Arbeit helfen.

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

KPV fordert
Erleichterungen bei
Führerscheinen

Tourismusentwicklung in Bayern:

„Robust und positiv“
Zuwächse bei Gäste- und Übernachtungszahlen - Spitzenreiter Schwaben

Mit erfreulichen Zahlen für die ersten sieben Monate des
Jahres konnte Wirtschaftsministerin Emilia Müller bei
der traditionellen Tourismus-Pressekonferenz aufwarten:
Von Januar bis Juli 2008 stieg die Zahl der Gäste im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum um 2,4 Prozent auf 15,2
Millionen. Bis zum Jahresende werden rund 27 Millionen
gezählt worden sein, so die Politikerin. Besonders erwäh-
nenswert: Der jahrelange Trend zum kürzeren Aufenthalt
konnte erfolgreich gestoppt werden.

Die Zahl der Übernachtungen
stieg um 2,3 Prozent auf 44 Mil-
lionen. Spitzenreiter war Schwa-
ben mit 4,3 Prozent mehr Über-
nachtungen, gefolgt von Mittel-
franken (3,8 Prozent). Lediglich
die Oberpfalz musste einen

dass mit 28 Millionen Euro Re-
gionalförderung touristische In-
vestitionen im Umfang von 160
Millionen Euro unterstützt wur-
den. Beim Sondermodernisie-
rungsprogramm für die bayeri-
sche Hotellerie wurde das Volu-

tionen. Daneben bietet Bayern
eine natürlich gewachsene
Struktur: Orte und Gemeinden
haben sich langsam entwickelt
und sind nicht mit Hotelburgen
verbaut. Die gute Infrastruktur
ermöglicht es Anfahrtsstaus zu
vermeiden und Bahn oder Bus
zu nutzen. Gerade für Familien
und Tagesausflügler sind die
kürzeren Anfahrtswege optimal.
Aber auch vielseitige Winterfans
kommen auf ihre Kosten.

www.schneebayern.de

Erstmals können Skifahrer
auch alle tagesaktuellen Schnee-
berichte der beteiligten Winter-
destinationen auf einer Homepa-
ge abrufen: www.schneebay-
ern.de (online ab 5. November
2008) bietet Interessierten neben
den Schnee- und Wetterbedin-
gungen auch aktuelle Urlaubsan-
gebote und weitere Informatio-
nen zu den Partnern und der
Kampagne.

Durch geringere Anfahrtszei-
ten und -kosten können gerade
bayerische und deutsche Gäste
im Freistaat umweltverträglicher
Winterurlaub machen als zum
Beispiel in Österreich.

Für Skigebiete in Bayern wur-
de ein Sonderförderprogramm
beschlossen. Müller: „Wenn die
EU wie erwartet zustimmt, kön-
nen wir Investitionen in Skige-
biete flexibler und mit höheren
Fördersätzen unterstützen.“

Wettbewerbsverzerrungen
vermeiden

Dank des Einsatzes der Bayeri-
schen Staatsregierung wurde der
Mehrwertsteuersatz bei Seilbah-
nen reduziert. Davon hätten bis-
lang über 4 Mio. Gäste profitiert,
wie die Ministerin erläuterte.
Auch im Gastgewerbe wolle
Bayern die Wettbewerbsverzer-
rungen gegenüber seinen benach-
barten Konkurrenten nicht länger
hinnehmen. Daher werde der

Rückgang bei Gäste- und Über-
nachtungszahlen von jeweils 1,5
Prozent hinnehmen. Bemerkens-
wert ist, dass 2008 deutsche
(plus 2,5 Prozent) und ausländi-
sche (plus 2,1 Prozent) Gäste
gleichermaßen für Wachstum
sorgen.

Mit einem Anteil von 12,6
Prozent an den ausländischen
Besuchern waren die Niederlän-
der laut Ministerin Müller in den
ersten sieben Monaten wieder
am stärksten vertreten, gefolgt
von Österreichern (8,1 Prozent)
und Italienern (7,5 Prozent). Die
stärksten Zuwächse gab es bei
Russen (plus 28 Prozent) und In-
dern (plus 18 Prozent).

Hohe Steigerungsraten

Mit den hohen Steigerungsra-
ten verband Müller den Wunsch,
Bayern als Reiseziel in Indien
noch bekannter machen zu wol-
len. Indische Touristen sollen
nach ihrem Willen in fünf bis
zehn Jahren „bei uns so selbst-
verständlich sein wie heute bei-
spielsweise unsere japanischen
Gäste“. Im Zuge ihrer Indien-
Reise in zwei Monaten wolle sie
für das Urlaubsland Bayern wer-
ben. Die Ministerin: „Vielleicht
werden schon bald „Bollywood-
Filme“ nicht mehr in den
Schweizer Bergen gedreht, son-
dern unterm Watzmann oder am
Walchensee.“

International bekannteste
deutsche Destination

Zusätzliche Übernachtungen
kommen mittelfristig hauptsäch-
lich aus dem Ausland, wie Emi-
lia Müller weiter ausführte. Als
international bekannteste deut-
sche Destination habe der Frei-
staat hier einen wertvollen Wett-
bewerbsvorsprung, den man
weiter ausbauen wolle. So fand
nach 15 Jahren der Germany
Travel Mart (GTM) erstmals
wieder im Freistaat statt. Die
BAYERN TOURISMUS Mar-
keting GmbH (by.TM) nutzte
zusammen mit ihren Partnern
den Heimvorteil und präsentierte
Bayern beim größten GTM aller
Zeiten vor 800 ausländischen
Einkäufern und Journalisten
äußerst erfolgreich.

Dass die Staatsregierung den
weiß-blauen Tourismus aktiv
stärkt, zeige auch die Tatsache,

men für zinsgünstige Darlehen
auf 300 Millionen Euro verdrei-
facht. Die neue Qualitätsoffensi-
ve des BHG „ServiceQualität
Deutschland“ wird in Bayern mit
500.000 Euro unterstützt. Zu-
dem wird Müller zufolge die
Kampagne der bayerischen Heil-
bäder „Rein ins Gesunde Leben“
mit der Schauspielerin Ursula
Buschhorn gefördert.

Wintertourismus-Offensive

Die by.TM startet zudem eine
Wintertourismus-Offensive. Für
die Kampagne SchneeBayern ha-
ben sich erstmals die zehn Partner
Allgäu Marketing GmbH (mit
Oberstdorf, Bad Hindelang,
Hörnerdörfer, Pfronten und Nes-
selwang), Garmisch-Partenkir-
chen Tourismus/Bayerische Zug-
spitzbahn Bergbahn AG, Tölzer
Land (mit Brauneck, Lenggries,
Herzogstand und Blomberg), Al-
penregion Tegernsee Schliersee,
Ruhpolding, Berchtesgadener
Land, Urlaub auf dem Bauernhof,
Bayerischer Wald und der Arber
zusammengeschlossen.

Neuester Stand der Technik

Die BAYERN TOURISMUS
Marketing GmbH präsentiert
hierbei gemeinsam mit den
bayerischen Leuchttürmen des
Wintergeschäfts und einigen
Wirtschaftspartnern Bayern als
schneesichere und vielseitige
Winterdestination. „Dank zahl-
reicher Investitionen innerhalb
der letzten Jahre sind Bayerns
Winterorte auf dem neuesten
Stand der Technik und können
auf Augenhöhe mit den Mitbe-
werbern konkurrieren“, so Emi-
lia Müller. Und weiter: „Ich be-
grüße diesen Zusammenschluss
von Regionen und Wirt-
schaftspartnern. Er gibt ein Sig-
nal in die richtige Richtung.“

Umweltfreundliche
Beschneiungsanlagen

Ziel des Schulterschlusses ist
es, die Vorteile eines Winterur-
laubs in Bayern aufzuzeigen.
Denn hohe Investitionen in um-
weltfreundliche Beschneiungs-
anlagen sichern Schneevergnü-
gen von Ende November bis An-
fang Mai. Neue, großräumige
Gondeln und Skilifte verhindern
lange Schlangen an den Talsta-

Von der nationalen Stadtentwicklungspolitik zur lokalen Aktion:

JESSICA in der Erprobung
Fachtagung des Instituts für Städtebau und Wohnungswesen München (ISW)

in Kooperation mit dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
Im Vordergrund stand das Interesse des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und des Bundes-
amtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR) an Information
und Dialog: welche Wirkung entfaltet die unter deutscher Rat-
spräsidentschaft entwickelte und von den europäischen Städte-
bauministern getragene „LEIPZIG CHARTA zur nachhaltigen
europäischen Stadt“ an der Basis, also bei den Kommunen? Auf
welche Resonanz stößt der daraus weiter entwickelte Orientie-
rungsrahmen mit seinen programmatischen Handlungsfeldern?

Denn der Bund versteht sich
nicht nur als Schaltstelle, die den
Städten die Wege zu den eu-
ropäischen Strukturfonds öffnet
und Städtebaufördermittel be-
reitstellt, sondern vor allem als
inhaltlicher Impulsgeber einer
nationalen Stadtentwicklungspo-
litik, die bis zur lokalen Aktion
hin spürbar ist.

Europäische Hintergründe

Für die meisten der anwesen-
den Bürgermeister und Vertreter
von Planungsämtern, überwie-
gend aus dem süddeutschen
Raum, waren die europäischen
und nationalen Hintergründe der
Planung und Förderung der
Stadtentwicklung eher unbe-
kannt. Denn innerhalb der von
Bund, Ländern und Kommunen
als Gemeinschaftsaufgabe be-
strittenen Städtebauförderung
haben sie i.d.R. nur mit dem ei-
genen Bundesland als Mittel
ausreichender und Regeln set-
zender Instanz zu tun. Und auch,
wenn es um europäische Struk-
turfondsmittel im Rahmen von

Maßnahmen der „Sozialen
Stadt“ geht, also nicht um bauli-
che Investitionen, ist das Bun-
desland der Ansprechpartner.
Hier konnten die Teilnehmer ler-
nen, dass man über den Bund
auch zur Teilnahme an europäi-
schen Modellprojekten der
Stadtentwicklung gelangen
kann, sofern man Vorbild setzen-
de neue Wege zu gehen bereit
ist; mehr noch, dass eine Viel-
zahl von Beispielen herausra-
gender Praxis, Orientierungshil-
fen und Handhabungen vermit-
telt werden, sowie ein breiter Er-
fahrungsaustausch höchst unter-
schiedlicher Ansätze quer durch
die Republik geboten wird.

Integrierte Ansätze

Die Projekte müssen ein Ziel-
bündel im Auge haben, so z.B.
die Stärkung der lokalen Ökono-
mie, sozialen Ausgleich, lokale
Bildungsmaßnahmen und Ener-
gieeinsparung mit baulichen In-
vestitionen verbinden, also inte-
grierte Ansätze verfolgen.

Unter dem Stichwort JESSI-

CA wurde über das neue Instru-
mentarium der Stadtentwick-
lungsfonds berichtet, das auf
EU-Ebene derzeit erprobt wird.
Hier handelt es sich um einen
völlig neuen Weg der Finanzie-
rungshilfe für Projekte, die am
Rande der Rentierlichkeit liegen
und bisher daher eher durch die
Finanzierungsmaschen fallen.
Diese Fonds sammeln private
wie öffentliche Gelder in einem
dauerhaften, weil revolvierenden
Kapitalstock ein, der projektbe-
zogen genutzt werden kann.

Wertvolle Anregungen

Mittel des „Europäischen Fonds
für Regionale Entwicklung“
(EFRE) stehen darüber nun auch
für Stadtentwicklungsprojekte
zur Verfügung. JESSICA stand
bald im Mittelpunkt des Interes-
ses der Teilnehmer und die Ver-
treter des Bundes konnten so
wertvolle Anregungen aus dem
Kreis der Bürgermeister und
Kommunalvertreter mitnehmen.
Das Institut für Städtebau und
Wohnungswesen (www.isw.de)
wird sich dieses Themas weiter-
hin annehmen und bietet z.B.
am 16.10.08 in München eine
Tagung zum Thema „Integrierte
Planung – erfolgreiche Projekte
und ihr Management“ an.
UnsereAutoren: Prof. Dr. Ingrid
Krau, Direktorin und Dr.Andreas
Romero, beide ISW München.

Bayerische Hotel- und Gaststät-
tenverband (BHG) bei seiner For-
derung nach Einführung eines re-
duzierten Mehrwertsteuersatzes
für die Hotellerie unterstützt. Lei-
der sei die Mehrheit der Länder
im Bundesrat der bayerischen Li-
nie nicht gefolgt, so Müller.

Globalisierungsresistente
Arbeitsplätze

BHG-Chef Siegfried Gallus
rechnete vor, dass die deutschen
Hoteliers gegenüber ihren Nach-
barn stark benachteiligt seien.
Während hierzulande der Steuer-
satz bei 19 Prozent liege, müssten

in der Schweiz nur 3,6 Prozent, in
Tschechien fünf Prozent und in
Österreich zehn Prozent berappt
werden. Gallus betonte die wirt-
schaftliche Bedeutung des Gast-
gewerbes. Die 42.000 bayeri-
schen Betriebe erwirtschafteten
pro Jahr einen Umsatz von elf
Milliarden Euro und beschäftig-
ten 310.000 Menschen.

Dabei handle es sich um globa-
lisierungsresistenteArbeitsplätze,
die nicht ins Ausland verlagert
werden könnten. Da die Touris-
mus-Entwicklung in Bayern
nach Müllers Worten „robust und
positiv“ ist, dürften diese Ar-
beitsplätze auch sicher sein. DK

Heike zum Baublock 300:

Musterbeispiel
für Energieeffiziz

„Die energetische Modernisie-
rung von 48 Wohnungen und der
Neubau von 6 Wohnungen im
Baublock 300 sind ein Muster-
beispiel für energieeffizientes
Bauen. Hier wird vorbildlich
und zukunftsweisend Klima-
schutz aktiv verwirklicht“, sagte
Innenstaatssekretär Jürgen W.
Heike bei der Übergabe der mo-
dellhaften Modernisierungs- und
Neubaumaßnahmen im Bau-
block 300 in Neu-Ulm.

Baublock 300 ist eines von
bundesweit 20 Pilotvorhaben im
Rahmen des Modellvorhabens
„Niedrigenergiehaus im Be-
stand“. Mit dem Konzept wird
der energetische Schwerpunkt
verfolgt, durch Modernisierungs-
maßnahmen den besonders ener-
giesparenden, sog. KfW-40-
Standard zu erreichen. Zugleich
sollen kostengünstige Wohnun-
gen im Stadtzentrum von Neu-
Ulm geschaffen werden.

Heike unterstich, dass auf
Grund des Klimawandels der
CO2-Ausstoß reduziert werden
müsse und gerade im Gebäu-
debereich hierfür großes Poten-
zial vorhanden sei. „Fast ein
Drittel der gesamten Energie
wird bundesweit für Raumwär-
me verbraucht. Angesichts des
Klimawandels und drohender
Verknappung verschiedener
Rohstoffe müssen wir die Ener-
gieeffizienz unserer Gebäude
verbessern. Klima zu schützen
ist besser als Geld zu verheizen.“
Der Innenstaatssekretär unter-
strich, dass die energetische Mo-
dernisierung von Gebäuden ein
wichtiges Ziel des Freistaates
sei, zu dessen Erreichung es ver-
schiedene Förderprogramme ge-
be. Auch der Baublock 300
wurde mit finanzieller Hilfe des
Freistaates Bayern verwirk-
licht. Heike: „Der Baublock
300 wurde neben dem KfW-
Gebäudesanierungsprogramm
auch durch das Bayerische
Wohnungsbauprogramm geför-
dert. Erst dadurch wurden die
Dachaufbauten ermöglicht, die
für die Erreichung des KfW-40-
Standards notwendig waren.
Hier zeigt sich, dass Bayern
beim Thema Klimaschutz han-
delt.“
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(Fortsetzung von Seite 1)
der ländliche Raum in Bayern
entscheidend beteiligt. Auffal-
lend ist, dass sich der Wachs-
tumsabstand des ländlichen
Raums zum Bayerndurchschnitt
von 0,6 Prozentpunkten im Jahr
2003 über 0,2 Prozentpunkte in
den Jahren 2004 und 2005 auf
0,1 Prozentpunkte im Jahr 2006
verringert hat.

14 Kreise unter den Top 20

Unter den Top 20 des Wirt-
schaftswachstums 2006 in Bay-
ern waren 14 Kreise des ländli-
chen Raums, darunter Straubing-
Bogen (+8,6 %), Altötting (+7,7
%), Kitzingen (+6,6 %) sowie
Cham und Kronach mit jeweils
+6,1 %. Wachstumsspitzenreiter
war zwar die Stadt Ingolstadt
(+13,2 %), jedoch teilten sich die
Stadt Aschaffenburg (Verdich-
tungsraum) mit dem ländlichen
Landkreis Landshut (beide
+10,3 %) den zweiten Platz. In
nur acht von 96 kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen ergab sich
ein Rückgang des Bruttoinlands-
produkts.

Was die Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten
in Bayern anbelangt, so schnitt
der ländliche Raum mit einem
Wachstum von +3,7% im Zeit-
raum Ende Juni 2005 bis Ende
Juni 2007 besser ab als die Ver-
dichtungsräume, die +2,9% er-
zielten. Damit hat sich der ländli-
che Raum in der jüngsten Auf-
schwungphase wesentlich günsti-
ger entwickelt als im „New Eco-
nomy Boom“ der 90er Jahre.

Beschäftigtenwachstum

Unter den kreisfreien Städten
und Landkreisen in Bayern war
der Zuwachs mit +8,8% in der
Stadt Memmingen am größten.
Es folgen der Landkreis Cham
mit +7,6 % sowie der Landkreis
Deggendorf und die kreisfreie
Stadt Weiden i. d. OPf. mit je-
weils 6,8%. Unter den besten
Fünf waren Städte und Landkrei-
se des ländlichen Raums. Insge-
samt verzeichneten 65 der 96
kreisfreien Städte und Landkrei-
se ein Beschäftigtenwachstum,
das der durchschnittlichen Zu-
nahme in Deutschland (+2,6 %)
entsprach oder darüber lag; da-
von gehören zwei Drittel zum
ländlichen Raum.

Sinkende Arbeitslosenzahl

Eine erfreulicherweise deutli-
che Abwärtstendenz ist hingegen
bei der Zahl der Arbeitslosen
festzustellen: In immer mehr Re-
gionen des Freistaats herrscht
Vollbeschäftigung. Im ländli-
chen Raum hat die Zahl der Ar-
beitslosen im Juli 2008 gegenü-
ber Juli 2007 um 25,3 % abge-
nommen; in den Verdichtungs-
räumen waren es nur 19,3 % und
in Bayern insgesamt 22,3 %.

Besonders starke Rückgänge
ergaben sich u. a. in der ländli-
chen Achse Kronach/Lichten-
fels/Forchheim/Neumarkt in der
Oberpfalz sowie in den Land-
kreisen Donau-Ries und Günz-
burg. Vergleichsweise schwach
waren dagegen die Rückgänge
in den Städten Schweinfurt,
Bayreuth, Hof, München und
Regensburg, wobei mit Bayreuth
und Hof zwei Städte des ländli-
chen Raums eine weniger gün-
stige Entwicklung aufzeigen.
Auch die ländlichen Landkreise
Landshut, Dingolfing-Landau
und Garmisch-Partenkirchen
zählen dazu.

Wohnortnahe Infrastruktur

In den vergangenen Jahrzehn-
ten wurde in allen Landesteilen
über das Netz zentraler Orte eine
wohnortnahe Infrastruktur der
Daseinsvorsorge für die Bevöl-
kerung auf- und ausgebaut, in
denen überörtliche Versorgungs-

einrichtungen wie Haupt- und
Realschulen, Gymnasien, Kran-
kenhäuser, ambulante ärztli-
che/zahnärztliche Praxen, sozia-
le Einrichtungen bis hin zu Frei-
zeit- und Erholungsstätten ange-
boten werden. Zudem zeigt sich,
dass die Standortbedingungen
gerade auch in peripher gelege-
nen und dünn besiedelten Gebie-
ten durch Erschließung/Anbin-
dung mit wirtschaftsnaher Infra-
struktur vor allem in den Berei-
chen Verkehr, Telekommunikati-
on, Energie und Wissenschaft
verbessert wurden.

Beispiele sind die A92 Mün-
chen-Deggendorf mit Fortfüh-
rung über die A3 nach Passau,
die A93 München-Regensburg-
Hof oder die A7 Würzburg-Ans-
bach-Ulm-Kempten, das dichte
Mobilfunknetz und das flächen-
deckend geschaffene Erdgas-
netz. Weiter sind die jungen Uni-
versitäten Passau und Bayreuth
zu nennen sowie in jüngerer Zeit
die Errichtung einer Reihe neuer
Fachhochschulen an Standorten
im ländlichen Raum. Inzwischen
gibt es in jedem Regierungsbe-
zirk mindestens eine Universität
und zwei Fachhochschulen.

Lebendige Gemeinden

Unverzichtbarer Bestandteil
des ländlichen Raums sind le-
bendige Gemeinden, Klein- und
Mittelstädte mit ihrer hochwerti-
gen Bausubstanz, ihren unver-
wechselbaren Ortsbildern und
guten Wohnlagen. Wohnen im
Verdichtungsraum ist im Durch-
schnitt fast viermal so teuer wie
im ländlichen Raum. Die ver-
gleichsweise niedrigen Wohnko-
sten im ländlichen Raum, die
den Hauptteil der Lebenshal-
tungskosten ausmachen, erhöhen
die reale Kaufkraft der Haushal-
te erheblich und kompensieren
so die nominalen Kaufkraftvor-
teile in den Verdichtungsräumen.

Wohnen im Eigenheim

Im Jahr 2007 wurden in Bay-
ern für den Quadratmeter Bau-
land im Durchschnitt 255 € be-
zahlt; in den Verdichtungsräumen
waren es 466 € und im ländli-
chen Raum 129 €. Die Preis-
spanne reichte von 28,50 €

im ländlichen Landkreis Rhön-

Grabfeld bis 1.139 € in der Lan-
deshauptstadt München. Auf-
grund der niedrigeren Wohnkos-
ten ist Wohnen im Eigenheim im
ländlichen Raum wesentlich
stärker verbreitet als im Verdich-
tungsraum. Dies schlägt sich
auch im Indikator „Wohnfläche
in m² je Einwohner“ nieder. Ste-
hen einem Einwohner im Ver-
dichtungsraum rechnerisch 41,3
m² Wohnfläche zur Verfügung,
so sind es im bayerischen Durch-
schnitt 44,0 m² und im ländli-
chen Raum 45,0 m².

Leben, wo andere
Urlaub machen!

„Leben, wo andere Urlaub
machen!“ Dieser Werbespruch
gilt für große Teile des bayeri-
schen ländlichen Raums. Da-
durch war - trotz wachsendem
Städtetourismus - die Zahl der
Gästeübernachtungen bezogen
auf 1.000 Einwohner im Jahr
2007 im ländlichen Raum fast
doppelt so hoch wie in den Ver-
dichtungsräumen. Touristisch
bedeutsame Teile des ländlichen
Raums sind das Alpenvorland,
das südostbayerische Bäderdrei-
eck, der Bayerische und der
Oberpfälzer Wald, die Rhön und
das Altmühltal. Ganz oben ste-
hen die Landkreise Oberallgäu,
Garmisch-Partenkirchen, Berch-
tesgadener Land, Regen und
Passau mit Werten von über
24.000 Gästeübernachtungen je
1.000 Einwohner.

Sicherheit

Stichwort Sicherheit: Die im
Ländervergleich in Bayern ohne-
dies schon niedrige Rate an ge-
meldeten Straftaten je 100.000
Einwohner von 5.300 wurde
2007 im ländlichen Raum mit
4.400 weit unterschritten. Die
Kriminalitätsrate war mit 6.500
Straftaten in den Verdichtungs-
räumen wesentlich höher. Be-
sonders sicher war es 2007 in
dem ländlichen Landkreis Strau-
bing-Bogen. Zwar folgen mit
Regensburg und Würzburg zwei
Landkreise, die zum Verdich-
tungsraum gehören; insgesamt
aber zählten zu den 40 sichersten
kreisfreien Städten und Land-
kreisen in Bayern 34 aus dem
ländlichen Raum. DK

Beachtlicher Standard ...

Lebensqualität im
Vergleich

Die Lebensbedingungen in 321 europäischen Städten können
nunmehr verglichen werden. EU-Regionalkommissarin Danuta
Hübner hat die Ergebnisse des so genannten Städteaudits vor-
gestellt, das gemeinsam mit EUROSTAT durchgeführt wurde.

Die Prüfung stützt sich auf
100.000 Daten über die größten
aktuellen Herausforderungen wie
Alterung der Bevölkerung, Mi-
gration, Wohnen und Umwelt.
Städte können sich fortan mit an-
deren Städten vergleichen und
sich damit in ausgewählten Berei-
chen verbessern. Ziel der neuen
Daten ist es, Maßnahmen und In-
vestitionen in der Kohäsionspoli-
tik bedarfsgerecht auszurichten.

„Ausgangspunkt für eine gute
Politik sind solide Informatio-
nen,“ erklärte Frau Hübner. „Das
Städteaudit ist instrumental für
die europäische Kohäsionspoli-
tik, das Potenzial muss aber auch
von allen Entscheidungsebenen
in den Mitgliedstaaten und bei al-
len Maßnahmen mit Auswirkun-
gen auf Städte ausgeschöpft wer-
den.Auch die Privatunternehmen
und alle Bürger, die sich für ihre
Umwelt und ihre Stadt interessie-
ren, können profitieren.“

In vielen europäischen Städ-
ten, vor allem im zentral- und
osteuropäischen Raum, nimmt
die Bevölkerung ab. Die Unter-
schiede in der Arbeitslosigkeits-
quote sind zwischen den einzel-
nen Vierteln einer Stadt oft

größer als zwischen den Städten
und Regionen in der Union
selbst. Die Kommissarin nannte
als Beispiel die Städte Hamburg,
Athen und Bratislava, wo die Ar-
beitslosigkeit in bestimmten
Stadtteilen besonders hoch ist.

Kohäsionspolitik

Als Maßnahme auf europäi-
scher Ebene versucht die Kohä-
sionspolitik, eine „Ghettoisie-
rung“ im Herzen von Großstäd-
ten zu verhindern. So werden 6,3
Millionen Euro von 2007 bis
2013 aus dem Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung
(EFRE) in die Sanierung des
Hamburger Stadtteils Wilhelms-
burg investiert. Mit dem Städ-
teaudit wurden auch neue Um-
weltdaten erhoben. Eine Er-
kenntnis ist beispielsweise, dass
einige Städte in Europa ihren
Müll zu fast 80 Prozent recyceln
(Dresden, Frankfurt am Main).

Die vorgestellten Daten wur-
den 2006 und 2007 erhoben und
beinhalten auch Statistiken aus
dem Jahr 2004. Ab 2009 wird
das Städteaudit jedes Jahr durch-
geführt.
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Der Infrakredit Kommunal der LfA Förderbank Bayern –
beste Konditionen für Kommunen
Die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Bayern zu stärken und zu fördern, ist unser Ziel. Daher bieten wir ab sofort für Kommunen,
kommunale Eigenbetriebe und Zweckverbände den Infrakredit Kommunal an – in Kooperation mit der KfW Förderbank. Eine neue
Finanzierungsmöglichkeit für Investitionen in den Bereichen Wasserversorgung, Abwasserentsorgung und Verkehrsinfrastruktur, die
mit stark zinsverbilligten Konditionen auf Ihr Interesse stoßen wird. Besuchen Sie unsere Internetseite www.lfa.de oder rufen Sie
unsere Spezialisten an unter 089/2124-24 84. Wir sind für Sie da.

| Infrakredit Kommunal |

Damit machbar wird, was denkbar ist.

NEU!

Kasseler Abfall- und Bioenergieforum 2008:

Ressourcen contra Abfall
Mehr als 1100 Fachleute trafen sich zum 20. Kasseler Abfall-
und Bioenergieforum im Kongress Palais der Stadt Kassel. Auf
Deutschlands größtem Abfallkongress ging es in diesem Jahr um
das Thema „Bio- und Sekundärrohstoffverwertung“.

Dr. Helge Wendenburg vom
Bundesumweltministerium stellte
eingangs fest, dass dieAbfallwirt-
schaft einen enormen Beitrag
zum Klimaschutz und zur volks-
wirtschaftlichen Ressourcenpro-
duktivität leistet. Die schädlichen
Emissionen seien zudem weitge-
hend im Griff und moderne Infra-
struktur flächendeckend vorhan-
den – „sehen wir von einigen
Zwischenlagern ab“. Die Umset-
zung der Abfallablagerungsver-
ordnung und hohe Verwertungs-
quoten zeigten, dass nachhaltige
Abfallwirtschaft möglich ist.

Steigende Verwertungsquote

Im Jahr 2005 lag die Verwer-
tungsquote für Siedlungsabfälle
bei 62 Prozent, Produktions- und
Gewerbeabfälle wurden zu 64
Prozent und Bauabfälle zu 87
Prozent verwertet. Die Abfallin-
tensität als Abfallmenge pro
Bruttoinlandsprodukt (preisbe-
reinigt) sank von ehemals 200
kg/1000 Euro Ende der 1990er
Jahre auf 156 kg/1000 Euro im
Jahr 2005. Die abfallwirtschaftli-
che Neuausrichtung seit drei
Jahren habe dazu geführt, dass
die Emissionen klimarelevanter
Gase auf Basis von CO 2 -Äqui-
valenten um nahezu 46 Mio.
Tonnen reduziert worden sei -
mehr als 20 Prozent davon seien
auf Maßnahmen der Abfallwirt-
schaft zurück zu führen. Das
duale Entsorgungssystem von
Wirtschaft und Kommunen habe
sich bewährt. Dennoch sei bei

weitem noch nicht alles in bester
Ordnung.

Auch der Streit zwischen Öf-
fentlichen und Privaten ange-
sichts massiver Veränderungen
im Preisgefüge der Rohstoffe
wurde im Rahmen des Abfall-
forums thematisiert. Die Kom-
munen zeigen offensichtlich ein
wachsendes Interesse an der Er-
schließung von Ressourcen wie
Altmetall und Altpapier. Doch
müsse geprüft werden, welche
Rolle öffentliche und private
Entsorger spielen können und
müssen, mahnte Dr. Gottfried
Jung vom Mainzer Umweltmini-
sterium an; dies werde allerdings
wohl nicht vor der kommenden
Bundestagswahl der Fall sein,
mutmaßte er.

Chancen verschenkt

Dr. Rüdiger Siechau, Vor-
standsvorsitzender des Verban-
des Kommunale Abfallwirt-
schaft und Städtereinigung, VKS
im VKU, kritisierte: „Es kann
nicht sein, dass sich die Privaten
nur dort engagieren, wo Profite
locken!“ BDE-Präsident Peter
Hoffmeyer räumte zwar ein,
dass man sich an manchen Stel-
len über Methoden streiten kön-
ne, doch beim Altpapier sei klar,
dass hier die Blaue Tonne renta-
bler als jede Art von kommuna-
ler Bündelsammlung sei. Wie
man jetzt deutlich sehe, seien
hier jahrelang Potenziale ver-
schenkt worden.

Das Kreislaufwirtschaftsge-

setz fordert die umweltgerechte
Behandlung und Verwertung
von Grüngut und Bioabfällen.
Deshalb hat die bayerische Ab-
fallwirtschaftsgesellschaft Do-
nau-Wald mbH (AWG Donau-
Wald mbH) gemeinsam mit der
SIUS GmbH die Biokompost
Betriebsgesellschaft Donau-
Wald (BBG Donau-Wald mbH)
gegründet, wie deren technischer
Geschäftsführer Michael Buch-
heit erläuterte. Beide Unterneh-
men brachten ihre besonderen
Erfahrungen ein: Die AWG Do-
nau-Wald mbH als größter Ent-
sorger in der Region Donau-
Wald und die SIUS GmbH ihr
spezielles technischen Know-
how aus dem langjährigen Be-
trieb von abfallwirtschaftlichen
Anlagen.

Als zertifizierter Fachbetrieb
verfügt die BBG Donau-Wald
über moderne Anlagen: Eine
Vergärungsanlage, Kompostwer-
ke und Kompostieranlagen im
Gebiet Donau-Wald. Das beson-
dere Konzept der BBG besteht
laut Buchheit darin, dass man
aus den vorhandenen biologi-
schen Abfällen (Grüngut und
Bioabfall) thermische und elek-
trische regenerative Energie ge-
winnt und trotzdem die hervorra-
genden Eigenschaften der Kom-
poste behält.

„Wenn die regenerative Ener-
gieerzeugung aus biogenen Ab-
fällen durchVergärung in Deutsch-
land politisch gewollt ist, müs-
sen der Wegfall des Trockenfer-
mentationsbonus und des vom
Namen her vielleicht unpassen-
den NawaRo-Bonus durch einen
Abfallenergiebonus ersetzt wer-
den, der den wirtschaftlichen

Nachteil zur reinen Kompostie-
rung ausgleicht“, so Buchheits
Forderung. Um eine weitere Ver-
unsicherung der Investoren zu
vermeiden, müsse der Bestand-
schutz für bereits vor der Novel-
lierung getätigten Investitionen
gewährleistet sein.

EEG gefährdet NawaRO

Trete das EEG in der jetzt vor-
liegenden Form in Kraft, werde
aus Sicht des Geschäftsführers
der weitere Ausbau der regenera-
tiven Energieerzeugung aus ge-
trennt gesammelten Bioabfällen
und insbesondere den Grüngut-
abfällen in Deutschland „einen
kräftigen Dämpfer“ bekommen.
Der Wegfall des Trockenfermen-
tationsbonus werde die Konkur-
renzsituation zwischen der Kom-
bination Vergärung/Kompostie-
rung und der reinen Kompostie-
rung in Richtung der Kompo-
stierung verschieben. Der Weg-
fall des NawaRo (Nachwachsen-
de Rohstoffe)-Bonus für Grün-
gutabfälle mache die Vergärung
des krautig, grasigen Anteils
wirtschaftlich nahezu unmög-
lich. Zudem habe der Wegfall
des NawaRo-Bonus für bereits
bestehende Anlagen katastro-
phale Folgen. Diese hätten es
sehr schwer, wirtschaftlich zu
überleben.

Optimierungen und
Rationalisierungspotenziale

Kommunale Abfallwirtschaft
ist im Wesentlichen dadurch ge-
prägt, dass die Mengenströme
der einzelnen Abfallfraktionen
durch mehr oder weniger lang-
fristige Verwertungsverträge vor-
gegeben sind. Wie in diesem
Kontext Optimierungen und Ra-
tionalisierungspotenziale genutzt
werden können, hängt vom je-
weiligen Einzelfall ab. Am Bei-

spiel des Werra-Meißner-Kreises
in Nordhessen zeigte Kreisbei-
geordneter Henry Thiele auf, wie
sich die Situation beim Restab-
fall, Biomüll und Verpackungs-
müll darstellt und an welcher
Stelle ggf. vom Gesetzgeber
nachgebessert werden müsste.
Wie Thiele betonte, erlangt die
energetische Verwertung von
Biomasse immer größere Bedeu-
tung. Die Grenzen zwischen Ab-
fällen und Wertstoffen ver-
schwimmen zunehmend.

Interkommunale
Beschaffungskooperationen

Prof. Dr. Karl H. Wöbbeking
(FH Mainz) und Wolfgang
Schaubruch (Institut für Um-
weltökonomie IfU Münster/
Mainz), wiesen darauf hin, dass
der Begriff des Shareholder Value
in vielen ökonomischen Diskus-
sionen umstritten sei. Den beson-
derenAufgaben der kommunalen
Daseinsvorsorge werde er kaum
gerecht. Wohl auch deshalb habe
der VKS mit Citizen Value im
Sommer 2006 einen zentralen
Begriff in die abfallwirtschaftli-
che Diskussion eingebracht. Citi-
zen Value umschreibe die strate-
gischen Zielsetzungen eines kom-
munalen Abfallwirtschaftsbetrie-
bes: Es gehe darum, allen Bür-
gern langfristige Entsorgungssi-
cherheit zu bieten, auf einem ho-
hen Serviceniveau, auf hohem
ökologischen Niveau und das
zu sozialverträglichen Gebühren.
Citizen Value als Zielsetzung be-
deute mehr als z. B. kurzfristige
Kostensenkung, Billigentsorgung
oder Ökodumping.

Der Berliner Rechtsanwalt
Hartmut Gaßner wiederum plä-
dierte dafür, die Chancen inter-
kommunaler Beschaffungsko-
operation zu nutzen. Öffentliche
Auftraggeber, die ihren Bedarf
an Gütern oder Dienstleistungen

alleine und daher nur in kleinen
Mengen befriedigen, verschenk-
ten häufig erhebliche Effizienz-
und Kostenvorteile, die durch
Beschaffungskooperationen ent-
stehen können. Werde der Be-
schaffungsbedarf mehrerer Auf-
traggeber gebündelt, so könnten
eine stärkere Nachfragemacht
erlangt und damit auch bessere
Preise und Bezugskonditionen
durchgesetzt werden. Darüber
hinaus könne eine Beschaffungs-
kooperation auch dazu beitra-
gen, spezialisiertes Know-how
aufzubauen und interne Arbeits-
prozesse besser und effektiver zu
gestalten. Gerade dann, wenn
auf der Marktgegenseite starke
und große Anbieter gegenüber
stünden, sei es sinnvoll, durch ei-
ne entsprechende Kooperation
mehrerer öffentlicher Auftragge-
ber wieder „die gleiche Augen-
höhe“ herzustellen. DK

Bürgerbefragung
zur Abfallwirtschaft

Der Kreisabfallwirtschafts-
betrieb des Landkreises Günz-
burg startet eine Umfrage zum
künftigen Abfallwirtschafts-
konzept des Landkreises. Dazu
werden 500 Haushalte sowie
50 Gewerbebetriebe und son-
stige Einrichtungen in ausge-
wählten Kommunen zu ihrem
Entsorgungsverhalten befragt.

Im Rahmen der Befragungs-
aktion haben Bürger und Be-
triebe die Möglichkeit, das der-
zeitige abfallwirtschaftliche Sy-
stem zu bewerten. Für die künf-
tige Ausgestaltung der Abfall-
und Wertstoffentsorgungsein-
richtungen im Landkreis wer-
den Anregungen aufgenom-
men. Die Ergebnisse der Um-
frage fließen in das künftige
Abfallwirtschaftskonzept mit
ein. Hans Joas
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Die Umwelt-Heizung, die Kosten einspart! Eine Wärmepumpe beheizt und
erwärmt das Brauchwasser für Ihr Haus über Jahrzehnte. Dabei reduziert
sie die jährlichen Kosten erheblich und schont auch noch die Umwelt.
Sie ist eine Investition, die sich in jeder Hinsicht lohnt.
Wir beraten Sie gerne.

Weitere Infos erhalten Sie unter www.lew.de oder
unter der kostenfreien Telefonnummer 0800 539 539 1.

NATÜRLICH: WÄRMEPUMPE

Unterirdische Sammelsysteme:

Der Abfall verschwindet
unter der Erde

Die Paul Wolff GmbH schafft mit dem umweltfreundlichen und
ökonomischen Entsorgungssystem U-SELECT den Müll unter
die Erde. Mit einem Fassungsvermögen von 3-5 m³ spart der
Füllraum den Kommunen Zeit, Geld und Personal.

Die Unterflurcontainer wer-
den unter die Erdoberfläche und
damit aus dem Blickfeld verlegt.
Sichtbar bleiben nur die Ein-
füllöffnungen. Beim Leerungs-

fassung der Entsorgungsmengen
auch ein höheres Maß an Müll-
kostengerechtigkeit geschaffen.

Infos im Internet unter:
www.paulwolff.de.

Die Konstruktionszeichnung
verdeutlicht das Prinzip: 1 Ein-
wurföffnung mit Ident-Sys-
tem, 2 Gehäuse, 3 Bodenplatte,
4 Radbehälter, 5 Bodenplatte
mit Ausfahrrampe, 6 Hebevor-
richtung, 7 Betonschacht.

Ästhetisch sehr ansprechend gelöst ist hier das Problem der
Müllsammelbehälter: Alles, was optisch stören würde, ver-
schwindet für die meiste Zeit unter der Erde.

vorgang bleibt der Schacht ge-
schlossen, wodurch Lärm- wie
Geruchsbelastungen ausge-
schlossen sind und ein einfaches
Herausziehen der Container
auch bei winterlichen Bedingun-
gen jederzeit gewährleistet ist.

Die Unterflur-Sammelbehälter
sind sehr leicht in ein städtepla-
nerisches Gesamtkonzept einzu-
binden. Nur der Einwurfschacht
ist sichtbar, daraus ergeben sich
vielfältige Möglichkeiten der ge-
stalterischen Einordnung in das
Wohnumfeld. Die Bereitschaft
für die getrennte Müllentsorgung
wächst, die Einwurföffnungen
sind mit 85 cm Höhe auch für
Kinder, ältere Mitbürger und Be-
hinderte mühelos erreichbar.

Auch ohne Sammelplatz bietet
der U-SELECT-Lift die ideale
Lösung für 2-Rad oder 4-Rad-
Behälter bis 1.100 l Füllvolumen
an. Eine elektrohydraulische
Scherenkonstruktion befördert
den auf dem Hubboden abge-
stellten Abfallgroßbehälter an
die Erdoberfläche. Über eine se-
parate Bediensäule wird der An-
trieb für 1 bis 4 Einheiten gesteu-
ert. Mit Hilfe der PRO-COUNT-
Software von PAUL WOLF
wird über eine individuelle Er-

Der erste Müllgebührenvergleich für die 100 größten Städte Deutschlands:

Über 500 Euro Unterschied bei
den Müllgebühren

Erstmals haben Wissenschaftler der IW Consult die Müllge-
bühren in 100 deutschen Großstädten systematisch untersucht.
Der Kostenvergleich für die Abholung einer durchschnittlichen
Müllmenge, die bei einer vierköpfigen Familie anfällt, offen-
barte enorme Preisunterschiede von bis zu rund 500 Euro im
Jahr. So stellt beispielsweise die Stadt Gelsenkirchen für die
wöchentliche Abfuhr von 98 Litern Müll ab Kante Bürgersteig
jährlich 171 Euro in Rechnung, während in Mönchenglad-
bach, der teuersten Kommune im Ranking für denselben Ser-
vice 674 Euro fällig sind. Dies ist im Vergleich zum preisgün-
stigsten Anbieter fast das Vierfache und entspricht einer Preis-
differenz von 503 Euro.

Das Entsorgungsranking im
Auftrag der Initiative Neue So-
ziale Marktwirtschaft (INSM)
untersuchte auch andere Ser-
vicearten, Abfuhrintervalle und
Müllmengen. Auch hier zeigten
sich teilweise erhebliche Kos-
tenunterschiede. So berechnet
die Stadt Potsdam für die Abho-
lung derselben Müllmenge (98
Liter pro Woche) im Zweiwo-

chen-Rhythmus vom Grund-
stück aus (Vollservice) 195 Euro
im Jahr, während Aachener dafür
664 Euro zu zahlen haben. Dies
entspricht einer Preisdifferenz
von 469 Euro im Jahr.

Auch bei geringeren Müll-
mengen - untersucht wurden hier
wöchentliche Müllmengen von
30 und 60 Litern - sind die jährli-
chen Preisunterschiede erheb-

lich. Sie schwanken bundesweit
zwischen 247 und 385 Euro im
Jahr - je nach wöchentlicher
Menge, dem gebotenen Service
(Abholung vom Grundstück
oder nur ab Kante Bürgersteig)
und dem Abhol-Rhythmus (ein-
oder zweiwöchentlich).

Generell zeigte sich in der
INSM-Studie ein West-Ost -Ge-
fälle bei den Müllgebühren. Im
Schnitt zahlen Bewohner von
westdeutschen Städten über alle
untersuchten Müllmengen (30-98
Liter pro Woche) und Ser-
vicearten hinweg im Schnitt 300
Euro Müllgebühren pro Jahr. In
Ostdeutschland sind es nur durch-
schnittlich nur 253 Euro. „Dieser
etwas geringere Durchschnitts-
preis ist durch die niedrigeren
Lohn- und Arbeitskosten in den
neuen Bundesländern begrün-
det“, erklärt dazu Studienleiter
Dr. Karl Lichtblau, Geschäftsfüh-
rer der von der INSM beauftrag-
ten IW Consult GmbH. Generell
hält Lichtblau allerdings die er-
mittelten „enormen Preisunter-
schiede“ bei den Müllgebühren
für „nicht nachvollziehbar“.

Wenig Anreize
zur Müllreduzierung

Die INSM-Studie zeigte auch,
dass es bundesweit bisher nur in
geringem Ausmaß Kostenanrei-
ze zur umweltschonenden Müll-
vermeidung gibt. Lichtblau:
„Manche Städte setzen finanziel-
le Anreize, Müll einzusparen,
andere überhaupt nicht oder nur
in sehr geringem Ausmaß. In
Nürnberg beispielsweise spart
man 50 Prozent der Abfuhrko-
sten, wenn man die wöchentli-
che Müllmenge von 98 auf 60
Liter reduziert. In Leipzig bringt
das keinen Cent Ersparnis.“

Entsorgungskostenindex

Die Wissenschaftler errechne-
ten über alle untersuchten Ser-
vicearten, Müllmengen und Ab-
fuhrrhythmen hinweg einen Ent-
sorgungskostenindex für die 100
größten deutschen Städte. Da-
nach ist die Abfallentsorgung im
wohlhabenden Wiesbaden bun-
desweit am preiswertesten. Die
Plätze 2 bis 5 dieses Indexes be-
legen die Städte Gelsenkirchen,
Chemnitz, Potsdam und Magde-
burg. Am teuersten ist die Müll-

Gute Sammelquote in Nordschwaben
Im vergangenen Jahr hat jeder Bürger Nord-

schwabens rund 140 kg Rest- und Sperrmüll
produziert. Hinzu kommen noch gut 460 Kilo
Wertstoffmenge pro Person wie z.B. Glas, Me-
tall, Elektroschrott, Bauschutt und Altholz. Dies
sind die statistischen Pro-Kopf-Werte, die aus
der Abfallbilanz 2007 des AWV hervor gehen.
Zum Vergleich: Die in Deutschland im Jahr
2005 bei Haushalten eingesammelten Abfall-
mengen beliefen sich laut Statistischem Bundes-
amt auf insgesamt 41,4 Millionen Tonnen. Das
entspricht einem Pro-Kopf-Aufkommen von
rund 500 kg pro Einwohner. Den größten Teil
der Abfallmenge machten hierbei die Haus- und
Sperrmüllabfälle mit 16,1 Millionen Tonnen aus,
umgerechnet sind das ca. 200 kg pro Einwohner.
Damit produzieren Nordschwabens Bürgerinnen
und Bürger etwa 30 % weniger Haus- und Sperr-
müll als im Bundesdurchschnitt.

Alles zusammengerechnet ist die über den
AWV entsorgte Abfallmenge (zu beseitigender
Abfall und Wertstoffe) angestiegen. Waren es
2006 noch knapp 600 kg pro Einwohner, sind es
im letzten Jahr bereits gut 640 kg, was einer
Steigerung von ca. 7 % entspricht. Die einge-
sammelte Menge an Bauschutt ist im Vergleich
zu 2006 um rund 13.000 Tonnen angestiegen,
die Zunahme bei den Bioabfällen beträgt ca. 900
Tonnen und liegt 2007 bei ca. 11.400 Tonnen.
Aber auch die Menge an Papier, Pappe und Kar-
tonagen konnte nochmals gesteigert werden.
Hier ergab sich ein Plus von etwa 600 Tonnen.

Laut Gerhard Wiedemann, Werkleiter des
AWV, „ist der Grad der Abfallwertung beim

AWV nach wie vor gut“. Die Verwertungsquote
liege bei etwa 72 %. „Wir bemühen uns um gute
Angebote für den Bürger. So nimmt jeder Recy-
clinghof Kleinmengen an Bauschutt an, Bioab-
fälle werden im Sommer wöchentlich geholt und
rund 66.000 ausgegebene Papiertonnen bzw.
Container werden zuverlässig geleert.“

2006 wurden ca. 2.100 Tonnen Altelektro-
geräte in Summe auf allen 45 Recyclinghöfen
eingesammelt, während 2007 insgesamt ca.
1.900 Tonnen gesammelt und einer Verwertung
zugeführt wurden. Das Elektrogesetz schreibt
vor, dass pro Einwohner und Jahr mindestens 4
kg alte Elektrogeräte getrennt gesammelt wer-
den sollen. Der AWV liegt mit mehr als 8 Kilo-
gramm pro Einwohner und Jahr deutlich über
der Mindestforderung.

Da sich die AWV-Entsorgungsgebühren für
Gewerbeabfall auf Marktpreisniveau für verwert-
bare Gewerbeabfälle bewegen, nutzen viele Ge-
werbebetriebe die Anliefermöglichkeit auf der
Umladestation es AWV in Binsberg. So wurden
im vergangenen Jahr an thermisch behandelten
und deponierten Gewerbeabfällen gut 9.200 Ton-
nen entsorgt. Damit ergibt sich im Vergleich zu
2006 eine Steigerung um rund 14 Prozent.

Der Vorsitzende des AWV, Landrat Stefan
Rößle (Donau-Ries), und Landrat Leo Schrell
(Dillingen) dankten allen Bürgerinnen und Bür-
gern für Ihre Bereitschaft, die Sammeleinrich-
tungen des AWV zu nutzen und Abfälle zu sor-
tieren. Damit zeigten sie ihre Verantwortung für
die Umwelt und ermöglichten dem AWV Kos-
ten zu sparen. DK

abfuhr diesem Index zufolge in
den Städten Moers (Platz 96),
Leverkusen (Platz 97), Aachen
(Platz 98), Mönchengladbach
(Platz 99) und Bergisch Glad-
bach (Platz 100).

INSM-Geschäftsführer Max.
A. Höfer zum aktuellen Entsor-
gungsmonitor: „Unterschiede
bis zum vierfachen Preis des
günstigsten Anbieters sind nicht
nachvollziehbar. Da der Bürger
keine Möglichkeit hat, diesen
steuerähnlichen Gebühren zu
entgehen, soll mit dieser Studie
der Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft (INSM) Ge-
bührentransparenz hergestellt
werden. Dies ist eine zentrale
Voraussetzung dafür, dass die
Höhe der jeweiligen Gebühren
im politischen Raum hinterfragt
werden. Wir rufen die Verant-
wortlichen auf, ihre Kalkulation
offenzulegen.“
Weitere Infos im Internet:
Rangliste für 100 deutsche
Großstädte http://www.umwelt-
ruf.de/111/news2.php3?num-
mer=5038
Der Endbericht zum Entsor-
gungsmonitor der INSM http://
www.europaticker.de/0000_bil-
der/grafik/insm_muell08.pdf.

Biologisch abbaubare Kunststoffe:

Eingeschränkte
Recyclingfähigkeit

Von Dr. Thomas Probst, bvse-Referent für Kunststoffrecycling

Nur eine eingeschränkte Recyclingfähigkeit kann der bvse-Bun-
desverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.V. den so ge-
nannten Biokunststoffen attestieren.

Es scheint trendy zu sein, über
biologisch abbaubare Kunststoffe
zu reden. Wer aber glaubt, dass
diese Kunststoffart besondere
ökologische Vorteile hat, bei dem
macht sich beim Blick hinter die
Kulissen schnell Ernüchterung
breit, denn der Trend immer mehr
biologisch abbaubare Kunststoffe
für Verkaufsverpackungen einzu-
setzen, findet beim Recycling
schnell seine Grenzen.

So sind die gebräuchlichen
Bio-Kunststoffe nicht oder nur
schlecht kompostierbar. Das gilt
jedenfalls, wenn es um die Eigen-
kompostierung geht. Selbst nach
langen Zeiträumen zersetzen sich
diese Kunststoffe kaum. Leider
gilt dies nicht nur bei der Eigen-
kompostierung umweltbewusster
Bürgerinnen und Bürger, sondern
auch bei anderen professionellen
Verfahren, wie beispielsweise
den Biogas-Anlagen. Auch in
diesenAnlagen zersetzen sich die
Biokunststoffe nicht.

Fazit: Gerade die biologische
Abbaubarkeit der Bio-Kunst-

stoffe erfolgt meistens nicht.
Dies ist auch ein Grund, warum
die Kommunen ihre Bürgerin-
nen und Bürger auffordern, die
Kunststoffe in die Restmülltonne
und keinesfalls in die Biotonne
zu geben.

Bio-Kunststoffe sind jedoch
nicht nur in puncto der eigenen
stofflichen Verwertungsmöglich-
keit begrenzt, sie behindern auch
das erfolgreiche werkstoffliche
Kunststoffrecycling. Wenn die-
ses Material nämlich in den
„Gelben Sack“ gelangt und sich
mit normalen Kunststoffen ver-
mischt, lösen sich diese Substan-
zen bei den notwendigen Wasch-
und Aufbereitungsprozessen auf
und mindern so auch noch die
Materialqualität der herkömmli-
chen Kunststoffe. Tatsächlich
können Bio-Kunststoffe nur der
Beseitigung in Müllverbren-
nungsanlagen zugeführt werden.
Alternativen zur Beseitigung
sind allenfalls die Heißkompo-
stierung oder die Aufbereitung
zu Ersatzbrennstoffen.
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Papa spart jetzt 150 Euro beim Strom –

und ist wie E.ON Bayern großer Sport-Fan!

Im Rahmen unseres gesellschaftlichen Engagements unterstützen wir den Nach-

wuchs in unserer Region auf dem Weg zu ersten Erfolgen. Beim Fußball – und in

vielen anderen Sportarten.

Sparen Sie 150 Euro beim Strom –
wertvolle Tipps finden Sie im
EnergieSpar-Paket:

www.eon-bayern.com/energiesparen

Beschaffungskosten infolge des Ölpreisrekords im Sommer drastisch gestiegen:

E.ON Bayern Vertrieb
passt Erdgaspreise an

Bei anhaltender Ölpreisentspannung Preissenkung im kommenden Frühjahr

Die E.ON Bayern Vertrieb GmbH passt zum 1. 12. 2008 die
Erdgaspreise für Privat- und kleinere Gewerbekunden an. Mit
Erdgas versorgt die E.ON Bayern Vertrieb Kunden in Ober-
franken sowie in Teilen Unterfrankens und Ostbayerns. Ursa-
che für die Preisanpassung sind die im ersten Halbjahr 2008
um rund 50 Prozent gestiegenen Ölpreise, die im Sommer ein
neues Rekordniveau erreichten. Die Preisentwicklung beim Öl
wirkt sich mit durchschnittlich sechsmonatiger Verzögerung
auf die Beschaffungskosten für Erdgas aus. Gleichzeitig bietet
das Unternehmen allen Privat- und kleineren Gewerbekunden
ein neues Festpreisprodukt sowie ein Produkt mit geringerem
Preis bei längerer Laufzeit an.

„Im Interesse unserer Kunden
halten wir die Erdgaspreise in
den Monaten Oktober und No-
vember trotz erheblich gestiege-
ner Beschaffungskosten weiter
stabil. Damit gehen wir bis an
die wirtschaftlich gerade noch
vertretbare Grenze. Denn eigent-
lich hätten wir - wie mehr als
300 andere Anbieter – die Preise
bereits zum 1. Oktober anheben
müssen. Ab Dezember können
aber auch wir uns der weltweit
drastischenVerteuerung von Erd-
gas nicht länger entziehen“, sag-
te Otmar Zisler, Geschäftsführer
der E.ON Bayern Vertrieb
GmbH. Zisler wies darauf hin,
dass zahlreiche Wettbewerber ih-
re Erdgaspreise bereits in den
letzten Wochen um teilweise
annähernd 30 Prozent erhöht
hatten.

Begrenzte Verfügbarkeit

Der Erdgaspreis für E.ON
BestpreisGas (Stufe 3) steigt ab
dem 1.12.08 um rund 0,93 Cent
pro Kilowattstunde (brutto). Für
Kunden mit einem durchschnitt-
lichen Jahresverbrauch von
20.000 Kilowattstunden bedeu-
tet das Mehrkosten in Höhe von
rund 15,50 Euro pro Monat
(brutto). Damit liegt die Steige-
rung bei rund 12 Prozent. Die
Erdgaspreise von E.ON Bayern
Vertrieb blieben aber auch nach
der Anpassung voll wettbe-
werbsfähig, so Zisler.

Auch in Ländern ohne Öl-
preisbindung unterscheidet sich
der längerfristige Preistrend bei
Erdgas nicht von der deutschen
Marktsituation. Hintergrund
dafür ist vor allem die weltweit
anhaltend hohe Nachfrage und
die begrenzte Verfügbarkeit von
Erdgas.

Bei anhaltender
Ölpreisentspannung:
Preissenkung im
kommenden Frühjahr

„Wenn die Ölpreise auf dem
derzeitigen Niveau bleiben oder
sogar noch weiter sinken, wer-
den wir unsere Preise im kom-
menden Frühjahr wieder senken.
Darauf können sich unsere Kun-
den verlassen“, sagte Zisler. Erst
im vergangenen Jahr hatte E.ON
Bayern Vertrieb die Erdgaspreise
zweimal gesenkt und damit nied-
rigere Beschaffungskosten infol-
ge gesunkener Ölpreise an die
Kunden weitergegeben. Zisler:
„Die Ölpreisbindung ist keine
Einbahnstraße, sondern sie wirkt
mit zeitlicher Verzögerung in
beide Richtungen.“

Neues Festpreisprodukt:
Stabiler Erdgaspreis
für ein Jahr

„Wir wissen, dass steigende
Energiepreise für unsere Kun-
den eine große Belastung sind.
Zwar können wir den weltwei-
ten Trend steigender Ener-
gienachfrage bei begrenzten
Ressourcen nicht stoppen, aber
wir wollen unseren Kunden mit
dem neuen Festpreisprodukt
E.ON Erdgas spezial die Mög-
lichkeit bieten, ihre Kosten bes-
ser zu kontrollieren“, sagte Zis-

ler. Gegen eventuelle Preisstei-
gerungen können sich E.ON
Erdgas spezial-Kunden vom 1.
Dezember 2008 bis zum Jahre-
sende 2009 mit einem monatli-

chen Garantiebetrag in Höhe
von 4 Euro absichern. Der Preis
ist nach oben fest und nach un-
ten flexibel. E.ON Erdgas spe-
zial-Kunden profitieren also
von möglichen Preissenkungen,
sind aber vor Preiserhöhungen
geschützt.

Günstigere Preise bei
längerer Vertragsbindung

Kunden, die sich für minde-
stens ein Jahr binden, können
mit E.ON Erdgas aktiv im Ver-
gleich zur Grundversorgung
sparen. Der Preis reduziert

sich dann um rund 5,70 Euro
im Monat bei einer jährlichen
Abnahmemenge von 20.000
kWh. Das Angebot richtet
sich an alle Privat- und klei-
neren Gewerbekunden der
E.ON Bayern Vertrieb. Ande-
re Verträge können jederzeit
auf E.ON Erdgas aktiv um-
gestellt werden.

Die E.ON Bayern Vertrieb in-
formiert ihre Erdgaskunden
in den kommenden Wochen
schriftlich über die neuen Preise
und Angebote. Zusätzliche In-
formationen und vielfältige
Tipps zum Energiesparen kön-
nen im Internet unter www.eon-
bayern-vertrieb.com abgerufen
werden.

Einigung mit
Bundeskartellamt

Das Bundeskartellamt hat die
Ermittlungen im Hinblick auf
die Erdgaspreise für Privat- und
kleinere Gewerbekunden von

sechs regionalen E.ON-Unter-
nehmen, darunter auch E.ON
Bayern Vertrieb, eingestellt. Zu-
vor hatte E.ON freiwillig finan-
zielle Zusagen zugunsten der
Kunden gemacht. Davon profi-
tieren auch die Kunden von
E.ON Bayern Vertrieb: Trotz er-
heblich gestiegener Beschaf-
fungskosten hält das Unterneh-
men die Gaspreise im Oktober
und November weiter stabil,
und die Kunden erhalten einen
Bonus in Höhe von rund 36 Eu-
ro. Um diesen Betrag mindert
sich die jeweils nächste Jahres-
rechnung. Die Kunden brau-
chen selbst nichts zu unterneh-
men, die Jahresrechnung wird
automatisch um den Bonus
gekürzt.

„Diese Lösung hat Vorteile
für alle Beteiligten: Wir vermei-
den einen langwierigen Rechts-
streit, schaffen Klarheit vor al-
lem für unsere Kunden und ent-
lasten sie zudem auch finanzi-
ell“, sagte Zisler.

Wehrbereichsverwaltung Süd:

Vertrag mit
Südwärme AG
Zwischen der Wehrbereichs-

verwaltung Süd und der Süd-
wärme AG ist der erste Vertrag
über eine Wärmevollversor-
gung aus regenerativen Brenn-
stoffen geschlossen worden.
Südwärme übernimmt für die
nächsten 15 Jahre die Versor-
gung für die NATO-Schule
und die Bundeswehrverwal-
tungsschule IV in Oberammer-
gau über ein sog. Energieliefe-
rungs-Contracting. Die Betei-
ligten vereinbarten unter ande-
rem, bis zu 85 % der erforderli-
chen Wärme aus heimischen
Holzhackschnitzeln zu erzeu-
gen. Oberammergau als Luft-
kurort darf einen spürbaren
Beitrag zum Erhalt der Luft-
qualität erwarten.



ENERGIEVERSORGUNG8 GZ09. 10. 2008

Unser Erfolg als Beschaffungsplattform für Erdgas hat
viele Gründe. Wir engagieren uns auf allen Ebenen der
Wertschöpfungskette Erdgas.
Ob Up-, Mid- oder Down-Stream – wir geben unser
Bestes, um das Optimum für unsere Kunden und Partner
zu erreichen. Versprochen.

Know-how und Erfahrung im Dienste des Kunden.

Aktiv auf allen Ebenen
der Erdgas-Beschaffung

www.bayerngas.de

Energieknotenpunkt von
europäischer Bedeutung

Offizielle Inbetriebnahme der Verdichterstation Haiming
Stärkung der Erdgasversorgung in Bayern

Pünktlich zu Beginn der neuen Heizsaison ist die gemeinsame
Erdgas-Verdichterstation Haiming der beiden Unternehmen
bayernets GmbH und Wingas Transport GmbH & Co. KG jetzt
auch offiziell in Betrieb genommen worden. „Erdgashandel und
Versorgungssicherheit werden in der europäischen Grenzregion
Österreich/Ostbayern durch die neue Verdichterstation nach-
haltig gestärkt. Mit dem Ausbau der Grenzkopplungspunkte
stärken wir den europäischen Binnenmarkt“, sagte Ingo Neu-
bert, Geschäftsführer der Wingas Transport vor Vertretern aus
Politik und Wirtschaft.

Mit der neuen Verdichterstati-
on würden zusätzliche Kapazitä-
ten für den Import von Erdgas
nach Deutschland geschaffen.
Verbunden mit dem Zusammen-
wachsen der deutschen Gas-
marktgebiete lasse sich Gas aus
Burghausen/Haiming von Okto-
ber an direkt bis zur Nordseekü-
ste vermarkten, erklärte Rainer
Dumke, Geschäftsführer der
bayernets, bei der Vorstellung
der Station. Insgesamt haben die
Bayerngas- und die Wingas-
Gruppe mehr als 50 Millionen
Euro in den Verdichterstandort
Haiming investiert.

Mehr Austauschkapazität

Mit dieser Investition sei die
Bedeutung des Energiestandortes
in der Nähe von Burghausen wei-
ter gestiegen. „Wir haben hier in
Haiming mittlerweile einen Ener-
gieknotenpunkt von europäischer
Bedeutung“, sagte Neubert. Ins-
gesamt unterhielten in der Region
nun sechs verschiedene Netz-
betreiber aus Österreich und
Deutschland miteinander ver-
bundene Erdgasleitungen. Al-
lein die Austauschkapazität zwi-
schen Wingas Transport und bay-
ernets konnte durch die neue
Verdichterstation deutlich erhöht
werden. Insgesamt können mehr
als 300 000 Kubikmeter Erdgas
pro Stunde über die Station in
Richtung Süddeutschland trans-
portiert werden.

Verdichterstationen sind ein
wichtiges Element im System
der Erdgaspipelines. Bei dem bis
zu mehreren Tausenden von Ki-
lometern langen Transport ver-
liert das Gas an Druck. Um ei-
nen reibungslosen Weitertrans-
port garantieren zu können,
muss der Druck daher immer
wieder von Verdichtern angeho-
ben werden. Die Station Hai-
ming verfügt über eine Leistung
von fast 20 Megawatt. Der
Druck des Gases wird hier mit
zwei Verdichtern – einem Elek-
troverdichter und einem durch
eine Gasturbine angetriebenen
Verdichter – erhöht.

Kostenreduzierung

Während die Wingas-Gruppe
das Gesamtprojekt federführend
konzipiert und realisiert hat,
wurde die technische Betriebs-
führerschaft für die Gesamtanla-
ge an den bayernets-Dienstlei-
ster Bayerngas GmbH, Mün-
chen, übergeben. „Die techni-
sche Betreuung durch einen Be-
triebsführer vereinfacht die Pro-
zesse und minimiert die laufen-
den Kosten“, so Dumke zu den
Vorteilen der Kooperation zwi-
schen den beteiligten Unterneh-
men. Die Station Haiming wurde
innerhalb von 14 Monaten reali-
siert und ist seit 2007 in Betrieb.

Bereits vor dem Bau der hiesi-
gen Station wurde Erdgas über
Österreich kommend aus der Pi-

peline Penta-West über Hai-
ming/Burghausen in das bayeri-
sche Netz eingespeist. Mit der
Austrian Bavarian Gaspipeline
(ABG) ist kürzlich eine weitere
Pipeline angeschlossen worden.
Die ABG transportiert Erdgas
zum und aus dem neuen, rund 40
Kilometer entfernten Erdgas-
speicher Haidach. Die Wingas-
Gruppe betreibt den Speicher im
österreichischen Straßwalchen
gemeinsam mit der Rohöl-Auf-
suchungs AG (RAG) und der
russischen OOO Gazprom ex-
port. Der Speicher Haidach ver-
fügt derzeit über eine Kapazität
von 1,2 Milliarden Kubikmeter
Erdgas – eine Menge die aus-
reicht, um 600.000 Einfamilien-
häuser mit Erdgas versorgen zu
können.

Komfortable Dienstleistung

bayernets GmbH ist ein Toch-
terunternehmen der Bayerngas
GmbH und Netzbetreiber für das
Marktgebiet Südbayern. bayer-
nets betreibt ein rund 1300 Kilo-
meter langes Gashochdrucklei-
tungsnetz und sorgt für einen
diskriminierungsfreien Netzzu-
gang in seinem Marktgebiet mit
marktgerechten und komforta-
blen Gastransportdienstleistun-
gen.

Wingas Transport GmbH &
Co. KG ist ein Tochterunterneh-
men der WINGAS GmbH und
betreibt ein deutschlandweites
Gasfernleitungsnetz von über
2000 Kilometern Länge ein-
schließlich neun Verdichtersta-
tionen an. Insgesamt wurden in
dieses Fernleitungsnetz seit 1990
mehr als 3 Milliarden Euro inve-
stiert. Im Herzen Europas posi-
tioniert sich diese Infrastruktur
als Schnittstelle europäischer
Erdgastransporte. dhg.

Bayerngas und Gelsenwasser:

Weiterer Ausbau der
novogate-Kooperation

Essent integriert Gas- und Stromaktivitäten bei KOM-STROM

Die Deutsche Essent GmbH wird ihre Anteile an der im Jahr
2006 gemeinsam mit der Bayerngas GmbH gegründeten Gas-
beschaffungsplattform novogate GmbH an die Partner Bay-
erngas GmbH und Gelsenwasser AG abgeben. Dies ist Be-
standteil der Entwicklung der Strategie der Deutschen Essent
mit dem Ziel, das Gas- und Stromgeschäft auf dem deutschen
Markt in der Leipziger KOM-STROM AG in enger Zusam-
menarbeit mit Essent Trading zu integrieren. Die Transaktion
soll bis zum 31. 12. 2008 in der gewohnten guten und partner-
schaftlichen Atmosphäre abgeschlossen werden.

Das erfolgreiche Geschäfts-
modell der novogate wird von
den verbleibenden Partnern
Bayerngas und Gelsenwasser
weiter entwickelt. Dazu wird
auch die Aufnahme weiterer
Gesellschafter nicht ausge-
schlossen. Erste Gespräche in
dieser Richtung laufen bereits.

Bayerngas GmbH

Bayerngas ist die größte kom-
munale Gasbeschaffungsplatt-
form Deutschlands mit den Ge-
sellschaftern Stadtwerke Mün-
chen, Augsburg, Landshut, In-
golstadt, Regensburg, Ulm/
Neu-Ulm und TIGAS – Erdgas
Tirol. 2007 verkaufte Bayern-
gas 64,2 Milliarden Kilowatt-
stunden Gas an ihre Kunden
und erwirtschaftete einen Um-
satz von 1,6 Milliarden Euro.
Bayerngas verfügt über einen
eigenen Erdgasspeicher und ist
mit ihren Beteiligungen bayer-
nets (eigenständige Netzgesell-
schaft), Bayerngas Norge (Gas-
fördergeschäft), bayernSERVI-

CES (technische Dienstleistun-
gen), actogas (Gas-Trading),
und novogate (Gasvertrieb &
Beratung) national und interna-
tional tätig.

Gelsenwasser AG

Das 121-jährige Traditionsun-
ternehmen Gelsenwasser AG aus
dem Ruhrgebiet beliefert Haus-
halte und Kommunen, Versor-
gungs- sowie Industrieunterneh-
men in über 70 Städten und Ge-
meinden mit Trinkwasser oder
Erdgas bzw. entsorgt deren Ab-
wasser. Die Unternehmen der
Gelsenwasser-Gruppe stellen
insgesamt für 6,9 Mio. Einwoh-
ner und zahlreiche Industriekun-
den die Wasserversorgung, Ab-
wasserentsorgung und Energie-
versorgung in vielen Bundeslän-
dern sowie in Frankreich, Tsche-
chien und Polen sicher.

Die Gelsenwasser AG gehört
zu 92,89 % der Wasser und Gas
Westfalen GmbH & Co. Hol-
ding KG, einem Gemein-
schaftsunternehmen der Dort-

munder Stadtwerke AG und der
Stadtwerke Bochum GmbH.
Weitere Anteile liegen bei Kom-
munen und in Privatbesitz. Die
Aktie ist börsennotiert.

Deutsche Essent GmbH

Die Deutsche Essent GmbH,
Düsseldorf, operiert seit 2000
als Holding für die deutschen
Beteiligungen des größten nie-
derländischen Energieversor-
gers Essent N.V., Arnheim.
Sie verfolgt eine langfristige
Wachstumsstrategie und hält 51
% der Anteile an der swb AG,
Bremen. Über die swb AG hat
das Unternehmen auch Anteile
an den Versorgern in Bremerha-
ven, Bielefeld, Gütersloh, Sol-
tau, Greifswald und Ahlen.

Windkraftbetreiber

An der KOM-STROM AG in
Leipzig ist die Deutsche Essent
GmbH mehrheitlich beteiligt
und baut darüber die Strom-
und Gasaktivitäten weiter aus.
Weiterhin verfügt die Deutsche
Essent über einen Gasspeicher
in Epe. Die Deutsche Essent
GmbH ist darüber hinaus für
die Windkraftaktivitäten verant-
wortlich. Mit einer installierten
Leistung von rund 480 Mega-
watt ist sie einer der führenden
Windkraftbetreiber Nordwest-
europas.
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Was sind Ideale ohne Taten?

Wie viel Unterstützung brauchen
Unterstützer?

In einer Gemeinschaft gibt
man seine Energie an andere.

Alle 120 Partner des Thüga-Netzwerks
engagieren sich in ihrer Region für eine
zuverlässige Versorgung mit Strom, Gas,
Wasser oder Wärme. Doch die 21.200 Mitar-
beiter leisten noch mehr: Viele von ihnen in-
vestieren ihre persönliche Energie in ein
soziales Projekt in den Städten und Gemein-
den, in denen sie leben. Das unterstützen wir
mit der Initiative „EFA – Energie für andere“.
Interessiert? Mehr Informationen erhalten
Sie unter: www.thuega.de

3. Deutscher Energiekongress in München:

Energiewirtschaft
im Wettbewerb

Unentbehrliche Stadtwerke - Energieeffizienz und Beratung nicht zum Nulltarif
Die Herausforderungen an die Energiebranche reißen auch
2008 nicht ab: Das Gemeindewirtschaftsrecht der Länder ent-
behrt jeder Harmonisierung, die Kürzungen der Netzentgelt-
runde sind drastisch und die Anreizregulierung steht vor der
Tür. Fakt ist: Durch kommunale Kooperationen und neue An-
sätze gilt es im Zieldreieck der Energiewirtschaft zwischen
Klimaschutz, Versorgungssicherheit und Wettbewerb die rich-
tigen Strategien zu entwickeln, um für die Zukunft gerüstet zu
sein. Wie diese aussehen können, wurde beim 3. Deutschen En-
ergiekongress in München, dem zahlreiche prominente Vertre-
ter aus Wirtschaft und Politik beiwohnten, aufgezeigt.

„Stadtwerke sind dazu prä-
destiniert, im Wettbewerb und
im Klimaschutz eine aktive und
konstruktive Rolle zu überneh-
men“, bemerkte der Präsident
des Verbandes kommunaler Un-
ternehmen, Hannovers Ober-
bürgermeister Stephan Weil.
Nach Ansicht des VKU, der die
Tagung in der Landeshauptstadt
mit durchführte, könnten die
Stadtwerke auch zur Versor-
gungssicherheit einen wichtigen
Beitrag leisten. Weil zeigte sich
überzeugt, dass Stadtwerke im
sich wandelnden Energiemarkt
gute Zukunftschancen haben.
Dies setze allerdings voraus,
dass sie den neuen Herausforde-
rungen aktiv begegnen und ihre
Unternehmensstrategien über-
prüfen und anpassen.

„Megathema“
Dienstleistungen

Dienstleistungen zur sparsa-
men und effizienten Energienut-
zung bezeichnete der VKU-Prä-
sident als ein „Megathema“ für
kommunale Energieversorger.
Der VKU begrüßte daher die
aktuelle intensive Diskussion
über geeignete Maßnahmen zur
Steigerung der Energieeffizi-
enz. „Wir halten es für den rich-
tigen Ansatz, den gestiegenen
Energiekosten für Haushalts-,
Gewerbe- und Industriekunden
durch Energiesparen und Stei-
gerung der Energieeffizienz ent-
gegenzuwirken. Dabei sollte
man auf marktkonforme Mittel
setzen“, meinte Weil.

Er kritisierte, dass bei den
vorliegenden Vorschlägen zu
wenig berücksichtigt werde,
dass die Stadtwerke ihren Kun-
den bereits eine breite Palette
von Energiedienstleistungen
anbieten. Ihre Kompetenzen
müssten stärker berücksichtigt
werden und auch ihr berechtig-
tes Interesse, mit Energie-
dienstleistungen einen Ergeb-
nisbeitrag zu erzielen. Energie-
beratung und andere Dienstlei-
stungen verursachten Kosten,
die partiell von den Kunden ge-
tragen, aber auch durch staatli-
che Förderung gedeckt werden
könnten. „Energieeffizienz gibt
es nicht zum Nulltarif“, so Rat-
hauschef Weil.

Lob für die
Bundesregierung

Anerkennend äußerte sich der
VKU-Präsident zu den noch vor
der Sommerpause verabschie-
deten Gesetzen zur Förderung
der Kraft-Wärme-Kopplung
(KWK-Gesetz) und zum Ein-
satz Erneuerbarer Energien
(EEG). „Die Bundesregierung
hat mit dem neuen KWK-Ge-
setz gute Bedingungen für den
weiteren Ausbau der Kraft-
Wärme-Kopplung und der Fern-
wärmeversorgung geschaffen“,
stellte Weil fest. Der VKU gehe
davon aus, dass die Stadtwerke
in ähnlichem Umfang in die
Modernisierung und den Bau
von KWK-Anlagen investieren
würden wie in den zurücklie-
genden Jahren. Dies sei nicht
nur ein wirkungsvoller Beitrag
zum Klimaschutz, sondern füh-
re auch zu mehr Wettbewerb im
Erzeugungsmarkt.

In seinem Grußwort wies der
Schirmherr der Veranstaltung,
Münchens OB Christian Ude
darauf hin, „dass Energiewirt-
schaft, Klimaschutz und Gesell-
schaftspolitik längst nicht mehr
getrennt voneinander und schon
gar nicht als regionale Angele-
genheiten betrachtet werden
können“. Gleichzeitig gelte es
allerdings, gerade im Kleinen
Akzente zu setzen gegen den
Raubbau an den Ressourcen
und für wirklich nachhaltige
und tragfähige Nutzungssyste-
me bei der Energiegewinnung.
Dazu habe sich insbesondere
auch die Landeshauptstadt
München immer wieder be-
kannt, und dazu nehme sie seit
Jahren umfangreiche program-
matische Weichenstellungen
vor. Das reiche von der Selbst-
verpflichtung zur Reduzierung
von CO2-Emissionen über den
Ausbau regenerativer Energie-
quellen bis hin zur Nutzung von
Einsparpotenzialen.

Hohes Preisniveau

Die Haushalte in Deutschland
profitieren vorerst nicht von
dem deutlich gesunkenen Öl-
preis und müssen in der bevor-
stehenden Heizperiode mas-
sive Gaspreiserhöhungen hin-
nehmen. Auf die Gaspreise wir-
ke sich der Ölpreis erst mit ei-
nem Verzug von rund sechs Mo-
naten aus, betonte E.ON-Chef
Wulf Bernotat. Daher werde es
kurzfristig nicht zu einer Absen-
kung der Preise kommen. „Wir
müssen uns darauf einstellen,
dass das Preisniveau langfristig
hoch bleiben wird“, bestätigte
Bundeswirtschaftsminister
Michael Glos.

Klare Absage an Sozialtarif

Mit Verweis auf den hohen
Ölpreis hatten alle sieben Re-
gionalversorger von E.ON En-
ergie vor wenigen Monaten
Preissteigerungen angekündigt.
Davon ist insgesamt rund eine
Million Kundenhaushalte be-
troffen. In den vergangenen
Wochen war der Preis für
OPEC-Rohöl aber wieder ge-
sunken. Das Bundeskartellamt
nimmt die Preise zahlreicher
Gasversorger derzeit unter die
Lupe und will noch in diesem
Jahr erste Ergebnisse vorstellen.
„Die Energieunternehmen dür-
fen ihre marktbeherrschende

Stellung nicht zu missbräuchli-
chen Preisen ausnutzen“, erklär-
te der Präsident des Bundeskar-
tellamts, Bernhard Heitzer.

Eine klare Absage erteilte
Wirtschaftsminister Glos in die-
sem Zusammenhang einem von
Umweltminister Sigmar Gabri-
el zur Abfederung der hohen
Energiekosten ins Gespräch ge-
brachten Sozialtarif für Arme.
Der Staat könne Preismechanis-
men nicht außer Kraft setzen,
sonst werde es irgendwann auch
Sozialtarife für Milch und But-
ter geben. Der Bundesverband
der Energie- und Wasserwirt-
schaft (BDEW) hatte im Vorfeld
erklärt, in erster Linie sei der
Staat gefordert. „Die Energie-
branche hält es grundsätzlich
nicht für die Aufgabe der Ener-
gieversorgungsunternehmen,
verbilligte Gas- und Stromtarife
für sozial Benachteiligte anzu-
bieten.“

Falsche Richtung

Die Bundesnetzagentur will
den Wettbewerb auf dem Gas-
markt durch ein derzeit laufen-
des Missbrauchsverfahren ge-
gen mehrere Gasnetzbetreiber
erhöhen. Momentan laufe die
Entwicklung in die falsche
Richtung, da die Betreiber die
Zahl ihrer Marktgebiete entge-
gen eigener Zusagen nicht redu-
ziert hätten. „Das ist ein herber
Rückschlag“, meinte der Präsi-
dent der Bundesnetzagentur,
Matthias Kurth. Mit einer Zu-
sammenlegung der Marktgebie-
te soll der Zutritt neuer Anbieter
und der Transport in der Fläche
vereinfacht werden.

Laufzeiten der
Kernkraftwerke erhöhen

Um dieAbhängigkeit Deutsch-
lands von Energie-Einfuhren zu
beschränken, sind nach Ansicht
von Minister Glos neue konven-
tionelle Kohlekraftwerke, ein
vernünftiger Ausbau der erneu-
erbaren Energien, eine deutliche
Steigerung der Energieeffizienz
sowie verlängerte Laufzeiten
der bestehenden Kernkraftwer-
ke vonnöten. Glos betonte aus-
drücklich, dass es hierbei nicht
um Neubauten gehe. Die Kern-
energie sei eine Brückenener-
gie, bis andere Technologien
günstig genug seien.

Eine vom Minister einge-
setzte Expertengruppe hatte
empfohlen, die Restlaufzeiten
der Atomkraftwerke um acht
Jahre zu verlängern und da-
mit einen Streit in der Koali-
tion ausgelöst. Der Chef des
Energiekonzerns RWE, Jür-
gen Großmann, rief angesichts
der hitzigen Debatten zu einer
sachlichen Diskussion zwi-
schen Versorgern, Politik und
Gesellschaft auf. DK

Windkraft, Wachstum, Wirtschaftsfaktor
Erster bayerischer Windbranchentag am 25. November

im Kulturspeicher in Regensburg

Obwohl Bayern in Deutschland (noch) Schlusslicht bei der
Nutzung der klimafreundlichen Windenergie ist, kann das Land
mit einer starken Zulieferindustrie für die Herstellung von
Windkraftanlagen aufwarten - und zwar in allen Regionen und
mit bedeutenden nationalen und internationalen Marktteilneh-
mern, mit tausenden von Arbeitsplätzen, innovativen Technolo-
gien und erheblichen Investitionen.

Um in der Branche selbst, in der Politik und in der Öffent-
lichkeit das Bewusstsein dafür zu schärfen, dass die Windener-
gie auch im Süden Deutschlands zu Hause ist, veranstaltet der
Bundesverband WindEnergie (Landesverband Bayern) un-
ter dem Titel „Windkraft, Wachstum, Wirtschaftsfaktor“ am
25. November 2008 im Kulturspeicher in Regensburg den er-
sten bayerischen Windbranchentag. „Wir wollen Wind säen und
Strom ernten - auch in Bayern“, so der BWE-Landesvorsitzen-
de Günter Beermann.
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Der Termin für
Ihren Erfolg

Bei uns finden Sie die Antwort auf Ihren individuellen
Energiebedarf. Strom- und Erdgasprodukte für jede
Unternehmensgröße und Branche, professioneller
Service, kompetente Beratung – profitieren Sie von
unserer Erfahrung und den Chancen am Energiemarkt.

Unsere Kundenmanager sind für Sie da, gerne auch zu einem persönlichen Termin
in Ihrem Unternehmen. Senden Sie uns einfach eine E-Mail an dialog@n-ergie.de

www.n-ergie.de

impleaPlus und ENERGIEregion führen CO2-Bilanzierung durch:

Geldsparen durch Klimaschutz
Die Direktbank Cortal Consors hat sich als Vorreiter in Sachen
Umweltschutz engagiert und die impleaPlus GmbH, eine Toch-
tergesellschaft der N-ERGIE Aktiengesellschaft beauftragt, ein
Gutachten über die CO2-Bilanz des Unternehmens für das
Jahr 2007 zu erstellen. Zielsetzung war es, geeignete Strategien
für eine nachhaltige Verringerung des CO2-Ausstoßes aufzu-
zeigen. Bei der Umsetzung der Aufgabenstellung band die im-
pleaPlus GmbH mit der ENERGIEregion GmbH einen auf
Kommunalebene erfahrenen Dienstleister mit ein.

Bei der durchgeführten CO2-
Bilanzierung wurde jeder einzel-
ne CO2-produzierende Vorgang
am deutschen Hauptstandort von
Cortal Consors in Nürnberg auf
Herz und Nieren geprüft. So
wurde festgestellt, dass bei dem
Finanzdienstleister durch die
verschiedenen Energie- und Ma-
terialverbräuche klimarelevante
CO2-Emissionen in Höhe von
3.102 Tonnen pro Jahr frei wer-
den. Deshalb wurden zur Redu-
zierung des Ausstoßes zahlreiche
Faktoren auf ihre möglichen
Einsparpotenziale aus Sicht des
CO2, aber auch aus Sicht der
Wirtschaftlichkeit genauer unter-
sucht.

Ansatzpunkt Kühlung

Ein Ansatzpunkt wäre bei-
spielsweise die Kühlung: Wür-
de Cortal Consors an beiden
Nürnberger Standorten kom-
plett auf eine umweltschonende
Absorptionskälteanlage setzen,
wäre der komplette Geschäfts-
prozess CO2-neutral. Denn die
Anlage wird mit Nürnberger
Fernwärme aus Kraft-Wärme-
Kopplung betrieben. Aktuell
kommt nur ein Teil der Kälte
aus Fernwärme, aber auch das
wirkt sich schon sehr positiv auf
die CO2-Bilanz aus. Ein hy-
draulischer Abgleich des Heiz-
kreissystems oder weitere Dämm-

maßnahmen bergen ebenfalls Ef-
fizienzpotenziale. Auch bei der
Beleuchtung der Büroräume kann
CO2 eingespart werden.

Nicht alle theoretischen Maß-
nahmen sind aber auch in der
Praxis umsetzbar. So müssen
neben dem Umweltschutzge-
danken noch weitere Gesichts-
punkte in die Umsetzungsüber-
legungen einbezogen werden.

Beleuchtung

Da Cortal Consors zum Bei-
spiel nicht Eigentümer der Fir-
mengebäude in Nürnberg ist,
können Umbauten an den Ge-
bäuden nicht beliebig vorgenom-
men werden. Bei Änderungen
der Beleuchtung muss neben den
ökologischen und ökonomischen
Effekten auch das Arbeitsklima
der Mitarbeiter miteinbezogen
werden. Erste Maßnahmen wur-
den aber bereits beschlossen. So
will das Unternehmen auf jeden
Fall sein Beleuchtungskonzept
verbessern. Bei vergleichsweise
geringen Investitionen lassen
sich damit 65 Tonnen CO2 pro
Jahr einsparen. Die Amortisati-
onszeit für diese Maßnahme be-
trägt gerade mal ein Jahr.

Auch wenn nicht jede mögli-
che Maßnahme sofort in die Tat
umgesetzt wird kann Cortal
Consors langfristig allein durch
die Umsetzung der als wirt-

schaftlich eingestuften Vorschlä-
ge pro Jahr rund 2.500 Tonnen
CO2 einsparen. Das entspricht
einem finanziellen Gegenwert
von über 40.000 Euro pro Jahr.
Damit lassen sich die Ausgaben
für die Bilanzierung schon in
wenigen Monaten refinanzieren.

CO2-Bilanzierungen sind bei

Kommunen bereits weit ver-
breitet. Bei Unternehmen be-
steht dagegen noch viel Poten-
zial. Mittelfristig ist aber zu er-
warten, dass sich diese Form
der Dienstleistung auch auf Un-
ternehmensebene durchsetzen
wird. Schließlich dienen CO2-
Bilanzierungen nicht nur nach-
drücklich dem Umweltschutz,
sondern ermöglichen für die auf-
traggebenden Unternehmen in-
nerhalb kürzester Zeit bedeuten-
de finanzielle Einsparungen.

Kletterturm statt Trafostation
Die ehemalige Transformatorenstation in der Ziegeleistraße in
Bechhofen begann im September 2008 ihr „zweites Leben“ als
Kletterturm. Der Deutsche Alpenverein (DAV) Sektion Hessel-
berg hat das Grundstück mit dem Stationsgebäude im Okto-
ber 2007 von der N-ERGIE Aktiengesellschaft für einen sym-
bolischen Preis gekauft und im letzten Jahr zu einem Kletter-
turm umgebaut. Lautete früher das Motto in der Trafostation:
„Runter mit der Spannung!“ heißt es nunmehr: „Rauf die
Wand!“ Eins bleibt dabei gleich: In dem Gebäude wird auch in
Zukunft jede Menge Energie fließen. Die Trafostation wurde
1961 vom Fränkischen Überlandwerk AG (FÜW) errichtet. Im
Zuge der Neustrukturierung des Stromversorgungsnetzes
wurde die Trafostation außer Betrieb genommen.

E.ON Bayern mit
neuer Struktur

Klares Bekenntnis zur Region
Neue Unternehmen für gemeinsame Aufgaben

Am 1. September hat E.ON Bayern die Herausforde-
rungen von Wettbewerb und Regulierung in einer neu-
en Struktur angenommen. Während sich E.ON Bayern
künftig auf Aufgaben rund um das regionale Strom-
und Gasnetz konzentriert, verantwortet eine hundert-
prozentige Tochtergesellschaft, die E.ON Bayern Ver-
trieb GmbH, den Verkauf von Strom und Gas. Dadurch
wird die regionale Kundennähe erhalten und den ge-
setzlichen Vorgaben zur klaren Trennung von Netz und
Vertrieb entsprochen.

Im Zuge der veränderten Aufstellung übertragen E.ON Bay-
ern und weitere fünf deutsche E.ON-Regionalversorgungsun-
ternehmen übergreifende Aufgaben der Vertriebssteuerung
wie Produktentwicklung oder Marketing an die ebenfalls zum
1. September startende E.ON Vertrieb Deutschland GmbH
(EVD) mit Sitz in München. E.ON Bayern ist an der EVD ge-
meinsam mit den fünf Schwesterunternehmen und der E.ON
Energie beteiligt.

Darüber hinaus hat am 1. September mit der E.ON Service
Plus GmbH mit Hauptsitz in Landshut eine neue Gesellschaft
den Betrieb aufgenommen, in der gemeinsame Aufgaben der
so genannten „Shared Services“ wie Abrechnung oder Kun-
denkontakt-Management zusammengefasst werden. Gesell-
schafter ist neben E.ON Bayern auch E.ON Mitte.

Die neue Regionalstruktur ist das Ergebnis des im August
erfolgreich abgeschlossenen Projektes regi.on, an dem
E.ON Energie und sechs deutsche Regionalversorgungsun-
ternehmen des Konzerns, darunter auch E.ON Bayern, be-
teiligt waren. Ziel von regi.on ist eine noch stärkere Wettbe-
werbsorientierung, mehr Effizienz und die konsequente
Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zur Trennung von
Netz und Vertrieb bei den beteiligten Regionalversorgungs-
unternehmen.

„Mit der neuen Regionalstruktur können wir noch effizien-
ter und offensiver im Markt agieren, ohne auf die regionale
Nähe zu unseren Kunden und Partnern zu verzichten“, sagt Dr.
Peter Deml, Vorstandsvorsitzender von E.ON Bayern. Umge-
setzt wird die neue Struktur außer bei E.ON Bayern auch bei
den Regionalversorgern E.ON Avacon, E.ON edis, E.ON Han-
se, E.ON Mitte und E.ON Westfalen Weser.

Für die Strom- und Gaskunden von E.ON Bayern ändert
sich durch die neue Struktur nur der Name des für sie zustän-
digen Unternehmens: statt E.ON Bayern ist künftig E.ON
Bayern Vertrieb Ansprechpartner der Kunden rund um Strom
und Gas. Alles andere - von Verträgen bis hin zu Servicenum-
mern - bleibt wie gewohnt.

Real I.S. AG, München:

Augenmerk auf
regenerative Energien
Real I.S.AG beauftragt Energiecontracting HeidelbergAG

mit der Betriebsführung von Biomasseheizkraftwerken

Die Real I.S. AG, München, ist die Immobilien-Dienstleistungs-
gesellschaft der BayernLB. Sie ist einer der größten deutschen
bankgebundenen Initiatoren. Die Real I.S. ist seit 1991 als In-
itiator tätig (bis 2000 unter dem Namen Bayernfonds) und hat
seither unterschiedliche Beteiligungsmodelle wie Immobilien-,
Schiffs-, Medien-,Lebensversicherungs-, Flugzeug-, Solarener-
gie- und andere Fondsprodukte platziert.

Neben den bisherigen Akti-
vitäten engagiert sich REAL I.S.
AG nun auch im Bereich regene-
rative Energien und errichtet
sechs Biomasse-Heizkraftwer-
ke. Die Realisierung erfolgt in
der Bayernfonds BestEnergy 1
GmbH & Co. KG.

Die Heizkraftwerke sind für
eine elektrische Leistung von je
5 MW ausgelegt und werden
darüber hinaus bis zu 15 MW
Wärme an benachbarte Wär-
meabnehmer liefern.

Mit der Errichtung wurde die
Fa. Wärtsilä, Finnland als Gene-
ralunternehmer beauftragt. Die
gesamte Investition beträgt über
100 Mio. EUR und soll bis En-

de 2009 abgeschlossen werden.
Die Verantwortung für den Be-

trieb der Heizkraftwerke wurde
von REAL I.S. AG auf die Ener-
giecontracting Heidelberg AG
(ECH), ein Tochterunternehmen
der EC Bioenergie GmbH, Hei-
delberg, übertragen.

Die EC Bioenergie GmbH
(ECB), gegründet 2002, und die
Energiecontracting Heidelberg
AG (ECH) gegründet 2005, sind
mittelständische Unternehmen
und konzentrieren sich auf rege-
nerativer Energie und Biomasse
mit den Schwerpunkten.

Biobrennstoffwerke (Pellets,
Briketts, Industriebrennstoffe)

Kraft-Wärme-Kopplung
Bewirtschaftung örtlicher de-

zentraler Energieanlagen
industrielle Objektversor-

gung, Nah- und Fernwärme
Energie-Contracting,
Energiedienstleistungen, wie

Betriebsführungen, Energiebe-
schaffung etc.

Kerngeschäft der ECB ist die
Aufbereitung und Herstellung
von naturbelassenen Biobrenn-
stoffen (Pellets/Briketts/Indus-
triebrennstoffe). Kerngeschäft der
ECH sind Energiedienstleistun-
gen wie zum Beispiel Contracting
zur Wärme- und Stromerzeugung
bei größeren Abnehmern/Indu-
striekunden.

Das von ECH angebotene Be-
triebsführungskonzept, die Kom-
petenz im Betrieb von Biomasse-
Heizkraftwerken und die bei der
Vermarktung der Wärme von
ECH realisierbaren Optionen wa-
ren die Grundlage für die Auf-
tragsvergabe und überzeugten
REAL I.S. AG. ECH betreibt be-
reits mehrere eigene Energie-An-
lagen und ist innerhalb der Fir-
mengruppe für die Planung und
Umsetzung von Biomassezentren
zuständig.

Der Betriebsführungsauftrag
umfasst den gesamten operativen
technischen und kaufmännischen
Betrieb der sechs Biomasse-Heiz-
kraftwerke von der Gestellung des
Personals und der erforderlichen
Arbeitsgeräte bis zur Beschaffung
der Betriebsmittel und Organisati-
on der Brennstofflieferung (Dis-
position und Qualitätssicherung).
Über die Vertragsdauer und das
Auftragsvolumen wurde Still-
schweigen vereinbart.

Neben dem Betriebsführungs-
vertrag wird die EC Bioenergie
GmbH als Wärmeabnehmer in
der Umgebung der Heizkraftwer-
ke Biobrennstofffabriken errich-
ten. Für den Standort Steinau a. d.
Str. wurde bereits ein langfristiger
Wärmevertrag für die Abnahme
von über 50.000 MWh/a abge-
schlossen.

Die Zusammenarbeit zwischen
der Firmengruppe EC Bioenergie
GmbH und der REAL I.S. AG
soll auf weitere Projekte ausge-
dehnt werden.
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Wir verstehen uns als regionaler Partner für konventionelle als auch innovative Wärme-
Konzepte. Im Vordergrund stehen dabei Wirtschaftlichkeit, regionale Energien
und natürlich die Umwelt. Sie haben einen Partner mit viel Erfahrung an Ihrer Seite.

Mit dem ESB-WärmeService haben Sie folgende Vorteile:

• Modernisieren ohne selbst zu investieren
• ESB-Wärme plant, organisiert und betreibt Ihre Energieversorgung
• Moderne, umweltschonende Anlagen mit niedrigem Energieverbrauch
• Alle Leistungen sind im monatlichen Wärmepreis enthalten

Ergomar Erlebnisbad in Ergolding – für Wärme und Strom sorgt ein Blockheizkraftwerk

Erdgas-Blockheiz-
kraftwerk – Heizung und

Strom aus einer Anlage

Partnerschaft mit Zukunftsperspektive

ESB-Wärme – Service für Kommunen
Das Contracting-Modell für öffentliche Gebäude und Einrichtungen

Rufen Sie uns an ! Wir schicken Ihnen unsere Referenzbroschüre
oder vereinbaren Sie einen Termin mit dem ESB-Wärme Berater.

ESB-Wärme GmbH • Ungsteiner Straße 31 • 81539 München • Tel. 089-68003-517 • E-Mail: info@esb-waerme.de • Internet: www.esb-waerme.de

Contracting für Kommunen:

Heizen mit heimischen
Hackschnitzeln

Gemeinde Mallersdorf-Pfaffenberg: Kooperation mit ESB-Wärme GmbH
und Biber-Biomasse GmbH

In der niederbayerischen Gemeinde Mallersdorf-Pfaffenberg
wächst die Wärme im Wald. Hackschnitzel aus der Region lie-
fern die Energie, die das Schulzentrum, das Hallen-Freibad so-
wie drei kommunale Gewerbehallen mit Warmwasser und Hei-
zungswärme versorgt. Erzeugt wird die Wärme seit August 2008
in einem neuen Biomasseheizwerk. Den Schritt zu mehr Ener-
gieeffizienz gelang den Gemeindevertretern in Kooperation mit
zwei Contracting-Unternehmen aus Südbayern: ESB-Wärme
GmbH und Biber-Biomasse GmbH.

Energie ist zu wertvoll, um sie
in alten und wenig effizienten
Heizungsanlagen zu verschwen-
den. Zu diesem Schluss gelang-
ten auch die Gemeindevertreter
von Mallersdorf-Pfaffenberg mit
einem sorgenvollen Blick auf die
marode Heizungstechnik. „Als
es um die Modernisierungspla-

nung der Anlagen ging, waren
für uns drei Punkte entschei-
dend“, kommentiert Bürgermei-
ster Karl Wellenhofer. „Erstens
Senkung der Energiekosten,
zweitens Reduzierung der CO2-
Emissionen und drittens Stär-
kung der regionalen Wirtschaft
durch die Nutzung einheimi-

scher Brennstoffe. Vor allem der
Gedanke, regenerative Heizener-
gie in einem Nahwärmenetz für
die Gebäudeversorgung zu nut-
zen, beschäftigte uns schon seit
langem“.

Schlüssel zum Erfolg

Den passenden Schlüssel für
die gesetzten Modernisierungs-
ziele brachten schließlich zwei
Contractoren, die sich für die-
ses Projekt zusammengeschlos-
sen haben: ESB-Wärme, die für
die Finanzierung sowie die
kaufmännische Betreuung zu-
ständig ist und Biber-Biomasse,
die den technischen Part wie
Projektentwicklung, Anlagen-
bau und Hackschnitzellieferung
übernommen hat.

„Mallersdorf-Pfaffenberg ist
mit 7.000 Einwohnern im kom-
munalen Bereich ein echter
Mittelständler – was die Effizi-
enz der Wärmeversorgung an-
geht, jedoch ein bayerischer
Spitzenreiter“, erklärt Martin
Heun, Geschäftsführer der
ESB-Wärme. „Immer mehr
Kommunen setzen heute auf
Contracting-Lösungen, denn
die wirtschaftlichen Vorteile
dieser Kooperation liegen auf
der Hand: keine zusätzlichen
Haushaltsbelastungen durch
Investitionen, effiziente Technik
kommt zum Einsatz und für die
Umsetzung sorgen Experten,
die von der Planung bis zum
Energieeinkauf alles bündig aus
einer Hand anbieten“, so Heun
weiter.

Wärmelieferung als
Kernkompetenz

Das Kerngeschäft eines Con-
tractors ist die Bereitstellung von
Wärme, BHKW-Strom oder
auch Kälte. Dabei kommt bei der
ESB-Wärme nicht nur Erdgas
als Energieträger zum Einsatz,
sondern auch regenerative Roh-
stoffe wie Hackschnitzel. Gute

Kontakte zu Anlagenherstellern,
Handwerksbetrieben und natür-
lich Größenvorteile beim Ein-
kauf der Energie sorgen dafür,
dass ein Contracting-Modell
häufig günstiger als der Eigenbe-
trieb ist. Zudem wird auch
während des laufenden Betriebs
mit professionellem Heizungs-
management immer wieder nach
Einsparpotenzialen gesucht. Ein
weiterer Vorteil beim Contrac-
ting: Die Wärmekosten sind über
den gesamten Vertragszeitraum
langfristig planbar und das ge-
samte Betriebsrisiko liegt beim
Contractor – selbst beim Total-
ausfall der Anlage.

Beratung ist entscheidend

Entscheidend für ein erfolg-
reiches Contracting-Projekt ist
jedoch, dass klare Aussagen zu
den Rahmenbedingungen ge-
troffen werden: Welche Ein-
sparungen sind zu erwarten? Ist
der Einsatz von Blockheizkraft-
werken, einer Gas-Wärmepum-
pe oder einer Biomasseanlage
sinnvoll? Was tritt ein, wenn die
Kommune mehr Energie benö-
tigt, beispielweise wenn das
Schwimmbad länger geöffnet
ist? Martin Heun dazu: „Con-
tracting ist als langfristige Ko-
operation angelegt, bei der bei-
de Seite profitieren sollen. Da-
mit die Zusammenarbeit opti-
mal läuft, ist eine ausführliche
Beratung und Planung das A
und O, um alle wichtigen Para-
meter bereits im Vorfeld abzu-
stimmen.“

95 Prozent „Bio“
im Heizungskessel

Auch in Mallersdorf-Pfaffen-
berg erfolgte eine enge Projekt-
Abstimmung mit den beiden
Contractoren. Bislang sorgten
dort zwei konventionelle Gas-
und Ölkessel mit 760 Kilowatt-
stunden (kW) Leistung für die
Wärme in Schule und Schwimm-
bad. Heute übernimmt die glei-
che Aufgabe ein Hackschnitzel-
kessel mit 500 kW Leistung. Im
Jahresdurchschnitt entstehen so
rund 95 Prozent der Wärme aus
Biomasse. Wird es besonders
kalt, springen zwei konventio-
nelle Spitzenlastkessel zur Un-
terstützung an. Zusammen er-
zeugen die Anlagen damit jähr-
lich etwa 1.795 Megawattstun-
den Energie – soviel wie die Be-

wohner von rund 85 Einfamili-
enhäusern zum Heizen und Du-
schen benötigen. Insgesamt wer-
den pro Jahr circa 570 Tonnen
Hackschnitzel verfeuert, die von
Biber-Biomasse angeliefert wer-
den. Das Erdgas stammt aus dem
Leitungsnetz von Erdgas Süd-
bayern (ESB).

Intelligente Wärmekonzepte
für ein Plus an Klima- und
Umweltschutz

Moderne Technik und der Ein-
satz von Hackschnitzeln sparen
nicht nur fossile Energieträger,
sondern auch CO2-Emissionen:
im Vergleich zur alten Anlage
haben die Mallersdorf-Pfaffen-
berger ihren CO2-Ausstoß um
etwa 380 Tonnen im Jahr ge-
senkt. Das entspricht ungefähr
der Menge, die 140 Niedrigener-
giehäuser jährlich in die Luft
bringen.

„Um Biomasse sinnvoll zu
nutzen, muss man nicht unbe-
dingt den Acker zur Tankstelle
machen. Für unsere Hackschnit-
zel nutzen wir vor allem Bruch-,
Rest- oder Schwachholz aus re-
gionalen Wäldern“, erklärt Ger-
hard Stierstorfer, Geschäftsfüh-
rer von Biber-Biomasse. Dabei
wächst auf den Flächen jedes
Jahr rund ein Drittel mehr Holz
nach, als das Unternehmen ver-
wertet – das ökologische Gleich-
gewicht im Wald bleibt dauer-
haft erhalten.

Technische Zuverlässigkeit
hat höchste Priorität

Der Hackschnitzelkessel steht
einer konventionellen Wärme-
versorgung mit fossilen Energi-
en an Komfort und Sicherheit in

nichts nach. Gerade bei Wärme-
sensiblen Gebäuden, wie Schu-
len oder Schwimmbädern, ist die
Zuverlässigkeit besonders wich-
tig. Regelmäßige Serviceinter-
valle, bei denen die Anlage über-
prüft wird, sind daher beim Con-
tracting immer Pflicht.

Höhere Energieausbeute

Im Gegensatz zu einem Holz-
feuer im Kamin werden die
Hackschnitzel jedoch nicht un-
kontrolliert verfeuert. Eine spe-
ziell für dieses Projekt ent-
wickelte Vortrocknungsanlage
reduziert den Wassergehalt der
Brennstoffe bereits im Bunker
und erhöht somit die Energieaus-
beute. Zudem werden Parameter,
wie die Temperatur im Brenn-
raum oder die Sauerstoffzu-
führung, täglich durch das Anla-
genmanagement angepasst. Da-
durch weisen die Hackschnitzel
eine besonders gute Energie-
und Emissionsbilanz auf.

Rauchgasreinigung
durch die Fliehkraft

Holz verbrennt annähernd CO2-
neutral. Um jedoch andere uner-
wünschte Inhaltsstoffe nicht in
die Luft zu bringen, sind eine
moderne Anlagensteuerung und
Filtertechnik notwendig. In Mal-
lersdorf-Pfaffenberg werden die
Rauchgase mittels eines Ventila-
tors in einen sogenannten Multi-
zyklonabscheider geschickt und
gereinigt. Hier trennt sich die
Flugasche vom Rauchgas. Insge-
samt bleiben jedes Jahr etwa 28
Tonnen Asche übrig, die größ-
tenteils wieder als Dünger in der
Land- oder Forstwirtschaft aus-
gebracht werden kann.

Das Biomasseheizwerk in Mallersdorf-Pfaffenberg von außen.

Auftakt zur Umrüstung: Norbert Schwalber, 2. Bürgermeister
von Königsbrunn, und LEW-Mitarbeiter Klaus Regner (l.)
setzen eine der neuen Energiesparleuchten ein.

Lechwerke AG:

Modernisierte
Straßenbeleuchtung

Förderung mit Mitteln aus
LEW-Energieeffizienzprogramm

Die Lechwerke (LEW) haben seit Mitte vergangenen Jahres in
ihrem Netzgebiet die Straßenbeleuchtung von knapp 100
Kommunen modernisiert. Auch in der Gemeinde Königsbrunn
werden in den nächsten zweieinhalb Monaten insgesamt 942
der noch vorhandenen alten Leuchtmittel gegen moderne En-
ergiesparlampen ausgetauscht. Die neuen Leuchtmittel arbei-
ten etwa doppelt so effizient. Damit reduziert sich der Strom-
verbrauch für die Straßenbeleuchtung in Königsbrunn pro
Jahr um rund 255.000 Kilowattstunden. Dies entspricht rund
150 Tonnen klimaschädlichen Kohlendioxids, die in der Erzeu-
gung vermieden werden.

Durch den deutlich reduzier-
ten Stromverbrauch wird außer-
dem der Haushalt von Königs-
brunn entlastet. Zusätzlich för-
dert LEW die Modernisierung
der Straßenbeleuchtung mit
Mitteln aus dem Energieeffi-
zienzprogramm. Für Königs-
brunn machen sich damit die In-
vestitionen in die neue Technik
in kurzer Zeit bezahlt.

Natriumdampf-
Hochdrucklampen

Neu installiert werden zum
einen Natriumdampf-Hoch-
drucklampen. Sie sind am war-
men, gelben Licht zu erkennen,
das sie ausstrahlen. Die Technik
der bisher verwendeten Queck-
silberdampf-Hochdrucklampen
hat sich seit den Anfängen
der elektrischen Straßenbe-
leuchtung kaum weiter ent-
wickelt. Hinsichtlich ihrer Ener-
gieeffizienz entsprechen sie
deshalb nicht mehr den heuti-
gen Anforderungen.

Höhere Lichtausbeute

Ausgetauscht werden auch
Leuchtstoffröhren: Die neu in-
stallierten Lampen sind zusätz-
lich isoliert und erzielen gerade
bei niedrigen Außentemperatu-
ren eine wesentlich höhere

Lichtausbeute. Eine Leucht-
stoffröhre der neuen Generation
kann deshalb zwei alte ersetzen.
Alle ausrangierten Leuchten wer-
den vollständig recycelt.

Durch die Umrüstung von bis
dato 15.500 Straßenleuchten
sparen die Kommunen insge-
samt 3,7 Mio. kWh Strom pro
Jahr ein. Dies entspricht mehr
als 2.100 Tonnen Kohlendioxid.

Investitionen in Höhe
von 10 Mio. Euro

Im Rahmen des Energieeffi-
zienz-Programms unterstützt
LEW Kommunen unter anderem
bei der Durchführung von Ener-
giespar-Checks für öffentliche
Gebäude und der Erstellung von
Energieausweisen. Privatkunden
finden unter www.eine-idee-von-
lew.de Informationen zum The-
ma Energieeffizienz.

Insgesamt investiert LEW bis
2010 zehn Millionen Euro in das
Energieeffizienzprogramm. Die
Modernisierung der Straßenbe-
leuchtung von Kommunen im
Netzgebiet wird daraus mit rund
450.000 Euro gefördert. Die
Lechwerke AG gehört zur RWE-
Gruppe. LEW beschäftigt knapp
1.600 Mitarbeiter und ist inner-
halb der RWE Energy AG die re-
gionale Energiegesellschaft für
Süddeutschland.
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Kennst Du schon unser

Bio-Erdgas?

➔ CO2-neutral

➔ regional produziert

➔ stärkt den Wirtschafts-

standort Schwaben

➔ rund um die Uhr

verfügbar

Noch Fragen ?

Wir beraten Sie gerne

Telefon 0821 9002-0

www.erdgas-schwaben.de

Der schwäbische Europaabgeordnete Markus Ferber (links)
mit Geschäftsführer Klaus-Peter Dietmayer, erdgas schwaben.

erdgas schwaben auf der Renexpo:

Präsentation einer
Weltneuheit

erdgas schwaben ist auch heuer mit einem Stand in Halle 1 ver-
treten und präsentiert einmal mehr eine Weltneuheit: das Block-
heizkraftwerk, kurz BHKW fürs Zweifamilienhaus.

Damit ist es möglich, eigenen Strom und eigene Wärme zu er-
zeugen und nebenbei auch noch Geld zu sparen. Bisher blieben
diese Vorteile nur Gewerbebetrieben vorbehalten. Vorgestellt wer-
den fünf verschiedene BHKWs - so wird endlich die ganze Band-
breite vom Gewerbebetrieb bis zum Privathaushalt abgedeckt.

Wie man sich einen Zuschuss in Höhe von 12.000 bis 25.000
Euro sichern kann, darüber wird der Besucher auf der Messe
informiert. Ausführlich gibt erdgas schwaben Auskunft über
das Klimaschutz-Impulsförderprogramm des Bundes. Zudem
wird demonstriert, wie mit einer Gas-Wärmepumpe die Um-
weltwärme zu nutzen ist, wie man damit gleichzeitig heizen
und kühlen und dabei auch noch Geld sparen kann. Die erdgas
schwaben Berater geben alles Wissenswerte über modernste
und effiziente Erdgasanwendungstechnik weiter.

Vorreiterrolle

Erneuerbare Energien sind die Zukunft. Als Vorreiter investiert
erdgas schwaben jährlich über 10 Millionen Euro in diesem Be-
reich und versorgt schon heute mehr als 4.500 Haushalte mit CO2-
neutraler Bio-Energie.Auf der Renexpo wird umfassend über Bio-
Erdgas und Bio-Energie informiert.

„Weg vom Öl“
Bioenergie in Schwaben auf dem Vormarsch

„Schwaben verfügt aufgrund seiner starken Land- und Forst-
wirtschaft über beste Voraussetzungen, um sich schrittweise
vom internationalen Energiemarkt abzukoppeln“, ist der
schwäbische Europaabgeordnete Markus Ferber überzeugt. Bei
einem Treffen mit Klaus-Peter Dietmayer, dem kaufmännischen
Geschäftsführer von erdgas schwaben, informierte sich Ferber
über die Chancen von regenerativem Bio-Erdgas in der Region.

„Als Schwabens größter Ener-
gieversorger mit einem Lei-
tungsnetz von rund 5.000 Kilo-
metern investieren wir jährlich
über zehn Millionen Euro in er-
neuerbare Energien“, berichtet
Dietmayer. In Dillingen bei-
spielsweise ging im Januar 2008
der größte Biomasse-Heizkessel
Schwabens in Betrieb und ver-
sorgt seither mit umweltscho-
nender Biowärme aus Wald-
hackschnitzeln die Region. Die
Dillinger Anlage liefert genug
Bio-Energie, um damit 2.000
Haushalte C02-neutral mit Bio-
Wärme versorgen zu können.
Die größte Bio-Erdgasanlage in
Graben speist Bio-Erdgas bereits
ins Erdgasnetz ein und kann zir-
ka 2.500 Haushalte mit Bioener-
gie versorgen, gewonnen aus Si-
lomais, Grassilage und Getreide.
In Graben werden so über
10.000 Tonnen CO2 eingespart.

Höhere Wertschöpfung

„Wir arbeiten derzeit an wei-
teren Bio-Energieanlagen in
Mindelheim, Kaufbeuren so-
wie an einer Bio-Erdgasanlage
in Maihingen“, berichtet Diet-
mayer weiter. Ebenso laufen
erste Pläne, Deponieabfall zur
Produktion von Bio-Erdgas
einzusetzen. „Die Nutzung er-
neuerbarer regionaler Energien
sichert in Zukunft stabile Ener-
giepreise, schafft Arbeitsplätze
in der Region und steigert da-
mit die wirtschaftliche Wert-
schöpfung in Schwaben.“, fas-
st Ferber die Strategie „Weg
vom Öl“ zusammen.

Neuregelung des
Energiemarktes

Anlass für das Treffen war die
geplante neue EU-Richtlinie zur
gemeinsamen Energie- und Kli-
mapolitik, die in den kommenden
Monaten verabschiedet wird. Da-
zu zählt unter anderem eine Re-
form der Erdgas- und Elektrizitäts-
märkte. „Die neue Richtlinie soll
einen sicheren und nachhaltigeren
Energiemarkt in ganz Europa
schaffen“, so Ferber. „Durch eine
verbesserte Marktsteuerung sollen
technologische Weiterentwicklun-
gen gefördert, der Verbraucher-
schutz erhöht und die Energieprei-
se stabil gehalten werden.“

Planungen

In engem Zusammenhang mit
der neuen Richtlinie zum Ener-
giebinnenmarkt steht außerdem
ein Paket zum Klimaschutz und
zur Förderung erneuerbarer
Energien. Ferber: „Bis zum Jahr
2020 soll der Anteil erneuerbarer
Energien am Energieverbrauch
EU-weit von heute 8,5 Prozent
auf 20 Prozent steigen. Ebenso
sollen bis zu 900 Tonnen CO2
jährlich vermieden werden, und
der Verbrauch fossiler Energien
um bis zu 300 Millionen Tonnen
jährlich verringert werden.“
Ganz im Zuge dieser europäi-
schen Klimaschutzpolitik plant
Erdgas Schwaben im nächsten
Jahrzehnt 30 Prozent des fossi-
len Erdgasverbrauches in der
Region durch Bio-Gas und effi-
ziente Anwendungstechniken
zu ersetzen.

„Bioenergie - reicht
das Essen?“

Anlässlich der internationalen Kongressmesse für regenerati-
ve Energien Renexpo in Augsburg lud die erdgas schwaben
GmbH zu einer Pressekonferenz zum Thema: „Bioenergie -
reicht das Essen?“ ein.

erdgas schwaben-Geschäfts-
führer Klaus-Peter Dietmayer be-
tonte in seiner Begrüßung, dass
sein Unternehmen auf Bio-Erd-
gas, Bio-Wärme und Bio-Strom
aus der Region setze und damit
ein sichtbares Signal für den Um-
weltschutz abgebe.

Ministerialrat Dr. Schäfer er-
klärte in Vertretung des bayeri-
schen Landwirtschaftsministers
Josef Miller, es mache Sinn auf
Bioenergie zu setzen, da der Kli-
mawandel durch die stetige Frei-
setzung des Treibhausgases CO2
vorangetrieben werde. Mit der
Nutzung heimischer Bioenergie
werde ein wichtiger Beitrag zum
Klimaschutz geleistet, dieAbhän-
gigkeit von Energieimporten re-
duziert und ein Beitrag zur Wert-
schöpfung im Land geleistet.

Holz stelle in Bayern den
Löwenanteil der Energieerzeu-
gung aus Nachwachsenden Roh-
stoffen (NaWaRo), so der Mini-
sterialrat. „Insgesamt werden
4 Mio. Tonnen Holz/Restholz
in Bayern für die Energiegewin-
nung eingesetzt.“ Rund 5 % des
gesamten Primärenergiever-
brauchs werde aus Biomasse er-
zeugt. „Das entspricht einer mit
Heizöl beladenen Lkw-Kette von
Augsburg bis Neapel!“ Ziel müs-
se sein, noch mehr Reststoffe,
insbesondere Restholz und Gülle,
energetisch zu nutzen. „Das Po-
tential bei der Nutzung von Rest-
holz beträgt rund 6 Mio. Tonnen
pro Jahr.“ Dieser Prozess stehe
keinesfalls in Konkurrenz zur Le-
bensmittelerzeugung.

Bayerischer Einsatz

Auch bei der Erzeugung von
Energie aus Gülle habe sich Bay-
ern im Rahmen der Novelle des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes
für die bäuerlichen Anlagen
„massiv eingesetzt“. Schäfer zu-
folge werden durch die vermehrte
Verwendung von Reststoffen we-
niger Flächen aus der Lebensmit-
telproduktion beansprucht.

Eine weitere Herausforderung
sei die Bereitstellung von Nah-
rung und Energie. Man dürfe
nicht übersehen, dass weltweit
nur rund 2 % der Ackerflächen
für die Erzeugung nachwachsen-
der Rohstoffe genutzt würden.
Der Rest diene der Erzeugung
von Nahrungs- und Futtermitteln.
Und mit dem Wachstum der
Weltbevölkerung gehe ein stetig
wachsender Bedarf an Lebens-
mitteln einher.

Um eine stabile Versorgung der
Bevölkerung mit Lebensmitteln
aus heimischer Erzeugung sicher-
zustellen, habe sich Bayern für
ein Sicherheits- und Auffangnetz

im Rahmen der EU-Marktord-
nung, beispielsweise mit einer
Mindestlagerhaltung zur Krisen-
vorsorge, eingesetzt.Andererseits
sei aber das Ertragspotential in
der Landwirtschaft bei weitem
noch nicht ausgeschöpft.

„Bei all dem ist aber eins klar:
die Lebensmittelerzeugung ist im
Vergleich zur Energieerzeugung
aus NaWaRo ganz klar im Vor-
teil“, so Schäfer. Bei steigenden
Getreidepreisen aufgrund des
niedrigeren Rohstoffkostenanteils
gewinne die Lebensmittelerzeu-
gung an Wettbewerbskraft. „Die
Frage Teller oder Tank wird daher
vom Markt immer zu Gunsten
des Tellers entschieden!“

Besser als ihr Ruf

Biokraftstoffe seien deutlich
besser als ihr Ruf, trotz der Kritik,
sie seien für den Hunger in der
Welt verantwortlich. „Fakt ist: In
der EU werden nur 2% der
Ackerfläche für die Erzeugung
von Biokraftstoffen gebunden.“
Zudem würden bei der Erzeu-
gung von Biokraftstoffen rund 50
% des Erntegutes als Futtermittel
in die Nahrungskette zurückkeh-
ren, bei rapsölbasierten Kraftstof-
fen höchstens 40 %. Rapsöl trage
aufgrund seiner hohen Umwelt-
verträglichkeit, äußerst günstiger
Energiebilanz und den niedrig-
sten CO2-Vermeidungskosten
unter allen Biokraftstoffen in be-
sonderer Weise zum Klimaschutz
bei. Neben der preisdämpfenden
Wirkung von Biokraftstoffen auf
den Rohölpreis und einem daraus
resultierenden Einspareffekt von
jährlich mehr als 9 Mrd. Euro für
den deutschen Verbraucher er-
wähnt Schäfer auch Biokraftstof-
fe der 2. Generation: „Diese ste-
hen nur dann nicht in Flächen-
konkurrenz zu Nahrungsmitteln,
wenn Reststoffe verwertet wer-
den.“ Größtes Reststoffpotential
in Deutschland besitze Stroh, wo-
bei aber nur ein Viertel für die Er-
zeugung von Kraftstoffen ver-
wendet werden könnten. Die dar-
aus gewonnene Menge könnte et-
wa 4 % des jährlichen Kraftstoff-
verbrauchs im deutschen
Straßenverkehr abdecken.

Lebenselexier der Wirtschaft

Egon Beckard, Geschäftsführer
des Augsburger Kompetenzzen-
trums Umwelt (KUMAS) plä-
dierte in seinem Kurzvortrag
„Energie - Lebenselixier der
Wirtschaft“ für ausreichende, si-
chere und kostengünstige Energie
für den heimischen Wirtschafts-
standort. Wichtig sei auch der
richtige Energiemix aus konven-
tioneller und erneuerbarer Ener-
gie und einem gleichzeitigen
sparsamen Umgang mit Energie.
Aber: „Der Nutzung der regene-
rativen Energien sind auch natür-
liche Grenzen gesetzt.“ So dürfe
es bei der Nutzung der Biomasse
zur Energiegewinnung „nicht zu
einem Wettbewerb zwischen Tel-
ler und Tank“ kommen. „Die ver-
stärkte Nutzung der biogenen
Reststoffe ist angesagt.“

Die Renexpo sei ein wichtiger
Wirtschaftsfaktor für Firmen der
ganzen Region geworden. Augs-
burg und sein Umland entwick-
le sich – so Beckard – immer
mehr zu einem Zentrum für
Umwelttechnologien. Auch re-
gionale Firmen, die nicht in ei-
nem unmittelbaren Zusammen-
hang mit Umwelttechnologien
gesehen würden, leisteten wich-
tige technologische Beiträge.
Als Beispiele nannte er die Fir-
men SGL Carbon Group (Rotor-
blätter für Windräder) und Renk,
die Getriebe für Windkraftanla-
gen herstellen. dsp

Energieversorgung der Zukunft:

Regenerativ und effizient
Augsburger Leitmesse Renexpo vermittelt

aktuelles Know-how

Das Interesse an den erneuerbaren Energien als wichtiger
Bestandteil der künftigen Energieversorgung ist ungebro-
chen. Vom 9. bis 12. Oktober dreht sich in in der Augsburger
Messe im Rahmen der Renexpo bereits zum 9. Mal alles um
erneuerbare Energien und Energieeffizienz bei Bau und Sa-
nierung. Die Themenpalette reicht von Altbausanierung
über Heizen mit Sonne und Holz bis hin zu Passivhäusern,
Blockheizkraftwerken, Mobilität, Wärmepumpe, Wasser-
kraft und Windenergie.

In der Fuggerstadt werden
die gesamte Wertschöpfungs-
kette der Holzenergie sowie
Neuheiten und Trends der Hol-
zenergie-Branche präsentiert.
Der vom Bundesverband Bio-
Energie e.V. (BBE) veranstal-
tete Leitkongress für Holzener-
gie ist Deutschlands Branchen-
schaufenster und gibt einen
umfassenden Überblick über
Politik, Wirtschaftlichkeit und
Best Practice.

„regional und dezentral“

Unter dem Motto „regional
und dezentral“ wird der Bereich
Kraft-Wärme-Kopplung 2008
ausgebaut. In Kooperation mit
dem Bundesverband Kraft-
Wärme-Kopplung wird auf
Messe und Kongress aktuelles
Know-how geboten. Solartech-
nik wird in Augsburg ebenfalls
groß geschrieben. „Fokus Son-
ne“ lautet das Thema bei Messe
und Kongress mit neuesten Ent-
wicklungen und Technologien
rund um Photovoltaik, Solart-
hermie und solare Kühlung.

Auch Exportchancen und neue
Märkte werden hier themati-
siert.

„Wärmepumpenwelt“

Heizen und kühlen mit höch-
ster Effizienz ermöglicht die
Wärmepumpe. Auf der „Wär-
mepumpenwelt“ und dem be-
gleitenden 4. Bundeskongress
Wärmepumpe treffen sich Her-
steller, Installateure und An-
wender jährlich in Augsburg
zum Erfahrungsaustausch. Der
Messebereich interGreenBuil-
ding thematisiert energieeffizi-
entes Bauen, Modernisieren
und Sanieren. Hersteller und
Dienstleister bieten einen
Überblick über Haustechnik,
Lüftung, Fenster und Dämmung
sowie über komplette Passi-
vhäuser in Massiv- und Holz-
bauweise.

Zusätzlich zu Messe und
Kongress wird den Besuchern
ein breites kostenloses Vortrags-
programm geboten.

Weitere Informationen gibt es
unter www.renexpo.de DK
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Obernsees, Oberfranken
Umfeldplanung u. integriertes

Entwicklungskonzept der Therme

Projekt- und Gemeindeentwicklung
in Partnerschaft mit den Kommunen

STANDORTENTWICKLUNG UND STÄDTEBAU
KOMMUNALE ENTWICKLUNG
WOHNUNGS- UND EIGENHEIMBAU

ENTWICKELN · ERSCHLIESSEN · GESTALTEN · WERTE SCHAFFEN

Er braucht Wärme.
Und das auch noch
in 70 Jahren.
Geben Sie ihmBehaglichkeit mit Zukunft. Energie aus AQUA SOLEA
steht uns auch in 100.000 Jahren noch zur Verfügung – vorsichtig
geschätzt. Somit haben Sie es auch morgen und übermorgen immer
schön warm. Mehr über Energie für die Ewigkeit siehe:

www.aqua-solea.com

AQUA SOLEA–die Marke von:

Von links: Paul Waning, Vorstandsmitglied Lechwerke AG,
Heinz Hilgers, Präsident des Deutschen Kinderschutzbundes
und Oliver Kahn. Bild: Lechwerke AG / Bleier

Der easy living Millionenkick
Partnerschaft zwischen easy living und Oliver Kahn

geht in die nächste Runde
Die ergreifende Stimmung, die am 2. September bei Oliver
Kahns Abschiedsspiel in der MünchenerAllianz Arena herrsch-
te, ist noch in bester Erinnerung. Doch das Spiel des FC Bayern
München gegen die Deutsche Nationalmannschaft war nur eines
der Highlights eines unvergesslichen Abends: Der easy living
Millionenkick, der in der Halbzeitpause ausgetragen wurde, zog
ebenfalls die gebannten Blicke der 69.000 Zuschauer auf sich.
Zehn Amateur-Schützen traten
gegen Oliver Kahn aus 16 Me-
tern Entfernung an und hatten
dabei die Chance auf jeweils
100.000 Euro. Fünf Schützen
trafen und dürfen sich über ein
stattliches Preisgeld freuen.
Fünf Schüsse parierte der drei-
malige Welttorhüter und damit
stellt easy living eine halbe
Million Euro für soziale
Zwecke zur Verfügung. Ein
Rückblick auf dieses einmalige
Event sowie ein Ausblick auf
die Projekte, die durch den ea-
sy living Millionenkick mög-
lich werden, wurde bei einer
Pressekonferenz in der Allianz
Arena geworfen. Torwart-Le-
gende Oliver Kahn, Vertreter
der Hilfsorganisationen, denen
die Spendengelder zur Verfü-
gung gestellt werden, sowie
Vertreter der Lechwerke AG,
berichteten über die geplanten
Aktionen.

Vorbildfunktion

So geht die Partnerschaft zwi-
schen der easy living card, der
Vorteilskarte der Lechwerke
AG (LEW), und Oliver Kahn
nun in die nächste Runde: Tor-
wartlegende Oliver Kahn nutzt
seine Vorbildfunktion, um zu-
sammen mit seinem Koope-
rationspartner easy living und
dem Deutschen Kinderschutz-
bund das Motivationspro-
gramm „ich schaff´s“ für Kin-
der an ausgesuchten Schulen
in Bayern zu initiieren und zu
implementieren.

Motivationsprogramm

Unter dem Titel „Die ich schaff’s
Tour mit Oliver Kahn - Eine
Initiative von easy living mit
dem Deutschen Kinderschutz-
bund“ wird Oliver Kahn an ei-
nigen Schulen dieses Programm
selbst vorstellen. Schulen kön-
nen sich zur Teilnahme an die-
sem Projekt bewerben.
Die Kooperation mit Oliver
Kahn in diesem Bereich ist für
uns eine hervorragende Mög-
lichkeit, unser Engagement für
Kinder und Jugendliche mit
unserem Einsatz für den Sport
zu verbinden“, sagte Günter
Reichart, Prokurist bei der
Lechwerke AG und Leiter Ver-
trieb und Marketing. „Gemein-
sam mit Oliver Kahn und dem
Deutschen Kinderschutzbund
werden wir in den nächsten

zwölf Monaten die Etablierung
des ‘Ich schaff’s’-Programms
an bayerischen Schulen för-
dern.“

Ernster Hintergrund

„Mein Dank gilt allen Teilneh-
mern des easy living Millionen-
kicks für ihre Bereitschaft, bei
dieser fantastischen Veranstaltung
mitgewirkt zu haben“, sagte Oli-
ver Kahn. „Ich freue mich, dass
diese Aktion soviel Resonanz
fand, schließlich hatte diese trotz
allem Spaß einen ernsten und
wichtigen Hintergrund. Ich bin
stolz, dass ich auch weiterhin zu-
sammen mit easy living einen
Beitrag dazu leisten kann, das
Motivationsprogramm in Schu-
len vorzustellen. So ist es mög-
lich, den Kindern und Jugendli-
chen zu helfen, sich zu motivie-
ren, Probleme zu erkennen und
zu bewältigen.“

Offizielle Scheckübergabe
an Teilnehmer und
Organisationen

Im Rahmen der Veranstaltung
fand zudem die offizielle Scheck-
übergabe an die fünf erfolgrei-
chen Teilnehmer des easy living
Millionenkicks sowie an die so-
zialen Organisationen statt, de-
nen easy living die zweite
Hälfte der 1 Million Euro zur
Verfügung stellt: dem „Deut-
schen Kinderschutzbund“ für
„ich schaff´s“, der Hilfsorgani-
sation „Ein Herz für Kinder“
sowie der „Justin-Rockola-So-
forthilfe e.V.“.

Perspektiven schaffen

Der Präsident des Deutschen
Kinderschutzbund Bundesver-
band e.V., Heinz Hilgers meint:
„350.000 Euro für die Arbeit des
Deutschen Kinderschutzbundes
sind eine tolle Sache. Ich freue
mich sehr darüber, dass wir mit
Geldern aus dem Millionenkick
nun insbesondere Jugendliche
ohne Hauptschulabschluss unter-
stützen können, um auch ihnen
eine Perspektive für die Zukunft
aufzeigen zu können. Die „ich
schaff´s Tor mit Oliver Kahn, die
easy living zusammen mit dem
Deutschen Kinderschutzbund in-
itiiert, ist eine hervorragende
Idee. Mein besonderer Dank geht
an Oliver Kahn und natürlich an
die Lechwerke AG.“
Die easy living card ist die Vor-

teilskarte der Lechwerke AG
(LEW) und bietet ihren Inha-
bern Sofortrabatte bei mittler-
weile mehr als 3.000 Leistungs-
partnern in Bayern. Sie hilft
ihren Besitzern das Motto „Spa-
ren und Spaß haben“ in die Rea-
lität umzusetzen: In Freizeit-
parks und Erlebnisbädern, im
Kino, beim Sport, in vielen Re-

staurants, im Theater, im Urlaub
oder beim Shoppen - überall da,
wo´s Spaß macht! Auch zeitlich
begrenzte Sonderleistungen oder
Aktionen werden immer wieder
angeboten. So spart eine vierköp-
fige Familie mit der easy living
card leicht 200 Euro und mehr
pro Jahr. Zum easy living Millio-
nenkick hat easy living eine limi-
tierte Oliver Kahn-Karte aufge-
legt.
Weitere Informationen zur ea-
sy living card und der limitier-
ten Oliver Kahn-Edition gibt
es auf www.easy-living.de.

Energieerzeugung aus Klärgas:

Steigende Bedeutung
Wie das Bayerische Landesamts für Statistik und Datenverar-
beitung mitteilt, wurden in bayerischen Kläranlagen im Rah-
men der Klärschlammbehandlung im Jahr 2007 insgesamt
126,9 Millionen m³ Klärgas (Rohgas) gewonnen. Das waren um
846 024 m³ (0,7 Prozent) mehr als noch im Vorjahr. Verglichen
mit 1998 ist ein Anstieg um 8,1 Prozent zu verzeichnen.

Laut Landesamt wurden 93,6
Prozent (118,8 Millionen m³)
des Klärgases von den Kläran-
lagen selbst genutzt: 80,3 Pro-
zent wurden zur Stromprodukti-
on und 13,3 Prozent zur Wär-
megewinnung eingesetzt - unter
anderem für die Beheizung von
Betriebsanlagen und Faulräu-
men. 251.108 m³ wurden an
Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen abgegeben.

Wenngleich Strom aus Klär-
gas, verglichen mit Biomasse,
Wasserkraft oder Photovoltaik
nach wie vor nur einen sehr ge-
ringen Teil der Bruttostromer-
zeugung aus erneuerbaren Ener-

gien ausmacht, nutzen inzwi-
schen doch immer mehr Kläran-
lagen diese alternative Energie-
quelle zur zumindest teilweisen
Deckung ihres hohen Strombe-
darfs.

Während im Jahr 1998 noch
142 Klärwerke mit Klärgasge-
winnung eigene Stromerzeu-
gungsanlagen betrieben, waren
es im Jahr 2007 bereits 174.
Auch die produzierte Strom-
menge stieg seitdem um rund
30 Prozent auf insgesamt 192,1
Millionen Kilowattstunden im
Jahr 2007; 87,1 Prozent davon
verbrauchten die Klärwerke
selbst. DK

ESB erhält EU-Gütesiegel
für soziale Verantwortung
Erdgas Südbayern ist für sein gesellschaftliches Engagement
mit einem europäischen Gütesiegel ausgezeichnet worden. Die
Vergabe fand unter der Leitung des Zentralverbandes der öf-
fentlichen Wirtschaft in Europa (CEEP) in Rom statt.

Über 270 europäische Unter-
nehmen hatten sich für eine der
Auszeichnungen beworben.
Unter den ausgewählten fünf
deutschen Teilnehmern ist auch
Erdgas Südbayern (ESB) als
einziger Energieversorger. Das
Unternehmen engagiert sich seit
vielen Jahren konstant für die
Belange von Bürgern und Mit-
arbeitern.

Kein Lippenbekenntnis

„Regionale Unternehmen wie
die ESB besitzen eine besonde-
re Verantwortung: als Arbeitge-
ber vor Ort, als Dienstleister für
Kunden und als Förderer von
lokalen Projekten“, erklärt Wer-
ner Bähre, Geschäftsführer bei
der ESB, die Motivation der
ESB. „Die Auszeichnung freut
uns, denn dieses Gütesiegel be-
legt, dass Themen wie Kun-
denorientierung, Nachhaltigkeit
und soziales Engagement keine
Lippenbekenntnisse bleiben,
sondern von den ESB-Mitarbei-
tern aktiv gelebt werden“, so
Bähre weiter.

Ministerin gratuliert

Bayerns Wirtschaftsministe-
rin Emilia Müller gratuliert der
ESB zur Auszeichnung mit dem
europäischen Gütesiegel: „Die
ESB hat in den letzten Jahr-
zehnten auf vorbildliche Weise
in die Infrastruktur zur Gasver-
sorgung Südbayerns investiert.
Bürgern und Unternehmen ge-
rade im ländlichen Raum hat
das Unternehmen dadurch bei
hoher Versorgungsqualität Zu-
gang zum Energieträger Erdgas
ermöglicht. Zudem hat die ESB
sozialverantwortliches Handeln
als festen Bestandteil der Un-
ternehmensphilosophie eta-
bliert und wird dafür nun zu
Recht ausgezeichnet.

Seit über 40 Jahren fördert die
ESB zahlreiche soziale, kultu-

relle und umweltbezogene Pro-
jekte in ganz Südbayern. Mit
eigens eingerichteten Fonds
unterstützt die ESB beispiels-
weise die soziale Infrastruktur
in versorgten Kommunen, för-
dert nachhaltige Umweltpro-
jekte oder talentierte Sportler.

Entscheidende Faktoren

„Unternehmerische Verant-
wortung insbesondere mit loka-
lem Bezug zeigt sich allerdings
nicht nur in der Außendarstel-
lung“, ergänzt Dr. Thomas
Wunsch, verantwortlich für Per-
sonal und Soziales bei der ESB.
„Für das Gütesiegel waren auch
Faktoren wie ein fairer Umgang
mit den Mitarbeitern, regel-
mäßige Weiterbildungsmög-
lichkeiten, flexible Arbeitszei-
ten oder eine lebendige interne
Kommunikation entscheidend“,
so Wunsch.
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LADOG T 1550 TransFlex:

„Der schiebt wie ein Weltmeister“
Drei Jahre Erfahrung - auch im härtesten Winterdiensteinsatz -
gibt es inzwischen mit dem neuen LADOG T 1550 TransFlex.
Jetzt steht fest: Das neue Konzept geht voll auf. „Fast wie ein
LKW“ lautet deshalb der Kommentar vieler Bauhofleute. Der
90 kW-IVECO-Motor (122 PS) Euro 4, der schwere Hydrac-
Schneepflug mit 2600 mm Scharbreite; Kugelmann-Aufsatz-
streuer (V2A) mit 1,6 m³ Fassungsvermögen, der lange Rad-
stand (2500 mm) und der kurzen Gerätevorbau vor der Vorder-
achse, bringen dem Fahrzeug eine enorme Schubstärke und ge-
währleisten Spurtreue im hohen Schnee. Dazu kommt der fein-
fühlige hydrostatische Fahrantrieb, System LADOG, durch den
das Fahren wesentlich vereinfacht und die Räumleistung stark
gesteigert wird. Das Fahrzeug ist von den Abmessungen her ide-
al für den innerstädtischen Einsatz. Für viele bedeutet LADOG
deshalb: Leichte Arbeit Durch Ordentliches Gerät.

Bestattungswesen in Deutschland:

Trend zu mehr
Individualität

Wandel traditioneller Einstellungen und Werte
Deutliches Nord-Süd-Gefälle - Auch für

Grabschmuck gilt: Nicht alles ist überall gestattet
Ruhe in Frieden - aber wie? Immer mehr Menschen machen
sich Gedanken darüber, wie sie bestattet werden wollen. Eine
aktuelle Studie des renommierten Meinungsforschungsinstituts
tns-emnid im Auftrag des Kuratoriums Deutscher Bestattungs-
kultur zeigt, welche Vorstellungen die Deutschen mit dem The-
ma Bestattung verbinden. Ein Ergebnis: Geht es um die eigene
Beisetzung, so hat ein Großteil der Bundesbürger durchaus kon-
krete Wünsche. Zugleich belegt die Untersuchung einen grund-
legenden Wandel der Bestattungskultur mit mannigfaltigen und
oft gegensätzlichen Entwicklungstendenzen.

Immer mehr Menschen wün-
schen sich - obschon die für
Deutschland getroffenen Bestat-
tungs-Regelungen als äußerst
streng gelten - eine individuelle
Bestattung, interessieren sich für
eine Friedhofs-WG, die Idee des
Friedwalds oder würden ihre
Asche gern verstreuen. Die Ver-
ständigung über das häufig ver-
schwiegene Thema scheint heute
wichtiger denn je.

Bestattungsformen

Bei der Frage, welche Bestat-
tungsform den eigenen Vorstel-
lungen am nächsten kommt, ent-
schieden sich 39 Prozent der Be-
fragten für eine Feuer- und 33
Prozent für eine Erdbestattung;
fast 20 Prozent der Befragten aus
dem gesamten Bundesgebiet und
sogar rund 30 Prozent aus den
neuen Bundesländern wollten
diese Entscheidung den Hin-
terbliebenen überlassen.

Ort der letzten Ruhe ist für den
überwiegenden Teil der Deut-
schen immer noch der Friedhof.
Auch von denjenigen Befragten,
die sich für eine Feuerbestattung

entscheiden würden, wünscht
nahezu die Hälfte, dort beige-
setzt zu werden. Zugleich bele-
gen die Ergebnisse den fort-
schreitenden Wandel tra-
ditioneller Einstellungen
und Werte.

Konkrete Wünsche

So konkret die Wün-
sche vieler Bundesbürger
auch sind, so selten wer-
den sie anderen mitge-
teilt. Knapp die Hälfte der
befragten Personen hatte
zum Zeitpunkt der Unter-
suchung noch kein einzi-
ges Mal mit Angehörigen
oder Freunden über das
Thema gesprochen.
Mit zunehmendem Alter
wächst jedoch die Bereit-
schaft zur Verständigung.
So bestätigten 44 Prozent
der 30- bis 39-Jährigen
und 69 Prozent der über
60-Jährigen, sie hätten
sich schon über ihre Vor-
stellungen ausgetauscht.

„Die Veränderungen,
die sich derzeit vollzie-

hen, sind ein Spiegelbild gesamt-
gesellschaftlicher Prozesse“, er-
läutert Dr. Kerstin Gernig, Ge-
schäftsführerin des Kuratoriums
Deutsche Bestattungskultur. An
die Stelle konventioneller Ritua-
le und Traditionen träten neue,
häufig subjektiv geprägte For-
men. „Umso wichtiger ist es,
dass möglichst viele Menschen
diese Veränderungen wahrneh-
men, sich damit auseinanderset-
zen und die Verständigung su-
chen – im Familien- und Freun-
deskreis oder auch mit den Be-
stattern vor Ort.“

Beerdigung und
Feuerbestattung

Im Laufe der Geschichte ha-
ben sich in Deutschland vor al-
lem zwei Formen eingebürgert:
die Beerdigung, also Erdbestat-
tung, und die Feuerbestattung.
Fast zwölf Jahrhunderte lang be-
herrschte das christliche Denken,
das eine Bestattung des un-
versehrten Körpers vorsah, die
Bestattungs-Bräuche. Noch bis
1934 wurde Bestattung mit
Beerdigung gleichgesetzt. Erst
dann wurde das aus dem frühen
Mittelalter stammende Verbot
der Feuerbestattung aufgehoben.
Hier wiederum ergibt sich ein
klares Nord/Süd Gefälle: Den
Verstorbenen verbrennen zu las-
sen und die Bestattung einer Ur-
ne vorzunehmen, ist eher in
nord- und ostdeutschen Gebieten
die Regel als in Bayern oder Ba-
den-Württemberg.

Keine Verwechslungen

Bei der Verbrennung der Lei-

nyme Bestattung. Ein Friedwald
ist eine neue, aus der Schweiz
stammende Form der letzten Ru-
hestätte. In Deutschland gibt es
diese Art der Bestattung seit
2001, inzwischen wurden in
mehreren Bundesländern die Be-
stattungsgesetze novelliert und
die Bestattung im Friedwald mit
aufgenommen. In einem mög-
lichst naturbelassenen, nicht ein-
gezäunten Waldstück wird die
Asche des Verstorbenen in einer
Urne unter einem Baum beige-
setzt. Religiöse Bestattungsritua-
le spielten ursprünglich keine
Rolle in einem Friedwald. In der
Nähe des Bestattungsortes wer-
den weder befestigte Wege ange-
legt noch Grabsteine oder Hin-
weistafeln angebracht. Lediglich
ein kleines Nummern- oder Na-
mensschild am Baum selbst ver-
weist auf das Grab eines Men-
schen.

Erster kirchlicher
Friedwald Deutschlands

Viele Menschen können sich
heute diese individuelle, natur-
nahe Bestattung vorstellen. Um
diesem Bedürfnis auch von Per-
sonen, die der Kirche nahe ste-
hen, nachzukommen, gibt es seit
Mai 2007 den ersten evangeli-
schen Friedwald Deutschlands.
Er befindet sich auf dem
Schwanberg in der Nähe der
Communität Casteller Ring, ei-
nem evangelischen Frauenorden
im Landkreis Kitzingen. Die
Evangelisch-Lutherische Kirche
in Bayern und die Friedwald
GmbH haben ein Konzept erar-
beitet, bei dem die christliche
Bestattungskultur eine entschei-
dende Rolle spielt. In diesem
Naturfriedhof werden kompo-
stierbare Urnen mit den Aschen
von Verstorbenen unter Bäumen
beigesetzt.

Seelsorgerische Begleitung

An markanter Stelle am Ein-
gang des Friedwalds steht zum
Beispiel das Kreuz als Symbol
christlicher Hoffnung. Ansprech-
partnerinnen für alle Interessen-
ten des Evangelisch-Luthe-
rischen Friedwalds sind die
Schwestern der Communität Ca-
steller Ring. Das beginnt schon
mit der Suche nach dem Beiset-
zungsplatz. Auch bei der Urnen-
beisetzung werden dieAngehöri-
gen seelsorgerlich von den
Schwestern begleitet. Die Fried-
wald-Kapelle dient als Ort des
Gedenkens für Angehörige und
Freunde sowie als Ort der Für-
bitte. Dort liegt am Todestag ein
von den Angehörigen gestaltetes
Blatt auf, das zusammen mit der
Namenstafel am Friedwald-
Baum daran erinnert: Unsere
Namen sind aufgeschrieben im
Buch des Lebens.

Diamantbestattungen

Auch Diamantbestattungen
werden dem Wunsch der An-
gehörigen nach einem individu-
ellen Trauerprozess gerecht.
Nicht immer geben Behörden
diesem Wunsch statt, ein örtli-
cher Bestatter kann in der Regel
die Rahmenbedingungen, die im
jeweiligen Landkreis oder der je-
weiligen Stadt für Bestattungen
einzuhalten sind, darstellen.

Bei der Diamantbestattung
geht es im Prinzip um eine ver-
änderte Erscheinungsform der
Beisetzung. Auch der Diamant-
bestattung geht eine Einäsche-
rung wie bei der Feuer- bzw. Ur-
nenbestattung voraus. Allerdings
wird die Asche des Verstorbenen
nicht in Erde oder Meer beige-
setzt, sondern einer weiteren
Verarbeitung zugeführt, der Dia-
mant-Herstellung. Für die Her-
stellung eines Diamanten
benötigt man Kohlenstoff und
einige technische Voraussetzun-
gen, die es ermöglichen, den
Kohlenstoff soweit zu verdich-
ten, dass sich daraus Diamanten
entwickeln. Den nötigen Koh-
lenstoff gewinnen Diamanten-

Bestatter aus der Asche des Ver-
storbenen.

Es sind die Vorteile eines
Diamanten, die als häufiges Ar-
gument für eine solche Be-
stattungsform genannt werden.
Nach dem mehrwöchigen Her-
stellungsprozess können die Dia-
manten in Schmuckstücke oder
andere Gegenstände eingefügt
werden und bilden somit eine
dauerhafte Erinnerung an die
verstorbene Person, ohne dass
die Nähe verloren geht. Inwie-
weit hier eine individuelle Trau-
erverarbeitung möglich ist, ist
bislang nicht erforscht.

Bestattungszwang

Rechtlich gesehen ist eine Dia-
mantenbestattung für Deutsche
Staatsbürger nicht ganz leicht zu
überschauen. In Deutschland
herrscht Bestattungszwang, d. h.
Verstorbene müssen bestattet
werden. Inwieweit Diamantenbe-
statter für Deutschland über eine
Marktzulassung verfügen, kön-
nen Interessenten am besten im
direkten Kontakt mit einem der
Anbieter klären.

Zu den ältesten Bestattungsar-
ten überhaupt zählt die Seebe-

stattung. Bereits zu Urzeiten
übergaben Menschen ihre Toten
dem Meer. Auch Seebestattun-
gen unterliegen gesetzlichen
Rahmenbedingungen.

Seebestattungen

Da es heutzutage nicht mehr
gestattet ist, Leichname zu ver-
senken, können Seebestattungen
nur noch im Anschluss an Ein-
äscherungen erfolgen. Da die
Seebestattung keine dezidiert
kirchliche Bestattung ist, wird
die Urne traditionell „still“ bei-
gesetzt. Eine Zeremonie, die die
Beisetzung begleitet, ist aber
möglich und hat sich mittlerwei-
le auch eingebürgert. Für Beiset-
zungen auf Hoher See sind spe-
zielle Gebiete an Nord- und Ost-
see freigegeben, die von den Ka-
pitänen der Bestattungs-Schiffe
angesteuert werden müssen.

Anonyme Beerdigung

Immer mehr Menschen wün-
schen sich heutzutage, anonym
beerdigt zu werden. Dabei wird
eine Urne mit der Asche des Ver-
storbenen oder der Sarg mit dem

(Fortsetzung nächste Seite)

Immer häufiger werden Urnengräber
nachgefragt. Die Kommunen sind auf
der Suche nach ästhetisch anspre-
chenden Lösungen, die in gewissem
Umfang auch persönlichen Schmuck
ermöglichen. Werkfoto: Paul Wolff

BOKIMOBIL mini auf GaLaBau vorgestellt
Das BOKIMOBIL mini ist ein mit 1.100 mm sehr schmaler
und wendiger Geräteträger, der sich gut für den Einsatz im
Friedhofsbereich eignet. Es ist serienmäßig mit einem hydrau-
lisch betätigten 3-Seiten-Kipper ausgestattet und verfügt über
einen hydrostatischen Antrieb. Das Fahrzeug eignet sich mit
seiner Nutzlast von rund 1,5 Tonnen hervorragend für Trans-
portarbeiten und ist auf Wunsch auch mit Straßenzulassung
lieferbar. Das BOKIMOBIL mini lässt sich für viele Aufgaben
einsetzen. Es kann wahlweise mit Gießanlage und Wasserfass,
mit einem Vorbaubesen, Winterdienst-Anbaugeräten oder so-
gar mit einem Sinkkastenreiniger ausgestattet werden. So wird
das BOKIMOBIL mini zum Allrounder für das ganze Jahr.
Der Führerstand lässt sich beliebig den Jahreszeiten anpassen:
im Sommer mit offenem Führerstand, im Frühling und Winter
mit optionalem Wetterschutzdach, das im Winter mit Türen zu
einer Vollkabine ergänzt wird.

che wird der Leichnam im Sarg
in eine bis auf 1.000 Grad Celsi-
us erhitzte Brennkammer ge-
schoben und verbrennt dort in-
nerhalb einer Stunde komplett.
Die Aschenreste werden in eine
Metallurne gefüllt, in deren
Deckel der Name der/des Ver-
storbenen eingraviert ist. Krema-
torien sorgen dafür, dass es zu
keinen Verwechslungen kommt.
Die Urne wird dann in ein Ur-
nengrab oder eine Mauernische
auf dem Friedhof gesenkt.

Gesetzliche Vorschriften

Zu beachten ist, dass es ge-
setzliche Vorschriften zur Ge-
nehmigung einer Feuerbestat-
tung gibt. Der Leichnam muss
ein zweites Mal ärztlich unter-
sucht werden. Zudem ist es
nötig, eine schriftliche Erklärung
mitsamt Datum und Unterschrift
abzufassen und zu hinterlegen,
wenn man für sich selbst eine
Feuerbestattung wünscht. Bei ei-
nem plötzlichen Tod können dies
auch Ehepartner, Kinder oder
Verwandte ersten Grades nach-
träglich anordnen.

Weitere praktizierte Formen
der letzten Ruhestätte sind die
Bestattung in einem Friedwald,
Diamantbestattungen, die Seebe-
stattung und die so genannte ano-
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www.der-flexible-Raum.de

Container · Raummodule · Hallensysteme

Man muss nicht groß sein,
um Großes zu leisten.
Der neue Mercedes-Benz Unimog U 20.

Kompakt, leistungsstark und äußerst wendig: Mit nur 2,70 m Radstand und 12,60 m

Wendekreis ist der neue Unimog U20 wie geschaffen, um im kommunalen Einsatz Großes

zu bewegen. Ladekran und Kipppritsche machen ihn zur eigenständigen Transportlösung.

Selbst mit 18-t-Anhänger sind Sie mit bis zu 90 km/h am Einsatzort. Dank schnell wechsel-

baren Anbaugeräten ist der U20 ganzjährig ausgelastet und somit hoch wirtschaftlich.

Jetzt bei Ihrem Unimog-Partner oder unter: www.mercedes-benz.com/neuer-U20

Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG

Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt

Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.bassewitz.de

Carl Beutlhauser GmbH & Co. KG

Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach

Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.beutlhauser.de

Henne-Unimog GmbH

Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten

Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127

E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com

Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge

Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm

Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410

E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com

Internet: www.wilhelm-mayer.com
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(Fortsetzung von Seite 14)
Leichnam an einem Ort beige-
setzt, der nicht mit Namen und
Lebensdaten des Toten versehen
wird. Oft sind das auf den Fried-
höfen Rasenflächen, unter denen
mehrere Urnen oder Särge bei-
gesetzt werden. Angehörige kön-
nen dabei anwesend sein. Die
Zahl anonymer Bestattungen
nimmt stetig zu. Als Gründe
werden hierfür oft die Abscheu
vor ungepflegten Gräbern und
die Verantwortung gegenüber
den Hinterbliebenen, denen man
nicht die Grabpflege aufbürden
möchte, genannt. Sie ist aber vor
allem ein Zeichen dafür, dass in
unserer Gesellschaft zunehmend
Menschen vereinsamen und der
Tod aus dem Bewusstsein ge-
drängt wird.

Definierter Geschmack

Ganz allgemein gilt für Fried-
höfe, dass die Gestaltung des
Grabes zu der Gestaltung der an-
deren passen muss. Was guter
Geschmack, schlechter Ge-
schmack, bzw. passend oder un-
passend ist, hat die Friedhofsver-
waltung bzw. die entsprechende
Ort- oder Kreisverwaltung zu
definieren. Wie in anderen Be-
reichen des öffentlichen Lebens,
ist somit auch der Friedhof ein
Platz des beschränkten Individu-
ellen Ausdrucks. Grabschmuck,
der über eine schlichte Blumen-
vase hinausgeht, sollte daher
zunächst auf die Vereinbarkeit
mit der örtlichen Friedhofssat-
zung überprüft werden. Dies

übernimmt im Zweifelsfall auch
der mit der Grabgestaltung
beauftragte Landschaftsgärtner
oder der beauftragte Steinmetz.

Diese Regelungen gelten im
Übrigen nicht nur für Grab-
schmuck in der Form von Statu-
en, Vasen, Engeln, oder Ähnli-
chem. Auch der Grabstein selbst
ist in Form, Größe und Erschei-
nung (z. B. keine Bilder der Ver-
storbenen, keine Kreuze) von
der Friedhofsverwaltung zu be-
willigen.

Ästhetik und Praktikabilität

Eine Grabgestaltung unter-
scheidet sich in vielem von der
„üblichen“ gärtnerischen Arbeit.
Neben den ästhetischen Überle-
gungen gilt es, praktische Erwä-
gungen anzustellen, damit das
Resultat auch auf längere Sicht
überzeugt.

Zunächst wird der Gesamtein-
druck durch den Grabstein oder
die Grabplastik bestimmt. Zu-
meist dominiert dieses Objekt
das Grab; die Bepflanzung sollte
sich daran ausrichten. Zu den
grundsätzlichen Faktoren zählen
die Ausrichtung der Grabfläche
(und damit die zu erwartende
Sonneneinstrahlung), seine Lage
unter Bäumen oder ungeschützt
und frei sowie die Bodenqualität.
Letztere ist meist minderwertig;
ein Aufbessern mit Mutterboden
ist dann eine notwendige Vorar-
beit für die weitere Gestaltung.

Darüber hinaus müssen die
Vorgaben der Gemeinde und der
Friedhofsverwaltung bezüglich

der erlaubten Gehölzhöhen oder
Pflanzenarten beachtet werden.
Dies betrifft auch die üblichen
Grabeinfassungen und Wegege-
staltungen. Individuell bestimmt
werden muss zudem, wie weit
die Grabstelle von der Wohnung
liegt, ob sie von dort aus gut zu
erreichen ist und wie viel Zeit
man langfristig tatsächlich in die
Pflege der Grabbepflanzung in-
vestieren kann und möchte.

Immergrün und
Blühpflanzen

Es spricht nichts dagegen, ein
Grab mit fröhlich blühenden
Sommerblumen und Stauden zu
bepflanzen; auch Schmetterlin-
ge, Bienen und Hummeln tragen
dazu bei, den Gesamteindruck
nicht düster werden zu lassen.
Eine vom Frühjahr bis in den
Herbst ununterbrochene Blüh-
folge ist auf einer derart begrenz-
ten Fläche jedoch nur mit recht
großem Aufwand und ständiger
Pflege zu erreichen.

Eine nahe liegende Lösung ist
es deshalb, einen Teil der Grab-
fläche - zumeist die hinteren
Ecken beidseits des Grabsteins -
mit immergrünen Gehölzen zu
bepflanzen und einen Teil der
Restfläche mit einem ebenfalls
immergrünen Bodendecker, der
zudem das Aufkommen von Un-
kraut verhindert, zu gestalten.
Für den hinteren Teil eignen sich
neben den bewährten Nadel-
gehölzen wie Eibe, Lebensbaum
oder Schwarzkiefer auch die we-
niger düster wirkenden Laub-
gehölze wie Kirschlorbeer, Rho-
dodendron oder - in geschützten
Lagen - Kamelien. Um etwas

Licht in diesen Bereich zu brin-
gen, eignen sich neben bestimm-
ten Gräsern auch die oft unter-
schätzten weißblütigen Astilben.

Im mittleren Bereich be-
währen sich neben Efeu und Im-
mergrün auch Kriechwachholder
oder bunt blühendes Heidekraut.
Wer nicht möchte, dass der
Grabstein selbst von diesen
Pflanzen langsam überwuchert
wird, muss gelegentlich zurück-
schneiden. Ansonsten ist - be-
sonders in der Anwachs- und der
jährlichen Wachstumsphase - ne-
ben regelmäßigem Wässern we-
nig Arbeit nötig, um die Pflanzen
zu pflegen.

Stiefmütterchen,
Primeln und Erika

Die Art und Weise der Grab-
bepflanzung hängt neben der
Grabform und -Größe natürlich
vom persönlichen Geschmack
ab, sollte sich aber dennoch eini-
germaßen geschmackvoll in das
Gesamtbild des Friedhofes ein-
fügen. Dennoch möchte man
natürlich eine individuelle Be-
pflanzung, denn meist sieht die-
se folgendermaßen aus: Im Früh-
jahr erfolgt eine Bepflanzung
mit Stiefmütterchen und Pri-
meln, im Sommer kommen dann
Sommerblumen, im Herbst Eri-
ken und im Winter wird mit Rei-
sig abgedeckt.

Prinzipiell ist nichts dagegen
zu sagen, aber eine Dauerbe-
pflanzung aus immergrünen
Stauden und Kleingehölzen ist
meist dezenter, zudem zeitspa-
render und schont letztlich auch
das Portemonnaie, da diese Be-
pflanzung nicht alle paar Mona-
te ausgetauscht werden muss.

Neben der Optik und den
Standortbedingungen sollte man
auch Platz für Blumensträuße,
Grablampen, Kränze und Ge-
stecke einkalkulieren. Vieles ist
also zu bedenken, bevor man zur
Pflanzung schreitet, aber mit et-
was Geduld, Kreativität und ei-
ner guten Idee lassen sich schöne
Ergebnisse bei der Neuanlage
der Gräber erzielen.

Ort des Erinnerns

Letztlich gilt es, einen schönen,
würdigen und dem Verstorbenen
angemessenen Rahmen zu schaf-
fen - einen Ort, an dem man sich
erinnern kann und der auch zum
Innehalten und Verweilen einlädt.
Übermäßige Verspieltheit ist da-
bei ebenso fehl am Platze wie be-
tonte Düsternis oder übertrieben
aufwändige Gestaltungen, die mit
den Nachbargräbern in Konkur-
renz treten. Das Grab sollte dem
Verstorbenen zugesagt haben -
und diejenigen, die sich hier sei-
ner erinnern, sollten dies an ei-
nem angemessenen, schönen Ort
tun können. DK

Herr: es ist Zeit. Der Sommer war sehr groß.
Leg deinen Schatten auf die Sonnenuhren,

und auf den Fluren lass die Winde los.

Befiehl den letzten Früchten voll zu sein;
gib ihnen noch zwei südlichere Tage,

dränge sie zur Vollendung hin und jage
die letzte Süße in den schweren Wein.

Wer jetzt kein Haus hat, baut sich keines mehr.
Wer jetzt allein ist, wird es lange bleiben,

wird wachen, lesen, lange Briefe schreiben
und wird in den Alleen hin und her

unruhig wandern, wenn die Blätter treiben.
Rainer Maria Rilke
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Trend zu mehr ...

Das Zentrallandwirtschaftsfest in München nutzten vier Uni-
mog-Generalvertretungen, um sich mit einem Gemeinschafts-
stand zu präsentieren. Beteiligt waren Beutlhauser Bassewitz
GmbH & Co KG aus Hagelstadt, Carl Beutlhauser GmbH & Co
KG, Kulmbach, Henne-Unimog GmbH, Heimstetten und die
KLMV GmbH aus Oberkotzau. Die Besucherinnen und Besu-
cher erwartete ein umfangreiches Angebot für den Sommer- und
den Winterdienst. Auf einerAusstellungsfläche von mehr als 400
qm wurde die Unimog-Familie U 20, U 300 und U 400 mit zahl-
reichen unterschiedlichsten Anbaugeräten gezeigt. Außerdem
wurden die Schmidt-Kehrmaschine Swingo 200, der Werner
WF Trac, der Lindner Unitrac 102, der Hansa APZ 1003 L, ein
umweltfreundliches, vielseitiges kommunales Mehrzweckfahr-
zeug für die unterschiedlichsten Anwendungsbereiche, Einsatz-
bedingungen, Witterungen und Jahreszeiten vorgestellt, sowie
der Mitsubishi Canter.
Weitere Infos im Internet unter: www.daimler.com, www.
bassewitz.de, www.beutlhauser.de, www.klmv-unimog.de und
www.henne-unimog.de.

Zentrallandwirtschaftsfest während der Wiesn:

Landwirtschaft voller
Energie und Leben

München (bbv) – Wie zuletzt im Jahr 2004 teilten sich die The-
resienwiese heuer wieder das Oktoberfest und das Bayerische
Zentral-Landwirtschaftsfest (ZLF).

In Verbindung mit dem größten
Volksfest der Welt war das ZLF
eine ganz besondere Attraktion.
Unter dem Motto „Landwirt-
schaft voller Energie und Leben“
bot die Ausstellung, die vom
Bayerischen Bauernverband ver-
anstaltet wurde, ihren Besuchern
ein breit gefächertes Programm.

„Wir Bäuerinnen und Bauern
möchten Brücken bauen und Zu-
kunftsthemen offen mit dem
Verbraucher diskutieren. Das
ZLF ist dafür die ideale Platt-
form“, sagte Bauernverband-
spräsident Gerd Sonnleitner.

Auf einer Gesamtfläche von
rund 120.000 m² erlebten die Be-
sucher Vorführungen und Aus-
stellungen zur Land-, Forst- und
Ernährungswirtschaft, sowie
Lehr- und Sonderschauen, aktu-

elle Diskussionen, zahlreiche
Gewinnspiele und Verlosungen,
neueste landwirtschaftliche Ma-
schinen und Geräte für Haus,
Hof und Hobbies.

Der „Erlebnispark Erneuerba-
re Energien“ fiel durch überdi-
mensionale landwirtschaftliche
Produkte ins Auge. „In einem
Baumstamm und in einem Ge-
treidekorn erfuhren die Besucher
alles über Nachwachsende Roh-
stoffe und Erneuerbare Energien.

Für das ZLF hatte das Land-
wirtschaftsministerium 672.000
Euro bereit gestellt, laut Land-
wirtschaftsminister Josef Miller
gut angelegtes Geld, denn: „Eine
solche Breitenwirkung hat unsere
Land-, Forst- und Ernährungs-
wirtschaft nur alle vier Jahre auf
dem ZLF, während der Wiesn.“



KOMMUNALFAHRZEUGE . GRÜNANLAGEN . WINTERDIENST16 GZ09. 10. 2008

Erfassung Übermittlung Auswertung

Starten Sie durch, mit

effizienter Betriebsdatenerfassung.

Profitieren Sie von der nutzen-
bringenden Auswertesoftware.

Erstellen Sie verständliche Analysen
und Tourenverfolgungen auf Knopfdruck.
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Merkmale von MOBIDAT:
 Störungsfreier Dauerbetrieb

 Einfachste Anwendung

 Kundenspezifische Auswertungen

 Weiterverarbeitung der Daten

 Erfassung sämtlicher Anbaugeräte

 Günstige drahtlose Datenübertragung

 Zukunftsorientierte Technologien

Telefon 08035/96463-0 · www.mobiworx.de

Mehr Features durch
erweitertes Gerätespektrum

MOBIDAT®-Telematiklösung von MOBIWORX®

bereits großflächig in vielen Regionen im Einsatz

Mit der Telematiklösung Mobidat bietet die MOBIWORX Te-
lematik GmbH eine ganzheitliche Lösung für Betriebshöfe,
Straßenmeistereien, Verwaltungen sowie Unternehmen aus
der Bau- und Landwirtschaft an. Kunden erhalten dadurch
mehr Transparenz über ihre Einsätze und Touren und sparen
darüber hinaus Zeit und Kosten bei der Abwicklung ihrer Ge-
schäftsprozesse.

Mobidat erfasst mit Hilfe ei-
nes mobilen oder ins Fahrzeug
eingebauten Gerätes nicht nur al-
le relevanten Daten, sondern lei-
tet diese gleich weiter an einen
zentralen Server im Internet.
Dort werden sie nach Vorgaben
und Bedürfnissen des Anwen-
ders automatisch aufbereitet und
in die Unternehmenszentrale des
Kunden geliefert. Ziel ist die au-
tomatisierte Erstellung von Tä-
tigkeitsberichten, Abrechnungen
und Analysen unter der internet-
basierten Auswertesoftware, die
über das Portal www.mobidat.
com zur Verfügung gestellt wird.
Online hat der Kunde alle Ge-
schäftsabläufe stets im Blick.
Weiterhin können die Daten auch
automatisiert an bereits vorhande-
ne Betriebssoftware weitergelei-
tet werden. Somit entfällt lästiges,
fehleranfälliges Eintippen durch
die Verwaltung.

Für jeden Einsatz

Für diese ganzheitliche Unter-
stützung der Geschäftsprozesse
von Betriebshöfen bietet MOBI-
WORX drei Endgeräte an. Das
kleine Einbaugerät, Mobidat kom-
pakt, macht seinen Job selbsttätig
und kann sogar versteckt ein-
gebaut werden. Beim mittleren
Gerät, dem Mobidat smart, hat
man einen leistungsfähigen Bord-
rechner, der auch Telemetriedaten
von Anbaugeräten erfasst wie
beispielsweise von Salzstreuern
oder Mähgeräten.

Die Geräte kompakt und smart
sind fahrzeugseitige Ausstattun-
gen, die die Tätigkeiten eines

Bauhofs wie Sommerdienst, Win-
terdienst, Kehrdienst oder Mäh-
dienst unterstützen.

Mitarbeiter, die das Fahrzeug
verlassen müssen, um beispiels-
weise einen Spielplatz zu kon-
trollieren, benötigen jedoch eine
zusätzliche Lösung. Diese mobi-
le Unterstützung bietet das Mo-
bidat WorkPad. Dieses Gerät
wurde für solche Tätigkeiten
konzipiert, die zu Fuß, also nicht
direkt vom Fahrzeug aus, ausge-
führt werden. So ersetzt das
WorkPad im Prinzip nicht nur
den Notizblock. Mithilfe vieler
automatisierter Vorgaben kann
zum Beispiel ein Kolonnenfüh-
rer damit sein ganzes Team ein-
buchen.

Solldaten und Istdaten

Die intelligenten Mobidat-Te-
lematikgeräte ermöglichen es,
eine Tätigkeits- oder Leistungs-
erfassung mit einer sehr hohen
Präzision durchzuführen. In Ver-
bindung mit dem Internetportal
können Kunden Aufträge direkt
zu den Geräten schicken. Dabei
gibt man „Solldaten“ vor, und
das Gerät schickt Leistungen
und Tätigkeitsdaten, also „Ist-
Daten“, wieder ins Internetportal
zurück. Auf diese Weise können
Betriebshöfe oder Straßenmei-
stereien ihre Dienstleistungen
endlich exakt, leistungsgerecht
und sofort abrechnen – sowohl
in klassischer Kameralistik als
auch in moderner Doppik-Buch-
führung mit Einbindung in ERP-
Systeme.
Infos: www.mobiworx.de.

Schon bei zahlreichen Kunden im deutschsprachigen Raum
rund um die Uhr im Einsatz: Das Mobidat Telematiksystem.
Hier das Bedienteil für’s LKW Cockpit. Foto: MOBIWORX

Pilotprojekt zur Fahrzeug-Finanzierung:

Feuerwehrfahrzeug
förderunschädlich geleast

Garching/Alz. Neue Wege hat die 9.000 Einwohner-Gemeinde
Garching/Alz im Landkreis Altötting beim Erwerb eines Feu-
erwehrfahrzeugs beschritten. Statt des klassischen Kaufs ent-
schieden sich Bürgermeister Wolfgang Reichenwallner und
sein Gemeinderat für ein Leasingmodell.

Dabei war bei Investitionen
der öffentlichen Hand die Finan-
zierung mittels Leasingraten lan-
ge Zeit ein Vorhaben, dem viele
Entscheidungsträger äußerst re-
striktiv gegenüberstanden. Der
Grund dafür war auch u. a. darin
zu suchen, dass zum einen die
Rechtsaufsichtsbehörden wenig
Neigung zeigten, diese Finanzie-
rungsform zu unterstützen. Zum
anderen lehnten oftmals bei zu-
schussfinanzierten Objekten die
Zuschussgeber Leasing ab.

Erst als die schlechte Kassen-
lage die Möglichkeiten der Städ-
te, Gemeinden und Landkreise
zu Kreditaufnahme und somit
zur Realisierung wichtiger Inve-
stitionen erheblich einschränkte,
erwies sich in vielen Fällen Lea-
sing als Finanzierungsalternati-
ve, um doch noch notwendige
Vorhaben realisieren zu können.
Als Folge nehmen die Leasing-
Investitionen der öffentlichen
Hand zu.

Angespannte Haushaltslage

Auch für die Garchinger
Kommunalpolitiker war Aus-
gangssituation der Überlegung
die angespannte Haushaltslage
auf Grund einer großen Investiti-
on und die Tatsache, dass ein
Feuerwehrfahrzeug mindestens
20 bis 25 Jahre in Gebrauch und
es somit durchaus legitim sei, die
Anschaffungskosten auf diesen
Zeitraum zu verteilen, so Rei-
chenwallner. Dabei war Grund-
bedingung, dass die Beschaffung

des Feuerwehrfahrzeuges nicht
förderschädlich sein darf.

Gespräche mit
der Regierung

Dies führte zu intensiven Ge-
sprächen mit der Regierung von
Oberbayern. Diese zeigte sich
interessiert, einmal den Leasing-
gedanken für den Erwerb von
Feuerwehrfahrzeugen näherzu-
treten. Allerdings nur unter fol-
genden Voraussetzungen:

1.Der Erwerb mittels Leasing
darf nicht teuerer sein als ein

normaler Kauf mittels Kommu-
nalkredit.

2.Das geförderte Fahrzeug
darf keinerlei Nutzungsbe-

schränkungen unterliegen.

3.Bereits beim Abschluss des
Leasingvertrages muss der

Eigentumsübergang mit Ablauf
der Leasingzeit unwiderruflich
festgeschrieben sein – also eine
vertraglich konkrete Festlegung
des Eigentumerwerbs.

4.Die staatliche Förderung
kann zeitlich oder betrags-

mäßig nur entsprechend der Lei-
stungen der Kommune erfolgen
(Subsidiaritätsprinzip).

5.Ausschreibungen für einen
konventionellen Erwerb

(Kommunalkredit) und einen Er-
werb durch Leasing müssen
durchgeführt werden (Ver-
gleichsmöglichkeit – welche Er-
werbsart ist wirtschaftlich am
günstigsten).

6.Der Zuwendungsempfänger
darf keine finanziellen Vor-

teile gegenüber einem Direkter-
werb erlangen (Anfinanzierung).

7.Die haushaltsrechtliche Un-
bedenklichkeit bzw. Geneh-

migungsfähigkeit als kreditähn-
liches Rechtsgeschäft ist mit
dem jeweiligen Landratsamt ab-
zuklären.

Lastenheft

Mit diesem „Lastenheft“ mach-
ten sich die Garchinger an die
Umsetzung, wie CSU-Fraktions-
vorsitzender Tobias Zech schil-
dert:

„Als erstes stellten wir Ver-
gleiche an im Hinblick auf die
Laufzeit der Finanzierung im
Verhältnis zur Laufzeit des Lea-
singgeschäftes und legten –
nachdem wir als Ergebnis haben
wollten, dass Leasing günstiger
ist – die Laufzeit der Finanzie-
rung auf die Dauer von 16 Jah-
ren fest. Daraufhin verglichen
wir ein konventionelles Bank-
darlehen (Laufzeit 16 Jahre) mit
dem Leasinggeschäft (max. 108
Monate) zzgl. einem Kredit für
die Restzahlung aus dem Lea-
singgeschäft. Bei diesem Ver-

gleich und den dabei zugrunde
liegenden Berechnungen achte-
ten wir darauf, dass wir keine fi-
nanziellen Vorteile aus dem Lea-
singgeschäft erzielen.“

Anfinanzierung mit dem
staatlichen Förderbetrag

Als kommunale Anfinanzie-
rung wurde der staatliche För-
derbetrag verwendet, d. h. die
Leasingsumme wurde um die-
sen Betrag verringert. Zudem
wurde durch eine einseitige Er-
klärung bei Abschluss des Lea-
singvertrages durch die Kom-
mune der Erwerb des Fahrzeu-
ges sichergestellt. Zu guter
Letzt verpflichtete sich die Ge-
meinde noch, das Fahrzeug
ausschließlich für den Feuer-
wehreinsatz und die Verwen-
dung in der Feuerwehr unein-
geschränkt zu nutzen.

„Mit diesen Unterlagen und
Berechnungen konnten wir letzt-
endlich die Regierung überzeu-
gen, die das Leasing des Fahr-
zeugs zuschussunschädlich ge-
nehmigte“, freut sich Rei-
chenwallner.

Leasing kostet auch etwas

„Natürlich waren unsere Über-
legungen, ein Leasing der Feuer-
wehrfahrzeuge, auch durch die
günstigere Darstellung im Haus-
halt geprägt, wobei man dabei
nicht übersehen darf, dass auch
Leasing etwas kostet und die
Leistungsfähigkeit einer Ge-
meinde beeinflusst“, räumt Rei-
chenwallner ein.

Trotzdem sieht der Bürger-
meister folgende Vorteile:

1.Die Leasingraten belasten
nicht den Verwaltungshaus-

halt und werden ausschließlich
im Vermögenshaushalt darge-
stellt. Ausgenommen davon ist
die Restzahlung.

2.Die Zuführung an den Ver-
mögenshaushalt wird durch

die Investition nicht belastet
(keine Zinsen im Verwaltungs-
haushalt).

3.Die Investition fällt nicht in
einer Summe an – Entla-

stung des Vermögenshaushaltes.

4.Der Abschluss von Leasing-
verträgen über bewegliche

Gegenstände ist nach Art. 72/2,
GO genehmigungsfrei.

Reichenwallner hofft, dass mit
diesem Modell nun der eine oder
andere Bürgermeisterkollege
seinem Kämmerer die Möglich-
keit eröffnet, dem jeweiligen
Kommandanten das seit langem
benötigte und angemahnte neue
Fahrzeug endlich zur Verfügung
stellen zu können. KK

Hybridbus im Einsatz
Landkreis München nutzt neue Antriebstechnologie

Wer Bus und Bahn statt Auto fährt, vermeidet CO2. Ein durch-
schnittlich ausgelasteter Linienbus stößt pro Fahrgast weniger
als ein Drittel der Treibhausgase eines durchschnittlich besetz-
ten Pkw aus. In der Verkehrsspitze beträgt die CO2-Emission ei-
nes herkömmlichen Stadtbusses sogar nur etwa 5 Prozent des
vergleichbaren Pkw-Ausstoßes. Ein möglichst gut ausgebautes
und gut genutztes ÖPNV-Angebot ist daher ein wichtiger Bei-
trag zum Klimaschutz. Massiv steigende Treibstoffpreise und
die Endlichkeit der Verfügbarkeit fossiler Treibstoffe rücken al-
lerdings auch im ÖPNV immer mehr die Frage in den Mittel-
punkt, wie der Energieeinsatz weiter reduziert werden kann.

Eine verbesserte Verbrauchs-
bilanz könnten Hybridbusse vor-
weisen, deren Verbrennungsmo-
tor durch einen Elektroantrieb
unterstützt wird. In München
ging nun der „Urbino 18 Hy-
brid“ in den Regelbetrieb. Es
handelt sich um einen dreiachsi-
gen Hybrid-Gelenkbus des Her-
stellers Solaris, den die Stadt-
werke München (SWM) für das
Busnetz der Münchner Ver-
kehrsgesellschaft (MVG) ge-
kauft haben. Das Testfahrzeug
ist das fünfte seiner Art in
Deutschland.

Einstimmiger Beschluss

Der „Urbino 18 Hybrid“, in
Ottobrunn von Landrätin Johan-
na Rumschöttel vorgestellt, wird
auf der Regionalbuslinie 210
eingesetzt, die die Gemeinden
Taufkirchen, Ottobrunn, Hohen-
brunn und Neubiberg bedient.
Dass es sich dabei um einen
wegweisenden Schritt des Land-
kreises handelt, zeigte u. a. auch
die Anwesenheit von Landtags-
vizepräsident Dr. Peter Paul Gant-
zer, Finanzstaatssekretär Georg
Fahrenschon, der stellvertreten-

den Landrätin Susanna Tausend-
freund sowie zahlreichen Bür-
germeistern und Kreisräten.

Anträge der CSU- und der Grü-
nen-Kreistagsfraktion brachten
den Hybridbus auf den Weg, ein-
stimmig unterstützt vom gesam-
ten Kreistag. Im Rahmen der En-
ergievision des Kreistags wurden
für 2008 Haushaltsmittel für in-
novative Antriebstechnologie im
regionalen Omnibusverkehr des
Landkreises bereitgestellt.

Elektro und Diesel

Der „Urbino 18 Hybrid“ kom-
biniert zwei Elektromotoren mit
einem herkömmlichen Dieselag-
gregat. Er arbeitet als so genann-
ter paralleler Hybrid, d. h.: Ver-
brennungs- und Elektromotor
wirken gemeinsam auf den An-
triebsstrang. Der Elektroantrieb
tritt vor allem dann in Aktion,
wenn der Bus anfährt. Die dazu
erforderliche Energie ist „haus-
gemacht“: Sie kommt aus einer
Hochleistungsbatterie auf dem
Dach des Fahrzeugs, die sich
auflädt, wenn der Bus bremst.
Die Elektromotoren wirken in
diesem Fall als Generatoren, die

die freiwerdende Bremsenergie
in elektrische Energie umwan-
deln und für folgende Anfahr-
vorgänge wieder zur Verfügung
stellen. Dadurch kann eine er-
hebliche Treibstoffeinsparung
erzielt werden. Erwartet wird ei-
ne Reduzierung zwischen 25
und 30 Prozent. Dieses an-
spruchsvolle Ziel stimmt mit
dem Gesamtkonzept der Ener-
gievision des Landkreises über-
ein, das eine Reduzierung des
bisherigen Energieverbrauchs
um 60 Prozent bis 2050 vorsieht.

Nutzung von Bremsenergie

Die Nutzung von Bremsener-
gie ist schon bei elektrischen
Fahrzeugen wie U-Bahn und
Tram seit Jahren üblich; dort ge-
langt diese Energie über die
Fahrleitung in das Netz zurück
und kann von gleichzeitig anfah-
renden Zügen genutzt werden.
Beim Bus wird hingegen ein

ausreichend leistungsfähiges
Speichermedium benötigt. Da
Linienbusse im Stadtverkehr be-
sonders häufig anfahren und
bremsen, ist der Nutzeffekt der
Bremsenergierückgewinnung
bei Stadtbussen im Vergleich zu
anderen Motorfahrzeugen be-
sonders hoch.

Einsatz im Echtbetrieb

Um rasch auch Serienreife zu
erreichen, bedarf es des Einsat-
zes im Echtbetrieb. Der Land-
kreis ermöglicht somit Erkennt-
nisse für die Praxistauglichkeit
und den wirtschaftlichen Einsatz
der Hybridtechnik. Der MVV
begleitet das Projekt in fachli-
cher Hinsicht. Der Probeeinsatz
des Hybridbusses erfolgt zu-
nächst bis Ende 2011, wobei der
Landkreis die geschätzten erfor-
derlichen Mehrkosten von ca.
640.000 Euro während des Er-
probungszeitraums trägt. DK

Einsatz im Dienst der Umwelt: Auch der Landkreis München
nutzt jetzt einen Hybridbus, der erheblich weniger CO2 emit-
tiert, als ein herkömmlicher Stadtbus.

Spritkosten
halbieren -

Erdgas fahren!
„50 % niedrigere Spritkos-

ten, 80 % weniger Schadstoff-
ausstoß, 0% Probleme mit Fein-
staub, aber 100% Fahrspaß!
Das geht nur mit einem Erd-
gasfahrzeug“, erklärte Klaus-
Peter Dietmayer, kaufmänni-
scher Geschäftsführer von
erdgas schwaben.

Denn mit einem Erdgasauto
werde beim Fahren gespart.
Dies sei der Grund, warum
sich in den letzten Jahren
Kommunen, Sozialstationen,
Taxiunternehmen und andere
Vielfahrer für Erdgas als
Kraftstoff entschieden haben.

Allein in Schwaben bieten
37 Erdgastankstellen den güns-
tigen Kraftstoff, deutschland-
weit sind es bereits 800. Rund
70.000 Erdgas-Fahrer gibt
bundesweit; Tendenz stark
steigend. www.gibgas.de.
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www.fliegl.com
Fliegl Bau- & Kommunaltechnik GmbH
Söderbergstraße 5, D-84513 Töging

Ihr Ansprechpartner:
Martin Fliegl, Telefon 0 86 31 307198

Telefon 0178 2 00 88 44

Profi-Technik für
den Bau- und

kommunalen Einsatz
– tausendfach bewährt.

!!!!!!!!!

Die robusten Abschiebewägen glänzen unter anderem durch
Kippsicherheit und höhere Abladegeschwindigkeit. Außerdem,
sind sie mit optimierten Bremsachsen ausgestattet.

Fliegl Abschiebewagen ASW und ASS:

Überzeugende Technik
Hohe Einspareffekte gegenüber anderen Abladesystemen

Vielseitig, das ganze Jahr über einsetzen lassen sich die robusten
Abschiebewägen „ASW Tandem und Tridem“ sowie die Ab-
schiebe-Sattelauflieger „ASS Zweiachs und Dreiachs“ der Fliegl
Bau- und Kommunaltechnik GmbH, Töging. Vor allem Lohn-
und Transportunternehmen, Recyclingfirmen, Biogasanlagen-
Betreiber und kommunalen Bauhöfen ist er von besonderem
Nutzen, weil sie die unterschiedlichsten Güter wie Mähgut oder
Schnee, Hackschnitzel oder Biogas-Substrat, Müll, Unrat oder
ähnliches sammeln und transportieren müssen.

Die originale, verschleißarme,
rasch arbeitende Fliegl Abschie-
betechnik ist äußerst vorteilhaft,
sorgt sie doch für eine bis zu 80
Prozent höhere Zuladung durch
Pressung des Ladeguts. Gegen-
über anderen Abladesystemen
bedeutet dies beim Transport
und Entladen hohe Einspareffek-
te. Hinzu kommen das geringere
Eigengewicht durch selbsttra-
genden Aufbau und der geringe-
re Öl- und Kraftbedarf durch
Verzicht auf öl- und kraftzehren-
de Teleskopzylinder.

Kippsicherheit

Nach Praxisberechnungen
sind daher Abschiebewagen im
Vergleich zu anderen Abladesy-
stemen wesentlich wirtschaftli-
cher. Durch Zeit-, Kraftstoff-
und Mautersparnisse können
sich ASW und ASS bereits in-
nerhalb von zwei Jahren bezahlt
machen.

Oft müssen auf hängigem

Gelände Güter geladen, trans-
portiert und abgeladen werden.
Der ASW und ASS glänzen hier-
bei durch Kippsicherheit. Der
niedrige Schwerpunkt macht´s.
Wo Kipper beim Entladen kip-
pen, steht der ASW noch sicher
auf den Reifen. Während Kipper
beim Abladen in niedrigen Ge-
bäuden ein Problem haben, hat
der ASW keines. Im Gegenteil:
Er schiebt das Ladegut einfach
auf Ladehöhe ab. Außerdem
zeichnen den ASW und ASS ge-
genüber Anhängern mit Schub-
boden (System Walking-Floor)
sowie Kratz- und Kettenboden
aus:

Robustheit des Abschiebesy-
stems, es eignet sich auch für
Schwergüter;

höhere Abladegeschwindig-
keit;

höhere Ladekapazität bei op-
timaler Verdichtung und gerin-
gerem Kraftbedarf;

zusätzliche Ladekapazität
durch niedrigere Plattform;

Zuverlässigkeit durch weni-
ger Verschleißteile;

sicherer Transport von Palet-
ten;

kürzere Rüstzeiten für Streu-,
Verteil- und Abladeaggregate;

Umrüstmöglichkeit mittels
Anbau-Überladeschnecke zu ei-
nem leistungsfähigen Überlade-
wagen für Schüttgüter sowie

kürzere Abladezeiten.

Optimierung der Vorteile

So vereint und optimiert die ori-
ginale Abschiebetechnik mit hy-
draulischem Schiebeboden die
Vorteile aller bekannten Trans-
port- und Abladesysteme in
sich, gleich, ob Kipper, Schub-,
Kratz- oder Kettenboden.

Zur Ladekapazität: Die robu-
sten Ganzstahlmulden auf

Stahlchassis besitzen je nach Ab-
schiebewagen (ASW), Abschie-
be-Sattelauflieger (ASS), Typ
oder Achsenausstattung ein Fas-
sungsvermögen zwischen 19
und 80 m3 bei zulässigen Ge-
samtgewichten (zG) zwischen
20 und 35 Tonnen (t) bzw. tech-
nischem Gesamtgewicht (tG) bis
44 Tonnen. Die Abschiebewägen
„ASW Tandem und Tridem“ und
die Sattelauflieger „ASS Zwei-
achs und Dreiachs“ verfügen
über Breitspurfahrgestelle mit
Spurbreiten von 2,05 oder 2,15
m, die, neben niedriger Ablade-
höhe auf schwerem und schwie-
rigem Untergrund zusätzlich für
festen und sicheren Stand und
Kippsicherheit sorgen.

Bremsachsen

Alle Abschiebewägen, gleich
ob Tandem-, Tridem-Fahrzeug
oder Sattelauflieger, sind mit op-
timierten Bremsachsen ausge-
stattet. Für besondere Einsätze,
die Reifen- und Bodenschonung
verlangen, bestückt Fliegl die
originalen Abschiebewagen ei-
gens mit Lenkachsen:

Beim Tandem-ASW ist dann
die hintere Achse gelenkt.

Beim Tridem-ASW ist entwe-
der die hintere Achse (Serie)
oder die erste und letzte Achse
gelenkt.

Beim Dreiachs-Sattelauflie-
ger ist die nachlaufgelenkte Lenk-
achse hydraulisch sperrbar, sie
kann außerdem mit einer An-
fahrhilfe ausgestattet werden.

Für unterschiedliche Einsatzver-
hältnisse bietet Fliegl eineVielzahl
von Bereifungsvarianten an.

Sicherheitsaspekte

Für Sicherheit sorgt eine Zwei-
Kreis-Druckluftbremse mit ALB,
die, falls gewünscht, mit einer hy-
draulischen Bremse kombiniert
werden kann. Höchste Sicherheit
ist damit gewährleistet, auch bei
leichteren Zugfahrzeugen. Um
das Fahrverhalten und die Stand-
festigkeit noch weiter zu optimie-
ren, können die Tandem- und Tri-
dem-Abschiebewägen mit Luft-
oder auch mit hydraulischer Fe-
derung ausgestattet werden. Die
ASS-Sattelauflieger mit zwei
oder drei Achsen sind von Hause
aus luftgefedert.

Je nach Einsatzverhältnissen
und Kundenansprüchen können

die Schwergut-Abschiebe-Wä-
gen mit vielfältigem Zubehör
ausgestattet werden, zum Bei-
spiel mit hydraulisch zu betäti-
genden Rückwänden nach oben
öffnend oder abklappbar zwei-
teilig mit stabilen Verriege-
lungen, erhöhte Gitterfront-
wand, Rückfahrkamera, Über-
wachungskamera, vom Boden
aus bedienbarer Schiebeplane,
Stützfuß mit Getriebe, Liftachse
usw. Auch Sonderlackierungen
in den gewünschten Firmenfar-
ben sind möglich.

Geschlossene Ausführung

Unter anderem bietet Fliegl
für den professionellen Mähein-
satz und für das rationelle Unrat-
sammeln am Straßenrand eine
geschlossene Ausführung des
Abschiebewagens an. Bei die-
sem Typ sind Rück- und Seiten-
wände statt 1,50 generell 2,00 m
hoch. In die Abschiebewand vor-
ne ist der standardisierte Einblas-
stutzen eingelassen, über den mit
einem Gebläseschlauch der Ab-
schiebewagen während der
Mahd und beim Sammeln be-
füllt wird. Eine Lochblech-
Abdeckung verhindert das Ver-
wehen des Sammelguts. Je nach
Ausstattung und Typ kosten die
ASW- undASS-Schwerguttrans-
porter von 16.800 Euro bis über
56.330 Euro jeweils ohne MwSt.

Dolly-Einsatz

Die Fliegl Abschiebe-Sattel-
auflieger können neben Sattel-
schleppern auch von üblichen,
allerdings PS-starken Traktoren
gezogen werden. Voraussetzung
dafür ist der Einsatz eines so ge-
nannten Dolly. Dieser ist ausge-
stattet mit einer Tandemachse
und wird mit vier Reifen in der
Größenordnung des Sattelauflie-
gers bestückt. Auch ein Einachs-
Dolly ist lieferbar. Je nach Ein-
satzbedingungen können Lohn-
und Transportunternehmen, Re-
cyclingfirmen, Biogasanlagen-
Betreiber und kommunale Bau-
höfe eine Parabel-, Luft- oder
hydraulische Federung der Ach-
sen wählen. Ein hydraulischer
Stützfuß trägt bei abgehängter
Zugmaschine den drehbar gela-
gerten Zugholm. Je nach Anhän-
gung kann damit der Dolly so-
wohl in Untenanhängung per
Kugelkopf als auch oben mit ei-
nem Zugmaul gekoppelt und ge-
fahren werden. Die ASS Dollys
kosten von 11.830 bis über
14.890 Euro ohne MwSt.

www.fliegl.com

Die Fliegl-Firmengruppe ist
seit mehr als 30 Jahren interna-
tional erfolgreich tätig als Her-
steller von landwirtschaftlichen
und gewerblichen Maschinen
und Zubehör. Unter www.fliegl.
com finden Kunden schnell das
passende Produkt und erhalten
ein maßgeschneidertes Angebot.
Mehr als 800 Mitarbeiter in den
Fliegl-Fabrikationsstätten Kastl,
Triptis, Töging (Deutschland),
Abda (Ungarn) und Vilafranca
(Spanien) produzieren Qualität

für Landwirtschaft und Trans-
portwesen, Bauwirtschaft, Gar-
ten- und Landschaftsbau (GaLa-
Bau) sowie Kommunen. Ver-
triebsstützpunkte europaweit in
Kastl, Triptis, Töging (Deutsch-
land), Abda (Ungarn), Bosca
(Rumänien), Komàrno (Slova-
kei), Krnov (Tschechische Repu-
blik), Vilafranca bei Barcelona
(Spanien) und Werksbeauftragte
weltweit sorgen für schnelle Ver-
fügbarkeit von Produkten und
Dienstleistungen. Das Agro-
Center in Kastl bietet auf 25.000
m2 Ersatzteile für alle Fliegl-
Produkte sowie weitere Bedarfs-
artikel für Haus, Hof, Stall und
Garten. Sie können an Ort und
Stelle direkt gekauft oder übers
Internet (www.agro-center.de)
bestellt, um dann umgehend aus-
geliefert zu werden.

„Tag des Geotops“:

Auf Entdeckungstour zu
steinernen Naturwundern

Bayerns steinerne Naturwunder luden am dritten September-
Sonntag zum „Tag des Geotops“. Das Augenmerk lag auf ver-
wunschenen Höhlen, Fossilien-Steinbrüchen oder bizarren Fel-
sen. Große und kleine Schatzsucher konnten gemeinsam mit
Experten auf Entdeckungstour gehen. Wer erfahren wollte, wie
die bayerischen Landschaften, die Alpen, Moore und Seen,
Höhlen und Steinernen Rinnen entstanden sind, konnte einen
Familienausflug in die Natur machen - Geologen und Forscher
erklärten ihre Entstehung. Heuer waren bayernweit insgesamt
65 Geotope zu besichtigen. Seit 1985 werden Geotope im Frei-
staat systematisch erfasst. Über 2.900 Einträge umfasst der Geo-
topkataster Bayern des Bayerischen Landesamts für Umwelt.

Die Organisation vor Ort er-
folgte dezentral durch Privat-
personen, Vereine, Museen,
Kommunen, Rohstoffbetriebe,
Universitäten und viele mehr.
Das Bayerische Landesamt für
Umwelt unterstützte die Veran-
stalter und warb für die Teil-
nahme.

Wechselwirkungen
im System Erde

Ziel dieser bundesweiten Ent-
deckungstour ist es, wichtige
Dokumente der Erdgeschichte
vorzustellen und die engen Ver-
flechtungen des menschlichen
Wirkens auf der Erde anhand
von allgemein verständlichen
Informationen bewusst zu ma-
chen. Hierbei soll über die
Wechselwirkungen im System
Erde informiert werden, damit
die Eingriffe des Menschen auf
die natürlichen Gleichgewichte
und Kreisläufe im Zusammen-
hang von Nutzung und Schutz
der natürlichen Ressourcen ver-
ständlich werden.

Wichtige Erkenntnisse

„Geotope verraten uns viel
über das Klima in der Frühzeit,
über Überschwemmungen und
Lebensbedingungen für Tiere
und Pflanzen vor vielen Jahr-
millionen. Diese Erkenntnisse
sind wichtig für uns und künfti-
ge Generationen“, betonte Um-
weltminister Otmar Bernhard.
Mit dem Tag des Geotops solle
das Augenmerk auf die steiner-
nen Zeugen der Erdgeschichte
gelenkt werden, „denn nur was
man kennt, das schätzt und

schützt man gerne“, so Bern-
hard. Im Rahmen des Geotop-
Tags zeichnete das Umweltmi-
nisterium die 100 eindrucks-
vollsten geologischen Schätze
Bayerns mit dem Geotop-Güte-
siegel aus, um sie touristisch
sanft zu erschließen und über
freiwillige Patenschaften ihre
Pflege und Erhaltung langfristig
zu sichern.

Allgäuer Nagelfluhkette

Zu den Preisträgern gehört
unter anderem die Allgäuer
Nagelfluhkette, das Wahrzei-
chen des westlichen Oberall-
gäus. In Vertretung des bayeri-
schen Umweltministers verlieh
Ministerialrätin Christina von
Seckendorff das bayerische
Geotop-Gütesiegel an den 1.
Bürgermeister von Oberstau-
fen, Walter Grath. Die aus har-
ten, steilen Konglomeratbän-
ken aufgebauten Gipfel vom
Mittaghorn bei Immenstadt bis
zum Bregenzer Wald werden
nunmehr in das Programm
„Bayerns schönste Geotope“
aufgenommen.

Ammergauer Wetzsteine

Eine weitere Auszeichnung
wurde den Ammergauer Wetz-
steinen am Scharten-Köpfel zu-
teil. Das Gütesiegel nahm der
1. Bürgermeister der Gemein-
de Unterammergau, Michael
Gansler, entgegen. Über Jahr-
hunderte hinweg wurden bei
Unterammergau besondere Ge-
steine zur Gewinnung von
Wetzsteinen abgebaut. Die
Schleifmühlklamm und die ehe-

maligen Wetzsteinbrüche sind
eindrucksvolle Zeugen der Na-
tur- und Kulturgeschichte der
Region.

Im Steinbruch von Obertrü-
benbach wiederum wurde ein
Geotop-Gütesiegel an den 1.
Bürgermeister der Stadt Ro-
ding, Franz Reichold sowie an
Theo Zellner, Landrat von
Cham und Vorsitzender des Na-
turparks Oberer Bayerischer
Wald verliehen. In Obertrüben-
bach steht man gleichsam auf
einer fossilen Küstenlinie: In
der Kreidezeit, vor der Auffal-
tung der Alpen, verlief hier die
Küste des Ur-Mittelmeeres.
Ganze fünf Millionen Jahre hat-
te es gedauert, bis sich die Kü-
stenlinie von der Gegend um
Regensburg bis hierher ver-
schoben hatte. Seit jeher wurde
der Steinbruch gerne von Geo-
logen besucht, erst letztes Jahr
ist er jedoch erneut erschlossen
worden. Heute ist der Stein-
bruch der einzige öffentlich zu-
gängliche Ort in Bayern, an
dem man die Spuren des tropi-
schen Meeresvorstoßes in der
Kreidezeit studieren kann.

Malmschichten
am Arzberg

Auch die „Malmschichten
am Arzberg“ gehören nunmehr
offiziell zu den 100 bedeutend-
sten geologischen Naturwun-
dern Bayerns. „Geotope sind
natürliche Archive und Labo-
re“, erklärte Regierungspräsi-
dent Christoph Hillenbrand
beim Festakt. „Durch sie kön-
nen wir die Gegenwart verste-
hen und zukünftige Ereignisse
besser einordnen. Der Geotop-
schutz trägt dazu bei, dass der
Reiz unserer einmaligen ober-
bayerischen Landschaft erhal-
ten bleibt; denn das was wir
kennen und verstehen, schät-
zen und bewahren wir auch.
Die Steinbruchwand am Arz-
berg ist ein Lesebuch der Erd-
geschichte.“

Der Arzberg bietet nicht nur
durch seine Landschaft einma-

lige Einblicke in die Erdge-
schichte. Eine 70 Meter hohe
Felswand im Bereich eines ehe-
maligen Steinbruchs zeigt hun-
derte über einander liegende
Schichten aus Kalkstein. Sie
wurden die in der Zeit des
Malms vor etwa 150 Millionen
Jahren in einem tropisch war-
men Meer abgelagert. Mit dem
Arzberg erhielt zum 15. Mal ein
oberbayerisches Geotop die be-
gehrte Auszeichnung.

Juraprofil am Staffelberg

Das Juraprofil am Staffel-
berg in der Nördlichen Fran-
kenalb (Landkreis Lichtenfels)
ist ebenfalls in die Bestenliste
der 100 schönsten Geotope
Bayerns aufgenommen wor-
den. „Der Staffelberg ist ein
Klassiker der geologischen

Forschung“, sagte Christian
Tausch vom Bayerischen Lan-
desamt für Umwelt bei der
Übergabe des Geotop-Gütesie-
gels an die Stadt Bad Staffel-
stein. 25 Millionen Jahre hat es
gedauert, bis die geologischen
Schichten des Staffelbergs in
einem Meer der Mittleren und
Oberen Jura-Zeit abgelagert
waren.

Spannendes Kapitel
der Erdgeschichte

„Diese Gesteinsschichten und
ihre Fossilien erzählen ein span-
nendes Kapitel der Erdgeschich-
te“, so Tausch weiter. Geo-
tope seien bemerkenswerte
Werke der Natur. Ihre Attrakti-
vität gelte es zu erhalten und
touristisch sowie naturschutz-
fachlich zu nutzen. DK
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Landkreis Augsburg:

Landrat Sailer besichtigte
Meitinger Lech-Stahlwerke

Landrat Martin Sailer besuchte jetzt mit Mitarbeitern aus dem
Landratsamt die Meitinger Lech-Stahlwerke (LSW), um sich
selbst ein Bild von den dortigenArbeitsbedingungen der rund 700
Beschäftigten zu machen. Arbeitnehmervertreter mit der Be-
triebsratsvorsitzenden Maria Heinrich an der Spitze und Ge-
schäftsführer Dr. Klaus Schaefers berichteten dem Landrat von
der großen Verunsicherung, die unter der Belegschaft herrsche.
Heinrich sprach von dem Eindruck unter den Mitarbeitern, dass
die Interessen der Bürgerinitiativen bei den Abwägungen des
Landratsamts im Vordergrund stünden und die weitere Entwick-
lung des Werkes behinderten.

Sailer machte deutlich, dass es
überhaupt nicht Absicht der Ge-
nehmigungsbehörde sei, die Ent-
wicklung des Werkes künstlich
zu behindern. „Für uns sind die
Lech-Stahlwerke ein wichtiger
Arbeitgeber in der Region. Es ist
das berechtigte Interesse des Un-
ternehmens, sich weiter zu ent-

wickeln. Wir machen keine Auf-
lagen, um hier künstlich die Pro-
duktion zu drosseln. Es liegt uns
fern, Ihnen Gängelungen aufzuer-
legen. Im Gegenteil: Wir versu-
chen Sie in Ihrer Entwicklung zu
begleiten“, betonte er. Aber auch
die Nachbarn und Anwohner des
Werkes hätten einen Rechtsan-

spruch darauf, dass ihre Interes-
sen gewahrt werden, so Sailer. „In
diesem Spannungsfeld“, so der
Landrat, „bewegen wir uns. Aber
Maßstab unserer Entscheidungen
sind einzig und allein Recht und
Gesetz.“ Die Spielräume seien re-
lativ begrenzt.

Zuversicht

Wenn die rechtlichen Vorgaben
mit Blick auf die Entsorgung der
anfallenden Elektroofenschlacke
sowie die Lärm- und Staubemis-
sionen eingehalten würden, stün-
de auch einer Produktionserwei-
terung nichts im Wege. Mit der
Genehmigung der weiteren Auf-
haldung der Schlacke sei das
Landratsamt deutlich entgegen-
gekommen. Kreisjurist Michael
Püschel machte überdies deut-
lich: „Es hat eine Menge von
Hinweisen an den Alleingesell-
schafter Max Aicher gegeben,
wie man die Probleme vor Ort lö-
sen könnte.“

Schaefers zeigte sich zuver-
sichtlich, neue Absatzwege für
die Elektroofenschlacke er-
schließen und damit die Entsor-
gungssicherheit gewährleisten zu
können. Er sicherte Sailer zu, den
Umweltschutz im Werk weiter zu
verbessern. Er kündigte weiter an,
das Unternehmen werde in Kürze
Sicherheitsleistungen über 4,5
Millionen Euro vorlegen. Das
Geld soll dazu dienen, die
Schlackeberge notfalls wieder auf

die ursprünglich genehmigte
Höhe von 15 Metern bei ein-
baufähiger Schlacke und von 9
Metern beim Vorprodukt zu redu-
zieren. Die Haldenerhöhung auf
25, beziehungsweise 15 Meter ist
nämlich bis Ende 2009 befristet.
Durch diese Sicherheitsleistun-
gen wären die Überlegungen des
Landratsamts für eine sofortige
Produktionseinschränkung jeden-
falls zunächst einmal vom Tisch,
sicherte Sailer zu. Bis zum Früh-
jahr 2009 soll dann ein stichhalti-
ges Konzept vorliegen, wie die
Halden wieder abgebaut werden
sollen.

Im Stahlwerk machte sich der
Landrat anschließend ein Bild
vom aufwändigen und „schweiß-
treibenden“ Produktionspro-
zess. Die Mitarbeiter schmel-
zen hier unter härtesten Bedin-
gungen Schrott, um daraus hoch-
wertigen Bau- oder Edelstahl zu
erzeugen. Sichtlich beeindruckt
waren der Landrat und seine Mit-
arbeiter von den extrem hohen
Temperaturen, die in der Ferti-
gungshalle herrschen.

Im Dialog bleiben

In den Öfen selbst liegen die
Temperaturen bei 1700 Grad.
Bemerkenswert fand Sailer auch
die hohe Ausbildungsquote der
Lech-Stahlwerke. Über 40 Aus-
zubildende, das sind sechs Pro-
zent der Belegschaft, arbeiten
derzeit im Werk. Schaefers und
Sailer vereinbarten, im engen
Dialog zu bleiben. „Mir war es
ganz wichtig, mit eigenen Augen
gesehen zu haben, unter welchen
Bedingungen hier gearbeitet
wird und mit welchen Proble-
men das Werk zu kämpfen hat“,
lautete Sailers Fazit.

Arbeitsgemeinschaft Fränkische Oberbürgermeister:

Balleis ist neuer Vorsitzender
Das Erlanger Stadtoberhaupt Dr. Siegfried Balleis (CSU) ist
zum neuen Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft Fränkische
Oberbürgermeister gewählt worden. Der 55-Jährige löst den
Würzburger Oberbürgermeister Georg Rosenthal (SPD) ab,
der die Geschäfte seit dem 1. Mai kommissarisch führte.

Auf ihrer Sitzung in Bamberg
forderten die 22 Oberbürgermei-
ster aus Franken die Deutsche
Telekom auf, auf die Schließung
ihrer Call Center in Heilbronn,
Ansbach, Bad Kissingen und
Würzburg zu verzichten. Von
den Plänen sind an den vier
Standorten 644 Mitarbeiter be-
troffen, zumeist Frauen.

Wie OB Balleis erläuterte,

schlüssen auf der Tagesord-
nung. Die Oberbürgermeister
kritisierten, dass es hier insbe-
sondere in den Randgebieten
der Städte hapere. Dabei sei die
Versorgung keine Aufgabe der
Kommunen. Georg Rosenthal
erinnerte daran, dass es durch-
aus auch andere Wettbewerber
gebe, die zum Teil mit doch
recht interessanten Angeboten
aufwarteten.

Über die erfolgreichen Bemü-
hungen seiner Stadt, mit Ener-
gie effizienter umzugehen, in-
formierte schließlich OB Ball-
eis seine Kollegen. Dies sei
mittlerweile nicht nur aus öko-
logischen, sondern auch aus
ökonomischen Gründen sehr
sinnvoll, so der neue Vorsitzen-
de. Schließlich seien die Lie-
genschaftskosten neben den
Personalkosten der zweite
große Preistreiber für die Kom-
munen. Die Städte könnten hier
gegenüber der Wirtschaft und
den Privathaushalten mit gutem
Beispiel vorangehen. DK

Auszeichnung für vier bayerische Landkreise:

„Orte der Vielfalt“
In feierlichem Rahmen sind in Berlin die ersten Preisträger

der auch vom Deutschen Landkreistag unterstützten bundes-
weiten Initiative „Orte der Vielfalt“ ausgezeichnet worden.
Der parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für
Familien, Senioren, Frauen und Jugend, Dr. Hermann Kues,
überreichte den Vertretern der ausgezeichneten Kommunen ein
Schild, das sie als „Orte der Vielfalt“ auszeichnet. Zu den ins-
gesamt 66 Preisträgern gehören 21 Landkreise bzw. ehemali-
ge Landkreise, darunter aus Bayern die Landkreise Erding,
Forchheim und Günzburg (zusammen mit der Großen Kreis-
stadt Günzburg) sowie Neumarkt in der Oberpfalz.

Die bundesweite Initiative „Orte der Vielfalt“, die von der
Bundesregierung im November 2007 ins Leben gerufen wur-
de, richtet sich an alle Landkreise, Städte und Gemeinden in
Deutschland, die sich gegen Rechtsextremismus, Fremden-
feindlichkeit und Antisemitismus engagieren, und bietet diesen
die Möglichkeit, sich um die Auszeichnung zu bemühen. Es
besteht weiterhin die Chance, sich um die Auszeichnung „Ort
der Vielfalt“ zu bewerben. Die zweite Auswahlrunde läuft bis
zum 30. November 2008. Einzelheiten zum Auswahlverfahren
unter www.orte-der-vielfalt.de. DK

Landrat Rudolf Schwemmbauer:

Gratulation zum
65. Geburtstag

Ansbach - Den Mann kann so schnell nichts aus der Ruhe brin-
gen. Rudolf Schwemmbauer, der Ansbacher Landrat, der am
27. Oktober 65 Jahre alt wird, hat in vielen Situationen bewie-
sen, dass er mit seiner Lebenserfahrung und dem daraus re-
sultierenden fundierten Urteilsvermögen und gesunden Men-
schenverstand vieles wettmachen kann, was dem Landwirt an-
dere an akademischen Weihen voraus haben mögen.

Schon sein Einstieg in das
Landrats-Amt war ein Härtetest.
Damals machte der Giftäcker-
Skandal in Neuendettelsau gera-
de bundesweit Furore. Auch das
Landratsamt stand nicht außer-
halb der Kritik. Aber Schwemm-
bauer verfiel nicht in geschäftige
Hektik nach dem beliebten Politi-
keranspruch „Wir haben alles im
Griff“, sondern vertraute zusam-
men mit dem Krisenmanagement
der Regierung auf eine ordentli-
che fachliche und juristischeAuf-
arbeitung des Falles.

Rudolf Schwemmbauer be-
gegnet den Menschen als ein be-
dächtiger Zuhörer, der vieles an
Stimmungen aufsaugt ohne
gleich das Patentrezept für Lö-
sungen aus dem Ärmel zu schüt-
teln. Er ist eben keiner von de-
nen, die auf alles eine schnelle
Antwort haben. Der Jubilar
nimmt sich die Zeit, um sich mit
Fachleuten in seinem Amt zu be-
raten, formuliert seine Position
und steht auch zu ihnen. Ein Po-
litiker, der so handelt, ist verläss-
lich. Für den Landratsjob hat er
sich als Bezirksrat und als Vize-
präsident des Bezirkstags sowie
als Bürgermeister von Geslau (er
hat 24 Jahre amtiert) kommunal-
politisch qualifiziert.

Wenn er heute ein Amt beklei-
det, das ihn zeitlich stark fordert,
so ist er doch dem von ihm ge-
gründeten und geleiteten Bürger-

meisterchor (übrigens der einzige
in Bayern) treu geblieben. Für
den Nebenerwerbs-Bauernhof in
seinem Heimatdorf Schwabsroth
allerdings hat er kaum noch Zeit.

Rudolf Schwemmbauer.

In Ehefrau Erika hat er eine kräf-
tige Stütze, die Kinder Thomas
und Claudia haben außerhalb der
Landwirtschaft eine Existenz ge-
funden. Wie es seine Art ist, hat
Rudolf Schwemmbauer nach der
Übernahme des Spitzenamts im
Landkreis nicht alles hingewor-
fen, was ihm früher wichtig er-
schienen ist. So ist er weiterhin in
den Reihen des Männergesang-
vereins zu finden, gelegentlich
sitzt er auch auf der Orgelbank.

Werner Falk

Wegweiser zur Industriekultur
Neue Broschüre des Tourismusverbands Franken

In kaum einem anderen Kapitel der Menschheitsgeschichte än-
derten sich Lebensumstände und Arbeitswelten so grundle-
gend wie während der „industriellen Revolution“. Franken
war im 19. Jahrhundert der Motor der Industrialisierung Bay-
erns und ist deshalb prädestiniert für das Erleben dieser Epo-
che. Denn Geschichte lässt sich dort am anschaulichsten nach-
vollziehen, wo sie geschehen ist - Technik erklärt sich am be-
sten, wo sie entwickelt und angewendet wurde und wird.

In Franken erlebt man „Indu-
striekultur“ oft an ehemaligen
Produktionsstätten, die heute le-
bendige und modern konzipier-
te Museen sind - Schritt für
Schritt verbinden sich hier Ver-
gangenheit, Gegenwart und Zu-
kunft. Einen Bogen über 200
Jahre Technikgeschichte im
nördlichen Freistaat schlägt
nunmehr die neue Broschüre In-
dustriekultur des Tourismusver-
bandes Franken. Die 116 Seiten
starke Publikation ist zugleich
Wegweiser für den neuen,
gleichnamigen „KulTourPfad
Franken“, der zu mehr als 50
Museen und Einrichtungen in
Nordbayern führt.

Einblicke in die Geschichte

„Franken war im 19. Jahrhun-
dert der Motor der Industriali-
sierung Bayerns“, heißt es in
der Handreichung. Moderne
Museen und alte Produktions-
stätten von Handwerk und Indu-
strie ermöglichten heutigen Be-
suchern Einblicke in die Ge-
schichte.

Prozess in zwei Museen

Den Prozess der Industrialisie-
rung können Besucher in zwei
großen Museen nachvollziehen:
im Industriemuseum Lauf und
im Museum Industriekultur in
Nürnberg. Daneben widmen sich
zahlreiche Museen einzelnen
Aspekten. So zeigen das Bahn-
museum in Nürnberg und das
Deutsche Dampflokomotivmu-
seum in Neuenmarkt die Ent-
wicklung der Eisenbahn auf.

Den Übergang von der hand-
werklichen zur industriellen
Textilfertigung zeichnet wieder-
um das Textilmuseum im ober-

fränkischen Helmbrechts nach.
Auch weniger bekannte Ein-
richtungen wie das Meerrettich-
museum in Baiersdorf nördlich
von Erlangen werden vorge-
stellt DK

Dr. Siegfried Balleis.

geht es auch um die Art und
Weise, wie die Telekom ihre
Unternehmensentscheidungen
kommuniziert. Nicht hinnehm-
bar sei es, dass Mitarbeiter und
Kommunen aus den Zeitungen
vom Arbeitsplatzabbau in ihren
Städten erfahren würden. Diese
Ansicht vertrat auch Kollege
Georg Rosenthal.

In einer einstimmig verab-
schiedeten Resolution wenden
sich die Stadtoberhäupter gegen
diesen Schritt der deutschen Te-
lekom. Es bedeute ein Unterlau-
fen tarifvertraglicher Vereinba-
rungen, wenn den zumeist teil-
zeitbeschäftigten Frauen Ersatz-
arbeitsplätze in Fulda angebo-
ten würden, die aufgrund der
Entfernung für sie nicht an-
nehmbar seien, so Rosenthal.

Internetanschluss

Das Thema Telekom blieb
auch in punkto Versorgung mit
leistungsfähigen Internetan-

Mittelfränkisch-Schwäbischer Archäologentag:

Bessere gesetzliche
Grundlagen schaffen!

Gunzenhausen (fa) - Auf dem „Mittelfränkisch-Schwäbischen
Archäologentag“ in Gunzenhausen hat der stellvertretende
Leiter des Landesamts für Denkmalpflege bessere gesetzlichen
Grundlagen für die Bodenarchäologie gefordert. Dr. Sebastian
Sommer plädierte dafür, dass auch Bayern das sogenannte
„Schatzregal“ in sein Landesdenkmalpflegegesetz übernimmt,
das 1988 vom Bundesverfassungsgericht bestätigt und bisher
von 13 Bundesländern in Landesrecht umgesetzt wurde.

Das „Schatzregal“ sieht vor,
dass neu entdeckte Bodenfunde
von besonderem wissenschaftli-
chen Wert mit der Entdeckung
in das Eigentum des Landes
übergehen. Derzeit gilt im Frei-
staat noch eine uralte Regelung,
wonach Bodenfunde je zur
Hälfte dem Grundeigentümer
und dem Finder gehören.

Der Landeskonservator be-
klagt, dass die im Internet öffent-
lich einsehbare Listenerfassung
der bayerischen Bodendenk-
mäler immer wieder von Son-
dengängern missbräuchlich ge-
nutzt wird. Die unerlaubten Aus-
grabungen nannte er eine „Zer-
störung unserer Vergangenheit“.

Im Rahmen der Tagung vor
200 Wissenschaftlern und eh-
renamtlichen Mitarbeitern des
Landesamts für Denkmalpflege
zog die Gesellschaft für Ar-
chäologie in Bayern ein positi-
ves Fazit. Vorsitzender Prof.

Bernd Päffen: „Bayern ist eine
tolle archäologische Land-
schaft.“

Jahrbuch vermittelt
Querschnitt

Der Stuttgarter Theiss-Verlag
präsentierte das 28. Archäologi-
sche Jahrbuch. Es schlägt eine
Brücke zwischen der Fachwelt
und der interessierten Öffent-
lichkeit. 64 Beiträge vermitteln
einen Querschnitt der bayeri-
schen Archäologie.

Mit einer Exkursion an den
Limes endete die Tagung. Gun-
zenhausen ist die einzige Stadt
am Limes, die von der römi-
schen „Teufelsmauer“ durch-
schnitten wird. Von den For-
schungsergebnissen des Gun-
zenhäuser Limeskundlers Dr.
Heinrich Eidam am Ende des
19. Jahrhunderts profitiert noch
heute die Fachwelt.
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„Da werden unsere Stadt-
ratsveteranen Migräne vom
vielen Kopfschütteln bekom-
men. Das Konzept ist ja revo-
lutionär – aber interessant.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
hatte gerade mit seinem Kolle-
gen in einer niedersächsischen
Kleinstadt klargemacht, dass
eine städtische Delegation
dort ein neues Verkehrskon-
zept studieren kann – shared
space genannt.

Der Grundgedanke ist so einfach wie auf den
ersten Blick paradox: Man hebt – auch baulich
– die Unterscheidung zwischen Fahrbahn, Rad-
und Gehweg im Straßenraum auf und lässt alle
Verkehrsteilnehmer innerstädtische Verkehrs-
wege gleichberechtigt benutzen. Man erklärt die
Innenstadt zur „blauen Zone“ fürs Parken, zur
„Tempo-30-Zone“ und demontiert ansonsten
alle Verkehrsschilder und Ampeln. Somit gelten
nur die allgemeinen Verkehrsregeln wie „rechts

vor links“ und ein umfassendes Rücksichtnah-
megebot.

Ziel ist es, mehr tatsächliche Sicherheit für al-
le Verkehrsteilnehmer zu schaffen, indem man
ihnen die scheinbare Sicherheit durch die Tren-
nung auf eigenen Wegen oder das derzeitige
ausgeklügelte System von Verkehrszeichen
nimmt. Gedanklicher Ausgangspunkt ist der al-
te makabere Witz von dem Fußgänger, auf des-
sen Grabstein steht „Für ihn war die Ampel
grün“. Anders gesagt: Die Sicherheit, die Re-
geln geben, kann nicht nur Segen, sondern ge-
rade im innerstädtischen Verkehr auch Fluch
sein: Man vertraut auf sein Vorrecht und achtet
viel zu wenig darauf, ob dieses Vorrecht auch
von den anderen Verkehrsteilnehmern realisiert
oder beachtet wird.

Weniger oder gar keine Regeln, so der Um-
kehrschluss, bedeuten, dass die Verkehrsteilneh-
mer aufmerksamer sind und mehr Rücksicht
üben. Da es kein Recht gibt, das man durchset-
zen „muss“, stellt sich eine defensivere und vor-
sichtigere Fahrweise ein. Da alles scheinbar
unübersichtlicher wird, reduzieren sich automa-

tisch die Geschwindigkeiten,
die in der Stadt gefahren wer-
den. Durch den Wegfall der
Trennung der Verkehrsteilneh-
mer wird zudem weniger Ver-
kehrsraum benötigt.

Das Chaos bewirkt also ge-
wissermaßen die Schaffung ei-
ner sich den jeweiligen konkre-
ten Verhältnissen anpassenden
Ordnung. Ungefähr so, wie
wir es in manchen Städten
rund ums Mittelmehr erleben,

wo Verkehrsregeln als bloße Vorschläge für das
Verhalten im Straßenverkehr gelten und in un-
seren mitteleuropäischen Augen alles wahnwit-
zig drunter und drüber geht. Und doch funktio-
niert es, kommt jeder ans Ziel, gibt es kaum Un-
fälle und sogar die Fußgänger, die auf den er-
sten Blick wie Freiwild wirken, kommen sicher
überall hin, weil in letzter Konsequenz doch je-
der auf den anderen achtet, seine Reaktionen
einschätzt und sich darauf einstellt.

Nun wurde das System shared space in den
Niederlanden und nicht in Italien erfunden,
weshalb es eher auf Entschleunigung als auf
temperamentvolle Fortbewegung setzt. Ob es
bei uns in Deutschland funktioniert, das als
Land der Rechthaber gilt? Ja, sagen die Kolle-
gen aus Niedersachsen. Dort hat man gute Er-
fahrungen gemacht.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist neugierig
und freut sich darauf, das System selbst mal in
Augenschein zu nehmen. Flächendeckend in der
ganzen Stadt wird man es eh nicht einführen
können, nachdem man in den letzten vier Jahr-
zehnten einen Batzen Geld in den Bau von sepa-
raten Radwegen und breiteren Fußgängerstei-
gen gesteckt hat. Aber an gewissen Stellen, vor
allem in der Altstadt, wenn es eng ist oder die
städtebauliche Situation eine Neuordnung er-
fordert – warum sollte man es nicht mal auspro-
bieren, ob Fußgänger, Rad- und Autofahrer sich
nicht auch partnerschaftlich auf einem Ver-
kehrsraum begegnen können? Alles nach dem
Motto des Konfuzius auf dem heutigen Kalen-
derblatt: „Fordere viel von dir selbst und er-
warte wenig von den anderen. So wird dir Ärger
erspart bleiben.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Revolutionäres
Verkehrskonzept

Mit Altbezirkstagspräsident Dr. Georg Simnacher (Mitte) würdigten den „überaus wertvol-
len Dienst“ Oberbürgermeister Frank Kunz, Diakon i.R. Anton Stehle (seit 50 Jahren „Steu-
ermann“ der Altenbetreuung), Landrat Leo Schrell, Altoberbürgermeister Hans-Jürgen
Weigl, Cornelia Schreer (Diözesan-Altenwerk) und Regionaldekan Gottfried Fellner
(von links). Bild: -jdt-

Dillingen feierte Doppeljubiläum:

Spitze bei der
Senioren-Betreuung

50 Jahre Altenarbeit und 35 Jahre Nachmittage der älteren Generation
Altbezirkstagspräsident Dr. Georg Simnacher: „Das ist sensationell“

Dillingen (jdt). „Das ist sensationell und einmalig in ganz Bay-
ern“, betonte Altbezirkstagspräsident Dr. Georg Simnacher als
Festredner bei einem ungewöhnlichen Doppeljubiläum in Dil-
lingen. Gefeiert wurden 50 Jahre Seniorenarbeit und 35 Jahre
Nachmittage der älteren Generation. Zu den Gratulanten
gehörten mit Dr. Simnacher der Dillinger Oberbürgermeister
Frank Kunz und Landrat Leo Schrell, die auf die enge Zusam-
menarbeit von Pfarrei St. Peter, Stadt und Landkreis hinwiesen.

Ein besonderes Grußwort
übermittelte der Augsburger Bi-
schof Dr. Walter Mixa. Sein
herzliches „Vergelt’s Gott“ war
gewidmet dem „überaus wert-
vollen Dienst im Geiste der gött-
lichen „Barmherzigkeit“. Mit
ihm werde auch die Verbunden-
heit zwischen den Generationen
verdienstvoll gefördert. Hohe
Anerkennung gezollt wurde dem
langjährigen 2. Bürgermeister
von Dillingen, Diakon i. R. An-
ton Stehle, seit einem halben
Jahrhundert „Steuermann“ der
Altenarbeit im „Schwäbischen
Rom“.

Plädoyer für
neue Kultur des Alterns“

Dr. Simnacher forderte in sei-
nem Festvortrag im Faustussaal
eine „neue Kultur des Alterns“.
Unter dem Leitwort „Das Alter
in der Verpflichtung von Staat
und Gesellschaft“ stellte der
frühere Günzburger Landrat her-
aus, es sei heute die ganze Re-
formbereitschaft des Staates er-
forderlich, um die riesigen Her-
ausforderungen der demographi-
schen Veränderungen zu bewäl-
tigen. Vermieden werden müss-
ten dabei Störungen des sozialen
Friedens zwischen den Genera-
tionen.

Tragfähige
Lösungen nötig

Die jetzige Generation der
Rentner könne unbesorgt sein,
wenn es um die Altersansprüche
gehe, registrierte der von star-
kem Beifall begleitete Altbe-
zirkstagspräsident. Angesichts
der zunehmenden Lebenserwar-
tung und der abnehmenden Ge-
burtenziffern seien tragfähige
Lösungen zu erarbeiten. Dazu
gehörten u. a. Verlängerungen
der Lebensarbeitszeiten und
mehr Eigenverantwortung bei
der Altersvorsorge.

Lebenserwartung
fast verdoppelt

Dr. Simnacher erweiterte den
Blick seiner zahlreichen Zuhörer
auf eine gegenüber der Zeit vor
hundert Jahren völlig veränderte

Alterspyramide. Es ergebe sich
fast eine Verdoppelung der Le-
benserwartung. Vor hundert Jah-
ren habe die durchschnittliche
Altersgrenze für Männer 42 Jah-
re und zweieinhalb Monate be-
tragen, für Frauen 45 Jahre und
fünf Monate. Heute seien die
Durchschnittsaltersgrenzen für
Männer 74 Jahre und acht Mo-
nate und bei Frauen 80 Jahre und
sieben Monate.

Gegen
„zu frühes Ruhekissen“

Ungeachtet aller Probleme,
die es zu meistern gelte, rief Dr.
Simnacher dazu auf, das Altern
als Lebenschance zu sehen, als
Gewinn und nicht als Verlust.
Nachhaltig zu würdigen gelte es
die großen Nachkriegsleistungen
der heutigen Älteren im Aufbau
Deutschlands. Finden müsse
man die neue soziale Gerechtig-
keit in Solidarität zwischen Alt
und Jung: „Der Generationen-
vertrag in der bisherigen Form
trägt nicht mehr. Er ist reif für ei-
ne dem 21. Jahrhundert angepas-
ste Neuregelung...mit dem Prin-
zip der Selbstverantwortung“.
Die Verlängerung der Lebensar-
beitszeit nannte der Redner, von
gesundheitlichen Ausnahmen
abgesehen, unvermeidbar, zu
„frühe Ruhekissen“ ablehnend.

„Neue Kultur“
befürwortet

Für eine „neue Kultur des Al-
terns“ plädierend, setzte sich
Simnacher für eine Vernetzung
aller Initiativen ein. Das derzeiti-
ge Splitting der Hilfen für zwi-
schen den vom Landkreis und
vom Bezirk geförderten Hilfsan-
geboten sei wenig hilfreich:
„Wenn in der kommenden Le-
gislaturperiode von Landtag und
Bezirkstag die gesetzliche Rege-
lung der organisierten Hilfen aus
einer Hand angestrebt wird,
dann ist dies unbedingt erforder-
lich. Es spricht viel für die Bezir-
ke als Träger wegen ihrer gren-
züberschreitenden und besser
spezialisierten Angebote. Der
Kirche komme, so Dr. Simnach-
er, in der Verwirklichung des
christlichen Hauptgebotes der

Nächstenliebe beim bedeutsa-
men sozialen Einsatz füreinan-
der die besondere Rolle „wah-
rer menschlicher Hilfsgemein-
schaft mit Leuchtturmcharak-
ter“ zu.

Dienstältester
bayerischer Stadtrat

Mit Humor angereichert war
der Rückblick von Anton Stehle
auf 50 Jahre Seniorenarbeit. 48
Jahre war er bis 2008 der dien-
stälteste Stadtrat in Bayern, am
Beginn seiner kommunalpoliti-
schen Karriere der jüngste
Kommunalpolitiker im Frei-
staat (seinerzeit war man erst
wählbar ab dem 27.Lebensjahr).

Oberbürgermeister Frank
Kunz nannte den Einsatz von
Stehle für Stadt und Kirche „von
unschätzbarem Wert“. Mit Lei-
denschaft habe er sich für Dillin-
gen stark gemacht, mit insge-
samt nicht weniger als elf ehren-
amtlichen Verpflichtungen. Für
seine ungewöhnlich vielseitigen
Leistungen sei Anton Stehle oft-
mals von Freistaat, Kirche und
Stadt geehrt worden, u.a. mit
dem Goldenen Ehrenring der
Großen Kreisstadt. Landrat Leo
Schrell betonte, Stehle habe in
einmaliger Weise Beispielgeben-
des geleistet.

Rose für „Herz auf
dem rechten Fleck“

Regionaldekan Monsignore
Gottfried Fellner würdigte den
Einsatz von A. Stehle als „be-
wundernswert“. Cornelia Schreer
vom Altenwerk der Diözese
Augsburg überbrachte das
Grußwort von Bischof Dr. Mixa
und überreichte Anton Stehle ei-
ne Rose für sein „Herz auf dem
rechten Fleck“.

Festgottesdienst

Beim Festgottesdienst in der
Basilika St. Peter waren am Al-
tar vereint Stadtpfarrer Fellner
und die Diakone Stehle und
Xaver Käser. In seiner Predigt
bekräftigte Monsignore Fellner
den Dank für 50 Jahre Altenar-
beit an Anton Stehle, den Hel-
ferkreis, Stadt und Landkreis
sowie Sponsoren für „Ermuti-
gung, Erbauung und Freude in
einem unüberbietbarem Pro-
gramm“. Allein bei den regel-
mäßigen Nachmittagen der äl-
teren Generation gab es in 35
Jahren 68.239 Besucher in 769
Veranstaltungen.

Mitarbeiter des Kernkraftwerks Gundremmingen:

Unterstützung für Dillinger Tafel
1500 Euro konnten Dieter Manßhardt, stellvertretender Be-
triebsratsvorsitzender, und Dr. Michael Steichele, stellvertre-
tender kaufmännischer Geschäftsführer des Kernkraftwerks
Gundremmingen, an Herbert Graf, den ersten Vorsitzenden
des Caritasverbandes Dillingen sowie an dessen Geschäftsfüh-
rer, Stephan Borggreve, übergeben. „Nicht nur die wachsende
Altersarmut, sondern auch die der Kinder machen uns schwer
zu schaffen. Umso mehr wissen wir die Großzügigkeit der Be-
legschaft des Kernkraftwerks Gundremmingen zu schätzen“,
bedankte sich Herbert Graf.

Ebenfalls anwesend war
Frank Kunz, der bis zu seiner
Wahl zum neuen Oberbürger-
meister der Stadt Dillingen
selbst noch als ehrenamtlicher
Helfer der Tafel aktiv war und
daher den Ablauf genau kannte:
„Mit bloßem Verteilen der Le-
bensmittel an die Bezugsberech-
tigten ist es nicht getan. Neben
Transport und Einlagerung der
Lebensmittel ist vor allem auch
deren Aufbereitung, wie zum
Beispiel das Waschen von Obst
und Gemüse, harte Arbeit.“

Tombola ermöglichte
die Spende

Eine Tombola im Kernkraft-
werk Gundremmingen ermög-
lichte die Spende an die von der
Caritas betriebene Tafel in Dil-
lingen. Die dabei erzielte Sum-
me wurde von der Geschäfts-
führung aufgerundet.

„Bei immer vollen Regalen
vergessen wir oft, dass es auch
bei uns Hunger gibt“, unter-
strich Dr. Michael Steichele
noch einmal die Notwendigkeit
solcher „Tafeln“. „Mit diesem
Beitrag wollen unsere Mitarbei-
ter die über 150 ehrenamtlichen
Helfer unterstützen, die die Ver-
teilung der Lebensmittel hier
organisieren“, begründete der
stellvertretende Betriebsratsvor-

sitzende Dieter Manßhardt die
Entscheidung.

Das Ziel der Dillinger Tafel ist
es, dass alle qualitativ einwand-
freien Lebensmittel, die für den
herkömmlichen Verkauf nicht
mehr verwendet werden, an Be-
dürftige verteilt werden. Auf die-
se Weise hilft die Tafel armen
Menschen, eine schwierige Zeit
zu überbrücken, und gibt ihnen

ein wenig mehr Freiraum zur
Lösung ihrer weiteren Probleme.

Rund 290 Haushalte

Im Juli 2005 fand erstmals die
Ausgabe von Lebensmitteln
statt. Die große Inanspruchnah-
me überraschte sogar die Cari-
tas. Heute verfügen rund 290
Haushalte mit fast 700 betroffe-
nen Erwachsenen und Kindern
über einen gültigen Tafelaus-
weis, der zum Lebensmittel-
empfang berechtigt.

Die Ausgabezeit der Dillin-
ger Tafel ist immer dienstags
von 14 bis 17 Uhr. Die Bean-
tragung eines Ausweises ist am
selben Tag von 13 bis 15 Uhr
möglich. -jdt-

Von links: Stephan Borggreve, hauptamtlicher Geschäftsführer
der Dillinger Caritas, Dieter Manßhardt, stv. Betriebsratsvorsit-
zender des Kernkraftwerks Gundremmingen, Frank Kunz,
Oberbürgermeister der Stadt Dillingen und Schirmherr der Dil-
linger Tafel, Herbert Graf, 1. Vorsitzender der Dillinger Caritas,
und Dr. Michael Steichele, stv. kaufmännischer Geschäftsführer
des Kernkraftwerks Gundremmingen. Bild: -jdt-
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt ein
Prospekt der Firma Paul Wolff bei. Wir bitten um freund-
liche Beachtung.

Vorschau auf GZ 20
In unserer Ausgabe Nr. 20, die am 23. Oktober erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
Wasserversorgung Wasserversorgung
Fachliteratur für kommunale Entscheidungsträger
Kommunale Rechtsfragen
Kommunale Repräsentation

Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

LIEFERANTEN- N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten
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• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (089) 749 949 74

Inserierenbringt Erfolg!
www.bayerische-gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE
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Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
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Internet: www.hugo-knoedler.de
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Gmeiner GmbH
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Von links: Pflegedienstleiter Max Kapfer, Landrat Leo Schrell,
Geschäftsführer Hans-Peter Maier, Ärztlicher Direktor Xaver
Josef Kapfer. Bild: -jdt-

gefechten vorübergehend Stim-
mung machen zu können.

Pilotcharakter für andere
Landkreise hat sicherlich nach
Ansicht von Experten, dass es
im Landkreis Dillingen gelang,
die beiden Städte Dillingen und
Wertingen in die finanzielle Mit-
verantwortung für die Sicherung
der so bedeutsamen kommuna-
len Trägerschaft zu nehmen. So-
wohl die Kreisstadt Dillingen als
auch die Stadt Wertingen beteili-
gen sich mit 15 Prozent an den
laufenden Betriebsdefiziten und
im Umfang von 50 Prozent an
den nicht zuwendungspflichti-
gen Investitionskosten. Hinzu
kommt die Sonderverpflichtung
Wertingens für die Fortführung
der Geburtshilfeabteilung in der
Klinik der Zusamstadt. Hier
werden von der Stadt die Defizi-
te zu 75 Prozent übernommen.

Sowohl Dillingens OB Frank
Kunz als auch Bürgermeister
Willy Lehmeier (Wertingen), be-
tonen die besondere Bedeutung
der Krankenhäuser mit ihrer tra-
ditionell überregionalen Aus-
strahlung auch über die Land-
kreisgrenzen hinaus. Dankbar ist
Kunz zudem dafür, dass die Dil-
linger Franziskanerinnen im
Krankenhaus St. Elisabeth nach

wie vor mit rund einem Dutzend
Ordensfrauen mit „viel Herz-
blut“ mitarbeiten und zum guten
Ruf des Hauses einen hervorra-
genden Beitrag leisten.

Auch als Arbeitgeber haben
die Krankenhäuser eine heraus-
ragende Bedeutung. In Dillingen
(209 Betten) sind es einschließ-
lich der Teilzeitbeschäftigten
und der Zivildienstleistenden so-
wie der 31 Ärzte insgesamt 513
Beschäftigte, in Wertingen (160
Betten) 350 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, davon 29 Ärzte.

Mehr Geburten erwünscht

In beiden Kreiskliniken werden
zur Zeit Millionen-Investitionen
zur Runderneuerung und Lei-
stungssteigerung gemeistert.
Die Bauarbeiten sind, so Land-
rat Schrell und Hans-Peter Maier,
„voll im Zeit- und Kostenplan“.
Auf dem Wunschzettel stehen für
die Zukunft unter anderem eine
stärkere finanzielle Mitverant-
wortung des Staates für die kom-
munalen Krankenhäuser, damit
der „Pleitegeier“ fernbleibt, und
eine Steigerung der Geburtenzif-
fern (2007 waren es in Dillingen
598 und in Wertingen 267 Neuge-
borene).

Kraftakt soll zwei
Kreiskliniken sichern

Landkreis sowie Städte Dillingen und Wertingen in
gemeinsamer Verantwortung für kommunale Trägerschaft

Dillingen/Wertingen (jdt). Mit einem auch überregional stark be-
achteten Kraftakt sind im Landkreis Dillingen die Weichen für
die Zukunftssicherung der beiden Kreiskrankenhäuser St. Elisa-
beth Dillingen und Wertingen so gestellt worden, dass die Proble-
me der Umstrukturierung gemeistert werden können. Landrat
Leo Schrell, der Aufsichtsratsvorsitzende der Kreiskliniken
gGmbH, der zu Beginn des Jahres in der Publikation „KlinikAk-
tuell“ alle Mitverantwortlichen noch gewarnt hatte, ist jetzt wie-
der etwas optimistischer.

Im Vordergrund stünden die
Sicherung der kommunalen Trä-
gerschaft, mit der Absage an Pri-
vatisierungspläne, die dringend
erforderliche Verbesserung der
wirtschaftlichen Situation und
die Optimierung des medizini-
schen Angebots. Künftig soll es
keine Doppelversorgungen in
den zwei Kreiskrankenhäusern
mehr geben.

Klares Ziel ist, entsprechend
dem Beschluss des Aufsichtsra-
tes und der folgenden, fast ein-
stimmigen Entscheidung des
Kreistages (nur eine Gegenstim-
me) „Betriebsdefizite, die nach
dem 31. Dezember 2009 entste-
hen, werden vom Landkreis
nicht mehr ausgeglichen“. Die
Betriebskostendefizite der bei-
den Krankenhäuser bewegten
sich in den Jahren 2002 bis 2007
zwischen 882.537 und 2,1 Mil-
lionen Euro.

Landkreis und die Kreisklini-
ken gGmbH (mit dem große
Herausforderungen meisternden
Geschäftsführer Hans-Peter

Maier) haben sich die Erarbei-
tung einer soliden Basis für die
Sicherung der Kreiskrankenhäu-
ser nicht einfach gemacht. Seit
2001 wurden nicht weniger als
vier Expertengutachten in Auf-
trag gegeben. Landrat Schrell
dazu: „Diese kamen völlig unab-
hängig voneinander zu nahezu
identischen Ergebnissen. Ob-
wohl die Schwachpunkte in den
Leistungsangeboten bekannt wa-
ren, konnten diese aufgrund ver-
schiedenster Gründe in der Ver-
gangenheit nur teilweise besei-
tigt werden“.

Keine Alternativen

Die daraus gewonnenen Er-
kenntnisse trugen offensichtlich
dazu bei, dass es keine Alternati-
ven zur Neustrukturierung der
Kliniken gibt. Fraktionsübergrei-
fend wuchs im Kreisparlament
auch die Überzeugung, dass die
alarmierende Situation keinen
Raum lässt, auf Kosten der poli-
tischen Konkurrenz mit Schein-

Bibliotheksverband Oberbayern:

Neuer Vorstand
Bei der Vorstandssitzung des Bibliotheksverbandes Oberbay-
ern (BVO) in Freising wurde der bisherige 2. Vorsitzende, 1.
Bürgermeister Felix Schwaller aus Bad Aibling, zum Nachfol-
ger des ehemaligen Traunsteiner Oberbürgermeisters Fritz
Stahl bestimmt. Als 2. Vorsitzenden wählten die Mitglieder den
Freisinger Oberbürgermeister Dieter Thalhammer neu in die
Vorstandschaft.

Die weiteren Vorstandsmitglie-
der sind der 1. Bürgermeister der
Gemeinde Rohrbach a. d. Ilm,
Dieter Huber, der Leiter der Lan-
desfachstelle für das öffentliche
Bibliothekswesen in Bayern,
Klaus Dahm, sowie der Leiter der
Landkreisbibliothek Erding, Olaf
Eberhard, der die Geschäfts-
führung inne hat.

Wichtige
Interessenvertretung

Der neue Vorsitzende Felix
Schwaller stellte die langjährige
Arbeit Stahls für den Verband
heraus. Traunsteins Altoberbür-
germeister Stahl wiederum hob
die Seminarreihe „Entwicklung
von Bibliothekskonzeptionen“
hervor, die in Zusammenarbeit
mit der Ekz-Bibliotheksservice
GmbH und der Landesfachstelle
konzipiert wurde. Er beschrieb
den BVO als Interessenvertre-
tung der öffentlichen Büchereien
und Forum für den Austausch
von Erfahrungen.

Der Bibliotheksverband Ober-
bayern mit Sitz in München ist
ein von mehreren Kommunen
gegründeter, gemeinnütziger Ver-
ein zur Unterstützung von öf-
fentlichen Bibliotheken, Schul-
bibliotheken und Spezialbiblio-
theken. Die Mitglieder sind in
der Regel die Bibliotheksträger.

Der Zweck des Verbandes ist
die Förderung oberbayerischer
Bibliotheken. Er berät dabei in
Fragen der praktischen Biblio-
theksarbeit, übernimmt alle for-
malbibliothekarischen und buch-
technischenArbeiten und hilft bei
der Bücherbeschaffung.

Alle Leistungen stehen auch
Nichtmitgliedern zur Verfügung,
viele sind allerdings für Mitglie-
der ermäßigt oder kostenlos, wie
beispielsweise die Teilnahme an
Fortbildungsveranstaltungen oder
die Inanspruchnahme von Wan-
derausstellungen. Derzeit sind
112 oberbayerische Kommunen
Mitglied im BVO. DK

Stichwahl in Oettingen

Über die Nachfolge von
Bürgermeister Dieter Paus
(SPD) ist im schwäbischen
Oettingen noch nicht ent-
schieden. Im ersten Wahl-
gang erhielt der SPD-Bewer-
ber Dr. Matti Müller 42,4
Prozent und sein CSU-Mit-
bewerber Dr. Hilmar Brun-
ner 38,1 Prozent. Auf den
PWG-Kandidaten Rudolf
Oesterle entfielen 15,4 Pro-
zent, auf Beate Zerkowski
(ABL) nur 4,1 Prozent. So-
mit entscheidet die Stichwahl
am 12. Oktober. wefa


